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1 EINLEITUNG

Bei dieser Arbeit handelt es sich um eine empirische Dissertation. Das Wort
empirisch kommt vom griechischen Wort ,empeiros®, welches mit erfahren oder kundig
Ubersetzt wird. Das Wort empirisch bedeutet daher durch Erfahrung gewonnen'. Eine
empirische Forschung beschéaftigt sich mit der ,systematischen Erfassung und Deutung von
sozialen Erscheinungen®. Es werden daher aus Beobachtung gewonnene Daten

systematisch erfasst um daraus Erkenntnisse zu gewinnen.

Diese Arbeit setzt sich mit dem Erscheinungsbild der Brandstiftung gema § 169
StGB in den Landesgerichtssprengeln Innsbruck, Salzburg und Wien auseinander. Im
Rahmen dieser Arbeit konnte ich in 372 Akten der Staatsanwaltschaft und in 35
Gerichtsakten Einsicht nehmen. Vor allem habe ich die Phé\nomenologie3 der Tat, das
Erscheinungsbild der Tater und die Sanktionierung durch die Gerichte erfasst. Dazu habe ich
Daten aus den Akten der Staatsanwaltschaft aus den Jahren von 2003 bis 2005 und den zu
diesen Akten der Staatsanwaltschaft dazugehorigen Gerichtsakten gewonnen. Diese Daten
habe ich ausgewertet und die Auswertung grafisch veranschaulicht. Daten, die ich in dieser
Arbeit ausgewertet habe, entstammen aus den angeforderten Akten. Auch bei
Fallbeschreibungen, die demonstrativ angefiihrt wurden, handelte es sich ausschlief3lich um

solche Falle, die durch die Aktenauswahl Gegenstand dieser Dissertation wurden.

Ich habe meine Arbeit in zwei Teile und das Reslimee gegliedert. Der erste Teil der
Arbeit ist der rechts-theoretische Teil. In ihm werde ich den Tatbestand der Brandstiftung
gemal § 169 StGB erldutern und diskutieren, da er die rechtliche Grundlage dieser Arbeit
darstellt und ein erstes Verstandnis fur die Materie vermittelt. Mit dem
Strafprozessreformgesetz (BGBI | 2004/19 - in Geltung seit 1.1.2008) wurden die
staatsanwaltschaftliche Vorerhebung und die richterliche Voruntersuchung neu gestaltet.
Dadurch sind die §§ 1 bis 215 StPO umgestaltet worden. Da die empirische Arbeit sich mit
Akten aus dem Jahr 2003 bis 2005 beschéftigt, war das Strafprozessreformgesetz zu dieser
Zeit noch nicht in Kraft. In den neugestalteten Teil der Strafprozessordnung fallen unter
anderem die Bestimmungen Uber die diversionelle Erledigung, den Rechtsbeistand des
Angeklagten und die Bestimmungen uber die Untersuchungshaft. Obgleich Unterschiede in

der inhaltlichen  Strukturierung und in der Kompetenzverteilung durch das

' Brockhaus Enzyklopadie'®, Sechster Band S. 356.

2 Atteslander, Methoden der empirischen Sozialforschung'?, S. 4.

3 (griechisch phaindbmenon; das Erscheinende); Lehre iber das Erscheinungsbild (Brockhaus19, Band
27, Schlagwort: Phanomenologie).



Strafprozessreformgesetz erfolgten, so fuhren diese gesetzlichen Umstrukturierungen zu
keinen wesentlichen, inhaltlichen Anderungen dieser Arbeit. Der zweite Teil der Arbeit ist der
empirische Teil der Dissertation, der das Kernstuck der Dissertation bildet. Er beschéaftigt
sich mit der empirischen Erfassung der Daten, der Auswertung und der Darstellung der
Ergebnisse. Der empirische Teil gliedert sich in drei Unterpunkte, die sich mit der
Auspragung der Brandstiftung hinsichtlich der Tat, des Taters und der Sanktionierung
beschéftigen. AnschlieRend folgt das Restimee, als dritter Teil, in dem die gewonnenen

Ergebnisse zusammengefasst und diskutiert werden®.

4 Geschlechtsspezifische Bezeichnungen beziehen sich sowohl auf das weibliche als auch auf das
mannliche Geschlecht (der Gerichtsbezeichnung folgend).



KAPITEL A: RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BRANDSTIFTUNG

Dieses Kapitel hat die rechtliche Beurteilung der Brandstiftung nach dem § 169 StGB
zum Inhalt. Es werden im weiteren Verlauf die Tatbestandsmerkmale des § 169 Abs 1 StGB,
die Besonderheiten des § 169 Abs 2 StGB und die Qualifikationen des § 169 Abs 3 StGB

naher erlautert. Ebenso wird auf die Entwicklung der Judikatur naher eingegangen werden.

2 DELIKTSTYPUS

Gesetzestext:

8§ 169. (1) Wer an einer fremden Sache ohne Einwilligung des Eigentiimers eine Feuersbrunst
verursacht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer an einer eigenen Sache oder an der Sache eines anderen mit
dessen Einwilligung eine Feuersbrunst verursacht und dadurch eine Gefahr fur Leib oder Leben (§ 89)
des anderen oder eines Dritten oder fur das Eigentum eines Dritten in groBem Ausmald herbeiftihrt.

(3) Hat die Tat den Tod eines Menschen oder schwere Korperverletzungen (8 84 Abs. 1) einer
gréRBeren Zahl von Menschen zur Folge oder sind durch die Tat viele Menschen in Not versetzt
worden, so ist der Tater mit Freiheitsstrafe von funf bis zu flinfzehn Jahren, hat sie aber den Tod einer
groReren Zahl von Menschen nach sich gezogen, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren

oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.’

Das Gesetz umfasst in § 169 StGB zwei unterschiedliche Tatbilder®.

1. Das Verursachen von einer Feuersbrunst an einer fremden Sache. (Abs. 1)

2. Das Verursachen von einer Feuersbrunst an einer eigenen Sache, oder an einer
fremden Sache mit der Einwilligung des Eigentumers, wobei durch die Feuersbrunst
eine Gefahr fur Leib und Leben eines Anderen oder eines Dritten oder fur das

Eigentum eines Dritten in grolkem Ausmal’ herbeiflihren muss. (Abs. 2)

Nach Abs 1 ist der Tatbestand schon durch das Verursachen einer Feuersbrunst

an einer fremden Sache vollendett Es handelt sich hierbei um ein

®BGBI 1974/60. Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 4.
® Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 4.



Erfolgsverursachungsdelikt, da der Delikistypus erst mit Entstehen einer Feuersbrunst erfillt
ist’.

Abs 2 enthalt zwei alternative Mischtatbestéande, die einander gleichgestellt sind.
Das Verursachen einer Feuersbrunst an einer eigenen Sache und das Verursachen einer
Feuersbrunst an einer fremden Sache mit Einwilligung des Eigentimers. Die blof3e
Verursachung einer Feuersbrunst reicht flr die Erflillung des Tatbestandes nach Absatz 2
nicht aus. Zusatzlich muss durch diese Feuersbrunst eine Gefahr fiir Leib und Leben eines
Anderen oder flur einen Dritten oder fir das Eigentum eines Dritten im grofRen Ausmalf
bestehen. Es muss also eine weitergehende Gefahrdung zum Vorliegen einer Feuersbrunst
hinzukommen. Somit ist eine konkrete Gefahr flr Leib und Leben eines Dritten oder auch fur
das Eigentum eines Dritten im grofsen Ausmal} nicht begriffs-bestimmend fiir das Vorliegen
der Feuersbrunst®.

Werden die Qualifikationen des § 169 Abs 3 StGB erfilllt, hat die Tat namlich den Tod
eines Menschen oder schwere Korperverletzungen einer gréReren Zahl von Menschen zur
Folge, sind durch die Tat viele Menschen in Not versetzt worden oder hat die Tat den Tod
einer groReren Zahl von Menschen nach sich gezogen so erhoéht sich der Strafrahmen nach

den Bestimmungen des Absatz 3.

3 TATBESTANDSMERKMALE DES 8 169 ABS 1 STGB

Wie bereits unter Punkt 2 erlautert handelt derjenige tatbestandsmaRig (im Sinne des
§ 169 Abs 1 StGB), der an einer fremden Sache eine Feuersbrunst verursacht. Im weiteren
Verlauf des Punkt 3 wird auf die Voraussetzungen einer Feuersbrunst und einer fremden

Sache, sowie auf die Entwicklung der Judikatur genauer eingegangen.

3.1 VORLIEGEN EINER FEUERSBRUNST

Unter einer Feuersbrunst versteht der Gesetzgeber ein grofes, réumlich
ausgedehntes, nicht mehr oder nur mihevoll beherrschbares Schadensfeuer an einem

Objekt oder auch iiber dieses Objekt hinaus®. Es ist eine rdumliche Ausdehnung und eine

"EBRV 1971, S. 318.
& Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3.
°EBRV 1971, S. 317.



Entgleitung der Beherrschbarkeit des Feuers begriffsnotwendig. Wobei die raumliche
Ausdehnung und die mangelnde Beherrschbarkeit insoweit miteinander verflochten sind, als
sich die mangelnde Beherrschbarkeit des Feuers gerade aus der gro3en raumlichen
Ausdehnung ergibt, wahrend sich die grofl3e rdumliche Ausdehnung wiederum malfigebend

t'°. Dennoch ist es denkbar und auch wahrscheinlich,

fur die mangelnde Beherrschbarkeit is
dass nur das Erfordernis der Unl6schbarkeit erfilllt, aber dennoch nicht die raumliche
Ausdehnung einer Feuersbrunst erreicht, und ein Schadensfeuer nicht als Feuersbrunst zu
beurteilen ist'’. Es besteht somit zwar ein enger Zusammenhang zwischen der raumlichen
Ausdehnung des Schadensfeuers und der mangelnden Beherrschbarkeit, jedoch sind diese
zwei Begriffe nicht als notwendige Einheit zu verstehen. Um den Tatbestand des § 169 Abs

1 StGB zu verwirklichen missen jedoch beide Begriffe erfiillt sein.

3.1.1 RAUMLICHE AUSBREITUNG

Fir eine Feuersbrunst muss das Schadensfeuer eine grofle raumliche Ausbreitung
erreichen, es darf daher nicht auf einzelne Gegenstande (zum Beispiel eine Milltonne)
beschrankt bleiben'. Dies ist dahingehend zu verstehen, dass das Schadensfeuer nicht auf
einzelne Gegenstande geringen Umfanges beschrankt bleiben darf, da es sonst an der
begriffsnotwendigen Ausbreitung der Feuersbrunst mangelt. Eine Feuersbrunst kann auch
an einem einzeln stehenden Objekt entfacht werden, auch wenn keine Gefahr des
Ubergreifens auf andere Objekte besteht, wenn durch die Ausbreitung des Feuers
ausschlief3lich Gber dieses einzelne Objekt ein solch massives Feuer entsteht, dass es von
einem Menschen mit gewohnlichen Mitteln nicht mehr geléscht werden kann. Dies setzt aber
eine gewisse Grole des Objekts voraus, damit eine grofle Ausdehnung des Schadensfeuers
entstehen kann'. Bleibt das Feuer auf einzelne Mistkiibel, einen kleinen Schuppen, eine
einzelne Kegelbahn oder ein Auto beschrankt, so hat das Schadensfeuer noch nicht die
Ausmalie einer Feuersbrunst erreicht. Denkbar ist es auch, dass sich die Feuersbrunst auf
eine Mehrzahl von kleineren Gegenstanden erstreckt und damit eine Ausdehnung gréRReren
Umfangs erreicht. Die Gefahrlichkeit der Feuersbrunst ergibt sich dabei aus der Ausdehnung

des Schadensfeuers und in der daraus resultierenden Unbeherrschbarkeit.

911 Os 76/02.

" Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3a.
1214 Os 10/94.

13 Os 122/75.

12 Os 42/80; 11 Os 76/02.



3.1.2 UNBEHERRSCHBARKEIT

Die Feuersbrunst ist ein mit gewdhnlichen Mitteln nicht mehr beherrschbarer Brand.
Gewohnliche Mittel sind jene, die einem Menschen unter normalen Umstanden zur
Verfugung stehen. Dies sind unter anderem Ldschdecken, Wasser oder Handfeuerldscher.
Nicht aber vier Loschfahrzeuge der Feuerwehr oder ein zweistundiger Einsatz der
Feuerwehr',

Indizien fur die radumliche Ausdehnung der Feuersbrunst und die entglittene
Beherrschbarkeit ist die Dauer des Brandes und das Ausmall der Loésch- und
Sicherungsarbeiten®. Kein Indiz fiir das Vorliegen einer Feuersbrunst gemaR § 169 Abs 1
StGB ist das Erreichen einer bestimmten vermdgensrechtlichen Schadenshéhe'”. So kann
eine Feuersbrunst auch an einem wirtschaftlich wertlosen Gebaude gelegt werden, obgleich

dieses bereits als Abbruchhaus bestimmt war'®.

3.1.3 BRANDSTIFTUNG ALS ERFOLGSDELIKT

Beim Delikt der Brandstiftung handelt es sich um ein Erfolgsverursachungsdelikt.
Das Delikt ist vollendet, sobald der Tater eine Feuersbrunst verursacht. Es kommt daher
nicht darauf an, auf welche Art und Weise der Tater die Feuersbrunst Iegt“g. Er kann die
Feuersbrunst daher sowohl durch eine offene Flamme, als auch durch Funkenflug,
Elektrizitat oder eine bio-chemische Reaktion herbeifiihren. Es verursacht eine Feuersbrunst
auch, wer ein schon bestehendes Feuer vergroRert oder auch verlangert®®. Bei Vorliegen
einer Garantenstellung kann die Feuersbrunst auch durch Unterlassen begangen werden.
Eine Garantenstellung gemalR § 2 StGB liegt bei Feuerwehrleuten vor, da sie eine

Verpflichtung zum Léscheinsatz haben?".

3.14 BRANDSTIFTUNG ALS GEFAHRDUNGSDELIKT

Das Delikt der Brandstiftung gemaR § 169 StGB befindet sich im siebenten Abschnitt
des StGB. Dieser Abschnitt tragt die Uberschrift ,Gemeingefahrliche strafbare
Handlungen und strafbare Handlungen gegen die Umwelt®. Seit dem Inkrafttreten des StGB
am 1.1.1975 wurden die Delikte der gemeingefahrlichen strafbaren Handlungen in einem

eigenen Abschnitt zusammengefasst. Auf Grund der systematischen Anordnung dieser

11 Os 86/77; 11 Os 80/85.

'° 10 Os 85/75.

79 Os 87/86; 15 Os 90/93.

'® 9 0s 170/80.

¥ Mayerhofer in WK § 169 Rz. 4; Kienapfel/Schmoller, StudB BT 1%, § 169 Rz. 20.
20 Kienapfel/Schmoller, StudB BT 1%, § 169 Rz. 16.

1 Kienapfel/Schmoller, StudB BT 1%, § 169 Rz. 18.



strafrechtlichen Bestimmungen ist davon auszugehen, dass ihnen ein gefahrlicher Charakter
immanent ist. Dieser soll sich bereits aus ,der Art der Handlung oder den Mitteln, derer sich
der Tater zur Herbeifiihrung bedient, oder aus dem Umfang der Gefahrdung® ergeben®. Bis
auf die §§ 176, 177 StGB ist der Tatbestand bereits mit ,gesetzlichen Mitteln (gesetzliche
Begriffsbestimmungen im Zusammenhang mit strafbaren, tatbestandsmafligen Verhalten)
benannt. Bei den §§ 176, 177 StGB handelt es sich um allgemeine Tatbestande der
Gemeingefahrdung, da nicht alle Verhaltensweisen, aus denen eine Gefahr resultieren kann,
im Gesetz nominiert werden kdnnen und der Gesetzgeber somit einen Auffangtatbestand
geschaffen hat, indem er generell die Herbeifiihrung einer konkreten Gefahr fir Leib und
Leben einer groReren Zahl von Menschen oder fiur fremdes Eigentum in groRem Ausmal?
ponalisiert hat®.

In der Osterreichischen Literatur wird teilweise neben dem Vorliegen einer grofien
raumlichen Ausdehnung und der mangelnden Beherrschbarkeit des Schadensfeuers noch
ein drittes Element zum Tatbestand der Feuersbrunst gezahlt**. Durch das
Schadensfeuer muss, um eine Feuersbrunst zu begriinden, eine gemeingefahrliche
Komponente hinzutreten, so dass es nach Art und Umfang bereits Menschen in grof3er
Anzahl oder Eigentum in groRem AusmaR® zumindest abstrakt geféhrdet. In der
Osterreichschen Literatur wird dabei zwischen einer konkreten Geféhrdung, einer
abstrakten Gefahrdung im engeren Sinn und einer abstrakt potentiellen Gefahrdung
unterschieden®. Diese Begriffsdefinition ist jedoch nicht einheitlich. Teilweise wird die
abstrakte Gefahrdung im engeren Sinn mit einer abstrakt potentiellen Gefahrdung

gleichbedeutend verwendet®’

. Um das Vorliegen einer gemeingefahrlichen Komponente bei
der Verursachung der Feuersbrunst zu erdrtern, muss zunachst der Begriff der Gefahr und
der Gemeingefahr und die unterschiedlichen Abstufungen der Gefahrlichkeiten definiert
werden.

Eine schlichte Gefahr ist als ein Zustand zu verstehen, ,der den Eintritt einer
Verletzung der in diesem Abschnitt geschiitzten Werte als nahe wahrscheinlich erwarten

«28

und beflrchten lasst“®. Gefahrdungsdelikte sind durch den Eintritt dieser Gefahr vollendet.

22 EBRV 1971, Vorbemerkungen zu den §§ 178 bis 194 StGB, S. 315.

2 EBRV 1971, S. 316; Kodek, Begriff der Gemeingefahr im 6sterreichischen Strafrecht, OJZ 1981, S.
483ff.

 Kienapfel/Schmoller BT III* § 169 Rz. 11; Hinterhofer, Strafrecht BT II° § 169 S. 5; Flora SbgK, §
169 Rz. 33; aM Mayerhofer in WKZ, Rz. 3a.

% Zu den Begriffsbestimmungen ,eine groRe Anzahl von Menschen® und ,Eigentum im grofden
Ausmaly” siehe unter Punkt 5 und Punkt 4.2.

% Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3a; Helm, Dogmatische Probleme des Umweltstrafrechts, JBI 1991,
S. 689; Schroll, JBI 1990, S. 681.

" Hingegen unterscheidet Triffterer in SgbK, Vorbem. §§ 169-187, nur abtrakte Gefahrlichkeit (ohne
~potentiell“) von konkreter Gefahrlichkeit; Ebenso Hinterhofer BT II*, Rz. 2 und Kienapfel/Schmoller BT
1%, Vorbem § 169, Rz. 53.

* EBRV 1971, S. 316.



Eine Verletzung eines geschltzten Rechtsgutes wird nicht vorausgesetzt. Innerhalb des
siebenten Abschnitts des StGBs sind die Delikte der Gemeingefahr erfasst. Au3erhalb des

siebenten Abschnittes gibt es aber auch noch Individualgefahrdungsdelikte.

Durch den Gefahrdungstatbestand bei Gefahrlichkeitsdelikten ist ein Nachweis der
Kausalitat fir eine konkrete Verletzung nicht erforderlich, da die Vollendung bereits ab Eintritt
einer konkreten Gefahrdung oder ab dem Vorliegen einer vom Gesetzgeber als generell
gefahrlichkeitsgeeigneten Situation (abstrakte Gefahrlichkeit im engeren Sinn) gegeben ist.
Die Deliktsvollendung wird bis zum Gefahrdungseintritt vorverlagert, so dass der Eintritt der
Rechtsgutverletzung nicht mehr abgewartet werden muss bzw. nicht mehr
tatbestandsgegenstandlich ist. Dies kommt Delikten entgegen, bei denen sich der Eintritt der
Verletzung erst nach einiger Zeit einstellt (z.B. Gefahrdung durch Ubertragbare Krankheiten §
178 ff StGB). Ebenso wird das Zufallsmoment zurlickgedrangt, da der Verlauf der
Gefahrdung und der Eintritt einer Rechtsgutverletzung bei komplexen Sachverhalten meist
von Zuféllen abhangig sind. Auch die Anforderungen an den Vorsatz (zumindest dolus
eventualis gemal § 5 Abs 1 StGB) des Taters werden dahingehend reduziert, dass sich der
Vorsatz nur auf das Verursachen einer gefahrengeeigneten Situation beschrankt. Der Eintritt
einer Verletzung muss hingegen nicht vom Vorsatz umfasst sein®.

Als Gemeingefahr versteht Rittler ,jene Gefahr, die das Hinauswachsen der
drohenden Verletzung Uber eine Anzahl von Einzelverletzungen besorgen lasst”. Dabei
liegt das Wesen dieser Gemeingefahr ,in der Unberechenbarkeit ihres Wachstums und in
der Machtlosigkeit des Taters, die Folgen seiner Handlung zu bestimmen und zu
begrenzen“®. Die durch diesen Abschnitt geschiitzten Werte sind solche, die liber einzelne
IndividualgUter hinausgehen. Es soll die Allgemeinheit vor unbeherrschbaren Gefahren
geschutzt werden. Ein Schutz von allgemeinen Rechtsgutern wird hingegen von
Kienapfel/Schmoller abgelehnt. Diese sehen in einer Gemeingefahr immer noch einen
Individualglterschutz, der sich dadurch auspragt, dass eine Vielzahl von Individualgutern, als
Leben, Gesundheit, korperliche Sicherheit und fremdes Eigentum, durch den Eintritt der
Gefahr betroffen sein miissen®'.

Eine schlichte Gefahr unterscheidet sich daher von einer Gemeingefahr durch die
Vielzahl oder die GroRe der gefahrdeten Rechtsgiter, namlich Leib und Leben oder
Eigentum, und der Unmdglichkeit den Umfang dieser Gefahr beliebig auf ganz bestimmte
Sachen oder Personen zu begrenzen. Eine Feuersbrunst ist schon deswegen den

gemeingefahrlichen strafbaren Delikten zuzuordnen.

% Kienapfel/Schmoller, BT III?, Vorbem. §§ 169, Rz. 10.
%0 Rittler, BT II, S. 198.
3" Kienapfel/Schmoller, BT III?, Rz. 5ff.



Konkrete Gefahrdungsdelikte setzten die tatsachliche Gefahrdung eines
geschitzten Rechtsgutes voraus. Bei Gefdhrdungsdelikten handelt es sich dogmatisch
gesehen um Erfolgsdelikte, bei dem die konkrete Gefahrdung den tatbestandsmafligen

t*2. Die konkrete Gefahr unterscheidet sich von der abstrakten Gefahr im

Erfolg kennzeichne
engeren Sinn und von der abstrakt potentiellen Gefahr dadurch, dass eine tatsachliche
Gefahrdung eines Tatobjektes eingetreten sein muss. Es muss fir eine konkrete
Gefahrdung durch den Tater ,eine Lage geschaffen oder erhalten werden, die nicht nur
allgemein, sondern auch und gerade im besonderen Fall die Mdglichkeit eines schadlichen
Erfolges besorgen lasst“*. Nur durch Zufall ist es hierdurch aber nicht zu einer Verletzung
des Rechtsgutes gekommen®*.

Die abstrakten Gefahrdungsdelikten (im engeren Sinne) weisen die Eignung auf,
dass durch das Verhalten eine gefahrliche Lage geschaffen wird, auch wenn in dieser
speziellen Situation niemand der Gefahr ausgesetzt wurde. Die abstrakten
Gefahrdungsdelikte werden auch abstrakte Gefahrlichkeitsdelikte im engeren Sinn genannt.
Es wird bei abstrakten Gefahrlichkeitsdelikten im engeren Sinn durch den Gesetzgeber
selbst die TatbestandsmaRigkeit der Gefahrdung festgelegt, in dem er bestimmtes Verhalten
generell unter Strafe stellt, da aus diesem Verhalten regelméafig Gefahren entstehen. Im
Einzelfall sind daher Uberlegungen, ob es tatséchlich zu einer Gefahrdung gekommen ist,
grundsatzlich Uberflissig. Die Kurpfuscherei gem. § 184 StGB ist ein Beispiel eines
abstrakten Gefahrdungsdeliktes im engeren Sinn. Der Gesetzgeber hat die Kurpfuscherei an
sich unter Strafe gestellt. Dass es im Einzelfall nicht zum Eintritt einer Verletzung von
geschutzten Rechtsgitern oder zum Eintritt einer konkreten Gefahrdung gekommen sein
mag, ist jedoch wunerheblich. Schroll erkennt richtig, dass sich das abstrakte
Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn  nicht substantiell von der Gefahrlichkeit der
inkriminierten Handlung unterscheidet®®. Beiden ist gemein, dass es ausreicht den
Handlungsunwert der Tat zu bestimmen, wenn die Tat an sich geeignet ist, ein geschitztes
Rechtsgut (zukilnftig) zu gefahrden. Die Grenzen der abstrakten Gefahrlichkeit im engeren
Sinn liegen dort, wo eine Gefahrdung eines Rechtsgutes denkunmdglich wird, es sich also
um einen absolut untauglichen Versuch handelt. Reale Geschehensablaufe sind dagegen
unbeachtlich, da sich abstrakte Gefahrlichkeitsdelikte im engeren Sinn auf das schlichte
Tatigkeitsdelikt reduzieren, weil der Gesetzgeber umfassenden Schutz vor Handlungen
gewahrt, mit denen an sich gefahrliche Situationen entstehen.

Auch bei den abstrakt potentiellen Gefahrdungen wird ein Verhalten unter Strafe

gestellt, das an sich geeignet erscheint, eine Gefahr herbeizufiihren, auch wenn in dem

%2 Triffterer in SbgK, Vorbem §§ 169 ff Rz. 44ff.

%% Kodek, Der Begriff der Gemeingefahr im dsterreichischen Strafrecht, OJZ 1981, S. 483.
* Mayerhofer in WK? § 169 Rz. 3a.

%% Schroll, Die Gefahrdung bei Umweltdelikten, JBI 1990, S. 682ff.



konkreten Fall keine konkrete Gefahrdung eingetreten ist. Wahrend beim abstrakten
Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn der Gesetzgeber ein Verhalten unter Strafe stellt, das er
fur gefahrlich halt und daher an sich verbietet, ist es bei den abstrakt potentiellen
Gefahrdungsdelikten dem Gesetzgeber bewusst nicht gelungen, das gefahrliche und daher
unter Strafe zu stellende Verhalten abschlieRend zu beurteilen, vielmehr Uberlasst der
Gesetzgeber es dem Richter im Einzelfall zu beurteilen, ob das vom Tater gesetzte
Verhalten Uberhaupt dazu geeignet war eine Gefahr abstrakt herbei zu flihren. In beiden
Fallen wird also nicht auf den Eintritt einer konkreten Gefahr abgestellt. Strafbar ist vielmehr
ein Verhalten wegen seiner Gefahrlichkeit, wobei die Gefahrlichkeit entweder der
Gesetzgeber selbst abschlieRend beurteilt (abstrakte Gefahrlichkeit im engeren Sinn) oder
dem Richter auftragt, die abstrakte Gefahrlichkeit im Einzelfall zu beurteilen. Die letztere
Vorgangsweise bringt der Gesetzgeber durch die Formulierung ,Wer auf solche Weise, dass
dadurch ... gefahrdet werden kann“, zum Ausdruck® und findet sich zum Beispiel bei den §§
178 und 186 Abs 1 StGB. Ein abstrakt potentielles Gefahrdungsdelikt liegt nur dann vor,
wenn der Gesetzgeber die abschlieRende Prifung der abstrakten Gefahrlichkeit
ausschliefllich dem Richter vorbehalt. Der Richter hat in diesem Fall die Entscheidung zu
treffen, ob die inkriminierte Handlung, nach Prifung aller Umstéande geeignet erschien, eine
gefahrliche Lage zu schaffen. Der Richter hat in seinen Erwagungen jedoch mehr zu
berlcksichtigen als die tatsachlichen Folgewirkungen, da er sonst auf eine konkrete
Gefahrlichkeit abstellen wiirde®’. Es muss fiir den Eintritt einer abstakt potentiellen Gefahr
ein Verhalten gesetzt werden, das geeignet ist eine konkrete Gefahr herbei zu fuhren, auch
wenn in diesem Einzellfall keine konkrete Gefahr eingetreten ist. Dabei hat der Richter zu
prifen ob ,die ernstliche Maéglichkeit einer Beeintrachtigung“®® des geschiitzten
Rechtsgutes gegeben war.

Ob er jedoch auf eine ex-ante-Betrachtung oder auf eine ex-post-Betrachtung
abzustellen hat, ist nicht unumstritten. Teile der Lehre und der Judikatur gehen von einer ex-
post-Betrachtung®® aus, in der alle tatséchlichen Umsténde des Einzelfalles in die Bewertung
einflieBen missen. Nowakowski und Burgstaller sprechen sich flir einen differenzierteren
Standpunkt aus, um auf die innewohnende Abstraktion und Generalisierung einer
Gefahrdungsprognose einzugehen. Sie ndhern sich einer ex-ante-Betrachtung an, indem der
Beurteilungsstandpunkt auf den Betroffenen vorverlegt wird und das Wissen um den
weiteren Geschehensablauf ausgeschlossen wird*’. Petznek vertritt einen Mittelweg, in dem

sie dem Tater ex-ante einen sachkundigen Beobachter bestellt, der auf Grund aller ex-post

% Mayerhofer in WK § 169 Rz. 3a.

%" Schroll, Die Gefahrdung bei Umweltdelikten, JBI 1990, S. 681ff.

%8 Kienapfel, Entscheidung OLG-Linz vom 20.04.1989, JBI 1990, S. 463.

% Leukauf/Steininger, StGB?, § 89 Rz. 6; OLG Wien, ZVR 1985/71.

0 Nowakowski in WK, Vorbem §§ 3 - 5 Rz. 21 ff; Burgstaller in WK, § 89 Rz. 18 ff.
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erlangten Fakten eine Gefahrdungsprognose trifft"'. Helm spricht sich fiir eine alleinige ex-
ante-Betrachtung auf, in der er alle nach den wissenschaftlichen Erkenntnissen moglichen
Verlaufsformen Dberlcksichtigt. Besteht die Moglichkeit, dass aus einer modglichen
Verlaufsform eine konkrete Gefahrlichkeit resultiert, so handelt es sich um eine abstrakt
potentielle Gefahrlichkeit*?. Kienapfel unterscheidet bei der Beurteilung der abstrakt
potentiellen Gefahrlichkeit zusatzlich zwischen konstanten Faktoren (geographische Lage,
Entfernung zum Wohngebiet, materielle Beschaffenheit) und variablen Faktoren
(Wetterverhaltnisse zur Tatzeit). In der Entscheidung, ob durch das Verhalten die ernstliche
Méglichkeit einer Beeintrachtigung von Rechtsgutern geschaffen werden kann, sind nur

konstante Faktoren einzubeziehen, wahrend variable Faktoren auRer Acht bleiben sollten®.

3.1.4.1 EINORDNUNG DER BRANDSTIFTUNG NACH § 169 ABSATZ 1 STGB

Die herrschende Meinung in Bezug auf die Brandstiftung gemaR® § 169 Absatz 1
StGB ist, dass es sich nicht um einen Deliktstypus der konkreten Gefahr handelt. Nach
Mayerhofer ergibt sich der Schluss, dass § 169 Abs 1 StGB keine konkrete Gefahrdung
verlangt; dass nach Absatz 2 neben dem Vorliegen einer Feuersbrunst auch das Vorliegen
einer konkreten Gefahrdung fiir Leib und Leben eines anderen oder von Eigentum in groRem
Ausmal} vorliegen muss. Daraus ist zu schlieRen, dass das Vorliegen einer Feuersbrunst
nicht gleichbedeutend mit einer konkreten Gefahrdung von Leib und Leben eines anderen
oder von Eigentum in groRem Ausmal} ist. Es wird auch durch die Formulierung des
Gesetzestextes dem Richter nicht explizit aufgetragen die abstrakte Gefahrlichkeit
abschlieltend zu prifen. Daher gehort der Deliktstypus der Brandstiftung nach § 169 Absatz
1 StGB zu den abstrakten Gefahrlichkeitsdelikten im engeren Sinn*.

Flora sieht das Delikt der Feuersbrunst als ein abstrakt potentielles Gefahrdungsdelikt
fir Leib und Leben und ein konkretes Gefahrdungsdelikt flir Eigentum im groflen Ausmald.
Durch die Hohe der Strafdrohung sei eine hohere Gefahrlichkeit erforderlich, um die
Brandstiftung von der Sachbeschadigung nach §§ 125 ff StGB abzugrenzen, weswegen flr
die Gefahrdung von Eigentum eine konkrete Gefahrlichkeit vorliegen muss. Uberdies lasse
sich aus § 176 StGB die Definition der Gemeingefahr ableiten. Der Zustand der
Gemeingefahr sei erst dann erfullt, wenn eine groRe Anzahl von Menschen abstrakt oder
Eigentum in groRem Ausmall konkret gefahrdet werde. Da § 169 StGB im siebenten
Abschnitt auch zu den Delikten der Gemeingefahr gezahlt werde, misse der Feuersbrunst

ein gemeingefahrlicher Charakter zu Grunde gelegt werden. Daher sei die abstrakt

* petznek, Umweltstrafrecht, S. 22f und S. 29.

*2 Helm, Dogmatische Probleme des Umweltstrafrechts, JBI 1991, S. 689ff.
*3 Kienapfel, Entscheidung OLG-Linz vom 20.04.1989, JBI 1990, S. 463.

* Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3.
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potentielle Geféahrdung von einer groRen Anzahl von Menschen oder die konkrete
Gefahrdung von Eigentum in groRem Ausmald als drittes Element der Feuersbrunst durch
den Richter zu priifen®.

Nach Mayerhofer wurde die Brandstiftung nach § 169 Absatz 1 StGB als abstraktes
Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn konstruiert. Der Gesetzgeber habe das Verursachen
einer Feuersbrunst als generell gemeingefahrliches Verhalten erkannt, weswegen nicht
zusatzlich auf eine mdgliche abstrakt potentielle Gefahrdung abzustellen sei. Eine
zusatzliche abstrakt potentielle Gefahrdung von Leib und Leben einer groReren Anzahl von
Menschen oder von Eigentum in groflem Ausmal} fande im Gesetz keine Deckung und sei
auch nicht durch den héheren Strafrahmen erforderlich.*°

Die Rechtssprechung auflert sich nicht dahingehend, ob die Brandstiftung nach § 169
Absatz 1 StGB ein abstraktes oder eine abstrakt potentielles Gefahrdungsdelikt ist. Jedoch
bezieht der OGH Stellung zum Vorliegen einer zumindest abstrakten Gefahrlichkeit. In 13 Os
54/026z wird die Brandstiftung nach § 169 Abs 1 StGB dahingehend beurteilt, dass neben
der raumlichen grofen Ausdehnung und der Unbeherrschbarkeit des Schadensfeuers
zusatzlich noch eine abstrakte Gefahr fur Leib und Leben einer unbestimmten Anzahl vom
Menschen oder eine konkrete Gefahr fir fremdes Eigentum in groBem Ausmald bestehen.
Erst durch das Vorliegen des dritten Merkmals einer Feuersbrunst wird das Delikt der
Brandstiftung dem Vorliegen einer Gemeingefahr gerecht. Der OGH beruft sich dabei auf
seine standige Rechtsprechung®’. Da dieses Merkmal abschlieRend vom Richter zu
beurteilen ist, ist davon auszugehen, dass die Rechtsprechung im Delikt des § 169 Abs 1
StGB sowohl Elemente einer abstrakt potentiellen als auch einer konkreten Gefahrdung
vereint sieht.

Gegenstand dieser Entscheidung waren in Brand geratene Holzscheite. Ein
Holzscheit war zehn Meter lang, der andere vier Meter lang. Nach der Rechtsprechung ging
von dem Feuer noch keine abstrakte Gemeingefahr aus. Bei der Beurteilung, ob ein in Brand
ausgebrochener PKW, der nur noch durch Einsatz der Feuerwehr geléscht werden konnte,
erkannte der OGH, dass noch keine Feuersbrunst eingetreten war, da noch keine
Gefahrdung fir Leib und Leben oder fiir fremdes Eigentum in groflem Ausmald eingetreten
war®®, Auch ein Feuer, dessen Ausdehnung auf ein Kellerregal beschrankt blieb, wurde
mangels abstrakter Gefahrlichkeit auf Grund der GréRe nicht als Feuersbrunst qualifiziert*.
Anhand dieser Beispiele der Judikatur wird jedoch klar erkenntlich, dass dort auch schon

deshalb keine Feuersbrunst vorlag, da es der dafiir erforderlichen gro3en raumlichen

*® Flora in SbgK, § 169 Rz. 6.

*® Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3a.

711 Os 76/02; 15 Os 96/02; 11 Os 137/03; 14 Os 59, 60/04.
8 11 Os 137/03.

9 11 Os 76/02.
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Ausdehnung mangelte. Dass die Losung dieses Rechtsproblems unter Bezugnahme auf die
Grole der Ausdehnung des Schadensfeuers zu demselben Ergebnis gefuhrt hatte, erkennt

auch Mayerhofer®,

Sieht man in der Brandstiftung des § 169 Abs 1 StGB ein abstrakt potentielles
Gefahrdungsdelikt mit Elementen eines konkreten Geféhrdungsdeliktes, so hat man zu
prifen, ob eine konkrete Gefahr flir Eigentum in grolem Ausmald oder ob eine abstakte
Gefahr fur eine groRere Anzahl von Menschen eingetreten ist. Dabei duflert sich die
abstrakte Gefahr flr eine grol’e Anzahl von Menschen darin, dass Tatobjekte konkret
bedroht werden, in denen sich normaler Weise Menschen aufhalten, auch wenn sich diese
im gegenstandlichen Fall nicht dort aufhalten. Eine abstrakte Gefahr fiir eine grof3e Anzahl
von Menschen kann sich aber auch durch eine mégliche Ausweitung des Schadensfeuers
ergeben, wenn durch die mdgliche Ausbreitung des Feuers die ernstliche Méglichkeit der
nahen Wahrscheinlichkeit besteht, dass eine grole Anzahl von Menschen gefahrdet wird. Es
ist daher bei der abstrakt potentiellen Gefahrlichkeit einer Feuersbrunst stets dessen
Ausbreitung zu prifen. Darin unterscheidet sie sich von der abstrakten Gefahr im engeren
Sinn einer Feuersbrunst, denn dort ware die mogliche Ausbreitung eines Feuers nicht zu
bertcksichtigen. Ob die Eingriffsmdglichkeiten der Feuerwehr in eine mdgliche Ausbreitung

des Schadensfeuers einzubeziehen sind, ist noch nicht geklart.

3.1.4.2 ENTWICKLUNGEN DER JUDIKATUR

Aus Entscheidungen von 1980 bis 1985 geht hervor, dass die ,Feuersbrunst ein
ausgedehnter, mit gewohnlichen Mitteln nicht mehr beherrschbarer Brand, gleich einer
entfesselten Naturgewalt, der (fremdes) Eigentum in groBem AusmaR erfasst®, ist®'. Dabei
wird nicht auf Merkmale der besonderen Gefahrlichkeit eingegangen, sondern das Delikt der
Brandstiftung gilt als vollendet, sobald ein elementares Schadensfeuer verursacht wird,
dessen Ausdehnung einer Naturgewalt gleicht und mit gewdhnlichen Mitteln nicht mehr zu
I6schen ist. Aus einer Entscheidung aus 1996 geht hervor, dass eine Feuersbrunst, wenn die
Merkmale der grof3en raumlichen Ausbreitung und der erschwerten Léschbarkeit gegeben
sind, auch an einem Objekt geringen Umfanges verursacht werden kann®. Dabei wird an
den bisherigen Voraussetzungen der Judikatur festgehalten. Aus einer Entscheidung aus
2002 ergibt sich, dass ,,... es sich um ein auf Grund seiner Ausdehnung (zumindest abstrakt)

gemeingefahrliches Feuer handeln, wobei sich die Gefahrlichkeit aus seiner bereits

% Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 3a.
11 Os 40/80; 10 Os 154/83; 9 Os 200/85.
%215 0s121/96.
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vorhandenen GroRe ergeben muss.“ Hier wird als erstes in Klammer gesetzt, dass es sich
um ein ,abstakt‘ gemeingefahrliches Feuer handeln muss. Jedoch wird nicht ausgefuhrt, in
welcher Weise das Wort abstrakt zu verstehen ist. Die Judikatur entfernt sich so von den
bisherigen Erfordernissen zur Begriindung einer Feuersbrunst und deutet an, dass in einer
abstrakten Weise eine Gemeingefahr begriindet werden muss®. In einer Entscheidung aus
2003 wird an den vorangegangenen Entscheidungen zwar festgehalten, jedoch wird
weiterhin primar die groRe Ausdehnung der Feuersbrunst streng geprift®. Die
Entscheidungen aus 2002 werden durch eine Entscheidung aus 2004 konkretisiert und
erganzt. In dieser Entscheidung wird erstmals eine ,durch die rdumliche Ausdehnung
bedingten Unléschbarkeit, ..., eine - wenngleich blof3 abstrakte - Gefahrdung fiir Leib oder
Leben oder fir fremdes Eigentum in grolem Ausmal® verlangt, andernfalls eine
Feuersbrunst nicht vorliegen wiirde®. Dadurch wird die bisherige Phase des ,zumindest
abstrakt, gemeingefahrlichen Feuers” dahingehend konkretisiert, dass eine zumindest
abstrakte Gefahr fir Leib und Leben oder fiur fremdes Eigentum in grofem Ausmal
kumulativ neben dem Erfordernis der groRen Ausdehnung und der erschwerten Léschbarkeit
zum Bestehen einer Feuersbrunst vorliegen muss. Diese Entscheidung wird durch eine
Entscheidung aus 2006 zum einen konkretisiert als auch abgeandert. Es wird nun neben der
durch die raumliche Ausdehnung bedingten Unléschbarkeit kumulativ eine zumindest
abstrakte Gefahrdung fur Leib und Leben einer unbestimmten Anzahl von Menschen oder
eine konkrete Gefahrdung fur fremdes Eigentum in groRem Ausmaly gefordert. Denn nur
dadurch kénne sich die Gemeingefahrlichkeit des Verbrechens &uBern®. In der
Entscheidung aus 2004 war nur eine abstrakte Gefahrdung flr Eigentum in groRem Ausmalf
gefordert. Dies wurde durch diese Entscheidung in eine konkrete Gefahr abgewandelt.
Dadurch sieht die Judikatur im Delikt der Brandstiftung sowohl Elemente eines abstrakt
potentiellen als auch eines konkreten Gefahrdungsdelikts. An dieser Ansicht halt der OGH
auch bei einer Entscheidung aus 2009 fest*’.

Durch die Zusammenschau der Judikatur zur Brandstiftung lasst sich feststellen, dass
die Judikatur im Wandel ist. Sie entfernt sich von einer strengen Prifung der grofRRen
flachenmaRigen Ausdehnung und der damit verbundenen schweren Lo&schbarkeit und
entwickelt daflir weitere Tatbestandsvoraussetzungen, die im Laufe der Rechtsprechung
konkretisiert aber auch gewandelt wurden. Jedoch findet weder das Bestehen einer
konkreten Gefahr noch das einer abstrakten potentiellen Gefahr im Gesetz oder in der

Regierungsvorlage Deckung. In der Regierungsvorlage wird unter dem Begriff der

%311 Os 76/02; 11 Os 96/02.
%11 Os 137/03.

%14 Os 59, 60/04.

% 13 Os 54/06z.

5712 Os 149/09t.
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Feuersbrunst ein ,ausgedehntes Feuer, das der Mensch nicht mehr in seiner Gewalt hat*
verstanden®®. Durch eine strenge Priifung dieser beiden Voraussetzungen soll die Gefahr
einer Ausdehnung des Tatbestandes verhindert werden. Weswegen es nicht notwendig ist,
den Tatbestand durch Begriffe der abstrakten oder konkreten Gefahr zu ergéanzen. Vor allem
wenn diese Begriffe mit Unscharfen, wie durch eine uneinheitliche Begriffsdefinition oder der
ex-ante oder ex-post Betrachtung der Gefahrlichkeit, verbunden sind und somit nicht zur
Rechtssicherheit beitragen oder eine Ausdehnung des Tatbestandes verhindern. Auch eine
Vermischung der konkreten und der abstrakt potentiellen Gefahrlichkeit findet im
Gesetzeswortlaut keine Deckung. Es ist auch keine Erweiterung der Tatbestandsmerkmale
durch die hohere Strafdrohung notwendig, da die Brandstiftung einen sehr breiten
Strafrahmen von einem Jahr bis zu zehn Jahren vorsieht. Zudem muss man sich vor Augen
halten, dass ein Vergleich mit einer einfachen Sachbeschadigung gemafl § 125 StGB nicht
ganz treffend ist, zumal sich der Vorsatz des Taters auch auf alle Tatbestandsmerkmale
erstrecken muss. Der Vorsatz einer Sachbeschadigung erschépft sich in der Intention eine
fremde Sache zu zerstéren, zu beschadigen oder zu verunstalten. Hingegen erfordert der
Vorsatz einer Brandstiftung, dass der Tater ein grof3es, nur miihsames oder gar nicht mehr
I6schbares Schadensfeuer mit grofer Ausdehnung verursacht, so dass dieses Feuer der
menschlichen Kontrolle entgleitet. Dabei liegt die besondere Gefahrlichkeit in der
mangelnden Beherrschbarkeit einer solchen Gefahrenquelle, da der Tater die Auswirkungen
nicht auf einzelne Tatobjekte beliebig begrenzen kann. Alleine durch diese Intention und die
unbegrenzbaren Auswirkungen ist eine Unterscheidung im Strafrahmen gerechtfertigt.

Es ist daher davon auszugehen, dass das Delikt der Brandstiftung gemaf § 169 Abs
1 StGB als abstraktes Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn zu verstehen ist. Als solches wird

es auch im empirischen Teil der Dissertation unter Punkt 9.1.2 behandelt.

3.2 FREMDE UND EIGENE SACHE

Absatz 1 und Absatz 2 des § 169 StGB unterscheiden zwischen einer fremden und
einer eigenen Sache. Als fremd ist jene Sache anzusehen, die nicht im ausschlie3lichen
Eigentum des Taters steht, und daher ganzlich oder teilweise im Eigentum, einer vom Tater

t*°. So muss sich auch ein Pachter oder ein Mieter nach dem

verschiedenen Person steh
StGB verantworten, wenn er an dem gemieteten oder auch gepachteten Objekt eine

Feuersbrunst herbeifiinren will. Die fremden Sachen miissen im Ausmal} einer Feuersbrunst

8 EBRV 1971, S. 317.
%912 Os 38/87.

15



brennen. Sollte ein Tater sein eigenes Haus anziinden und befanden sich darin auch geringe
Sachen, die nicht in seinem Eigentum stlinden, so hat er an diesen fremden Sachen keine
Feuersbrunst nach § 169 Abs 1 StGB erzeugt, sofern deren GrofRe kein Schadensfeuer im

Ausmabn einer Feuersbrunst entstehen lassen®.

Strittig ist, ob sich der Begriff des fremden Eigentums am zivilrechtlichen
Eigentumsbegriff orientiert oder an einem wirtschaftlichen Eigentumsbegriff. Nach dem
wirtschaftlichen Eigentumsbegriff ist eine Uberschuldete Sache an der vom zivilen
Eigentimer eine Feuersbrunst verursacht wird, in strafrechtlicher Hinsicht eine fremde, da
durch die Brandstiftung in Wahrheit die Glaubiger geschadigt werden. Mayerhofer stellt auf
den wirtschaftlichen Eigentumsbegriff ab®'. Durch die strafrechtliche Rechtsprechung habe
sich der Begriff des wirtschaftlichen Eigentums gebildet. Anderer Meinung sind
Kienapfel/Schmoller, die nur auf das zivilrechtliche Eigentum abstellen®?. Jedoch gibt es
keinen Anhaltpunkt, warum sich der in den §§ 125, 127, 135 und 142 StGB verwendete
normative Begriff der ,fremden Sache“ von dem Begriff der ,fremden Sache“ nach § 169
StGB unterscheiden sollte®.

Haufig stehen Liegenschaften im Miteigentum. Fir einen Tater, wenn er
Miteigentumer an einer solchen Liegenschaft ist, ist diese Liegenschaft eine fremde Sache,
weil sie nicht im ausschliel3lichen Eigentum des Taters steht. Verursacht er an dieser sohin
eine Feuersbrunst, so hat er sich gemall 169 Abs 1 StGB zu verantworten, da die

t**. Dies ist aber nicht unumstritten. In einer

Liegenschaft fur ihn eine fremde Sache darstell
vereinzelt gebliebenen OGH-Entscheidung®® soll eine Brandstiftung an einer im Miteigentum
des Taters stehenden Sache nicht gemafl § 169 Abs 1 StGB beurteilt, sondern es soll die
speziellere Norm des § 169 Abs 2 StGB angewandt werden. Es muss sohin neben dem
Auftreten der Feuersbrunst auch noch zuséatzlich eine Gefahr fir Leib du Leben eines
anderen oder fir fremdes Eigentum ,in groRem Ausmaly“ herbeigeflihrt werden. Nach der
gefestigten Rechtsprechung ist jedoch eine im Miteigentum stehende Sache als fremd

anzusehen®.

% Kienapfel/Schmoller Stud.B. BT III?, §§ 169-170 Rz. 19.

®1 Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 2; Mayerhofer, StGB®, § 133 E 7 ff.
62 Kienapfel/Schmoller, BT III?, Rz. 21; Flora in SbgK, § 169 Rz. 50.
® Mayerhofer, StGB®, § 169 Rz. 1a.

9 0s 31/77.

%513 Os 122/75.

% 13 Os 84/00; Flora in SbgK, § 169 Rz. 15.
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3.3 VORSATZ

Der Vorsatz des Taters muss sich auf alle Tatbestandsmerkmale erstrecken®’. Wie
bereits unter Punkt 2.2.3. erlautert, sind die Tatbestandmerkmale der Brandstiftung nicht
unumstritten. Geht man davon aus, dass es sich bei der Brandstiftung um ein abstraktes
Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn handelt, so muss der Tater hinsichtlich § 169 Abs 1
StGB einen Verletzungsvorsatz haben. In Bezug auf § 169 Abs 2 StGB liegt hinsichtlich des
Entstehens der Feuersbrunst ebenfalls ein Verletzungsvorsatz und hinsichtlich der weiteren
Voraussetzungen des Abs 2 ein Gefihrdungsvorsatz vor®®. Geht man jedoch davon aus,
dass es sich bei der Brandstiftung um ein abstrakt potentielles Gefahrdungsdelikt handelt,
muss fur das Erreichen der Unléschbarkeit und der raumlichen Mindestausdehnung ein
Verletzungsvorsatz und hinsichtlich des Erreichens der zumindest abstrakt potentiellen
Gemeingefahrlichkeit ein Gefahrdungsvorsatz vorhanden sein®.

Der Tater handelt mit Gefahrdungsvorsatz, wenn er es ernstlich fir moglich halt und
sich damit abfindet (dolus eventualis i.S des § 5 StGB), dass durch die verursachte
Feuersbrunst eine zumindest potentiell abstrakie Gefahr im engeren Sinn flr Leib und Leben
einer grofleren Anzahl von Menschen oder fur das Eigentum im gro3en Ausmald entsteht.
Legt der Tater an einer fremden Sache ein Feuer, ohne den Vorsatz auf die Verursachung
einer Feuersbrunst zu haben, weil er nur diese zerstdéren oder beschadigen mdchte, so ist er
nur gemal § 125 StGB strafbar. Tritt dennoch eine Feuersbrunst auf, auch wenn der Tater
diese nicht beabsichtigt hatte, so ist die fahrlassige Herbeiflhrung einer Feuersbrunst geman
§ 170 StGB zu uberprufen. In diesem Fall muss die Feuersbrunst aber tatséchlich
entstanden sein. Nur die Gefahr der Entstehung der Feuersbrunst reicht noch nicht aus, um
das Tatbild des § 170 StGB zu verwirklichen. Auch ist § 170 StGB heran zu ziehen, wenn
der Tater an seiner eigenen Sache eine Feuersbrunst legt, er aber keinen
Gefahrdungsvorsatz nach dem Abs 2 hat und dennoch eine konkrete Gefahr fiir Leib und

Leben eines anderen auftritt’®.

®" Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 9; Flora in SbgK, § 169 Rz. 81.
% Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 9.

% Flora in SbgK, § 169 Rz. 81.

© Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 9; Flora in SbgK, § 169 Rz 83.
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4 BESONDERHEITEN DES 8 169 ABS. 2 STGB

§ 169 Absatz 2 StGB umfasst das Verursachen einer Feuersbrunst an eigenen
Sachen oder an fremden Sachen mit Zustimmung des Eigentimers. Zudem muss eine
konkrete Gefahrdung von Leib und Leben des Anderen (dem Eigentimer, der seine
Zustimmung erteilt hat) oder eines Dritten oder von Eigentum in groRem Ausmal eintreten.
Der Richter hat hierbei zu prifen, ob flir die aufgezahlten Rechtsguter durch die
Feuersbrunst eine Gefahrdung auch tatsachlich eingetreten ist, denn es handelt sich um ein
konkretes Gefahrdungsdelikt’'. Nur wer sowohl die Feuersbrunst und zusitzlich die
konkrete Gefahrdung fur Leib und Leben des anderen oder eines Dritten oder fir Eigentum
in groflem Ausmald herbeifuhrt, hat sich nach § 169 Absatz 2 StGB zu verantworten. Einen
Dritten in den Gefahrenradius der Feuersbrunst zu bringen ohne diese verursacht zu haben,
ist nicht gemaR § 169 Absatz 2 StGB strafbar’?. Es werden im Folgenden die Begriffe der
Gefahr fur Leib und Leben, Eigentum eines Dritten im grofRen Ausmaf und die Einwilligung

des Dritten genauer erlautert.

4.1 GEFAHR FUR LEIB UND LEBEN

Es gefahrdet Leib und Leben, wer durch die Feuersbrunst ,das Leben, die korperliche
Gesundheit oder die kérperliche Sicherheit* konkret gefahrdet”. Eine Gefahr fiir Leib und
Leben ist schon dann gegeben, wenn die Feuersbrunst in einem Wohnhaus gelegt wird und
ein Hausbewohner anwesend ist. Es genlgt dabei die Anwesenheit eines einzigen
Bewohners, da auf eine konkrete Individualgiitergefahr abgestellt wird. Es ist gleichgiiltig,
ob die gefahrdete Einzelperson ein unbeteiligter Dritter oder etwa jener ist, der zur
Feuersbrunst an seinem Eigentum eingewilligt hat. Jedoch muss sich eine vom Tater
verschiedene Person im Gefahrenradius aufhalten’®. Eine konkrete Personengefahr liegt
auch dann vor, wenn ein Rechtsgut nicht blo} gefahrdet, sondern sogar verletzt worden ist,
also die Tat eine Korperverletzung, Gesundheitsschadigung oder den Tod eines Menschen
zu Folge hatte, wenn also die konkrete Gefahr durch den eingetretenen Schaden erwiesen

ist”.

" Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 5; Kienapfel/Schmoller, StudB BT III®, § 169 Rz. 24; Flora in SbgK, §
169 Rz. 60.

"2 Kienapfel/Schmoller, StudB BT III?, §169 Rz. 34.

3 Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 5.

™ Flora in SbgK, § 169 Rz. 70.

" Flora in SbgK, § 169 Rz. 76; Kienapfel/Schmoller, StudB BT III?, § 169 Rz. 30.
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4.2 EIGENTUM EINES DRITTEN IM GROREN AUSMAR

Alternativ zum Vorliegen einer Gefahr fir Leib und Leben eines Dritten kann auch
Eigentum eines Dritten im grof3en Ausmal} gefahrdet werden. Es ist nur das Eigentum eines
unbeteiligten Dritten geschutzt. Nicht das Eigentum des Brandstifters oder jener Person, die
ihre Einwilligung zur Brandstiftung an ihrem Eigentum gegeben hat. Das Eigentum eines
Dritten muss darliber hinaus im grof’en Ausmaf} gefahrdet werden. Das grofRe Ausmald
ergibt sich aus der groflen Ausdehnung des Schadensfeuers, das sowohl eine grofle
Quantitat an einzelnen Sachen gefahrden kann, als auch besonders wertvolle Gegenstande.
Es macht keinen Unterschied, ob die Menge der Sachen gemeinsam einen grofRen Wert
haben oder ob sich dieser groRe Wert nur auf Grund einer einzelnen Sache ergibt’®. Dabei
sei darauf hingewiesen, dass nicht der tatsachlich entstandene Schaden relevant ist,
sondern nur die Gefahr fir das fremde Eigentum". Daraus ist zu schlie®en, dass nicht nur
der Wert der beschadigten fremden Sachen ausschlaggebend ist, sondern der Wert der
Sachen, die durch die Feuersbrunst bedroht wurden, unanhangig davon, ob diese
anschlielRend auch eine Beschadigung davon getragen haben.

Die Judikatur setzt die Wertgrenze bei damals 100.000 Schilling’® bzw. nach dem
StRAG 1987 bei 500.000 Schilling”® und heute bei 50.000 Euro an®. Diese Wertgrenze
muss Uberschritten oder zumindest annahernd erreicht werden. Bei der Wertgrenze ist der
Schaden Dritter zu berticksichtigen, wahrend der Schaden am Eigentum des Brandstifters

oder des einwilligenden Eigentiimers nicht hinzugezahlt werden darf®".

4.3 EINWILLIGUNG DES ANDEREN

Die Einwilligung des Anderen bezieht sich auf die Verursachung einer Feuersbrunst
an seinem Eigentum. In die Gefahrdung der kérperlichen Sicherheit kann der andere hier

nicht einwilligen, weil dies den guten Sitten widersprache (§ 90 StGB).

" EBRV 1971, S. 316.

710 Os 145/79.

810 Os 5/79.

912 Os 117/89.

& Flora in SbgK, § 169 Rz. 78.
8 Fabrizy, StGB®, §169 Rz. 7.
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4.4 SONDERFALL JURISTISCHE PERSONEN

Juristische Personen kénnen ebenfalls Trager von Eigentumsrechten sein und
kénnen somit auch strafrechtlich relevante Einwilligungen abgeben. Sie handeln dabei durch
ihre Organe. Innerhalb der Vertretungsbefugnis der Organe kann ein Organwalter
Entscheidungen fur die juristische Person treffen. Dabei sind die gesetzlichen und
vertraglichen Beschrankungen der Dispositionsbefugnis beachtlich. Bei einer Uberschreitung
dieser Grenzen ist die Einwilligung der juristischen Person strafrechtlich unbeachtlich, weil
bei Uberschreitung derartiger Grenzen nicht mehr ein Gebrauch der durch die
Rechtsordnung anerkannten Entscheidungsfreiheit eines Rechtsgutsinhabers vorliegt®. Ein
Gesellschafter einer GmbH ist nicht befugt in eine Brandstiftung an Sachen, die im Eigentum
der GmbH stehen, einzuwilligen (unabhangig davon ob er die Feuersbrunst selbst verursacht
hat oder auch nicht), da er gemaR § 25 GmbHG® die Sorgfalt eines Geschaftsmannes
walten lassen muss, und diese nicht mit der Einwilligung in eine Brandstiftung vereinbar ist®*.
Die mangelnde Einwilligungsbefugnis ergibt sich lberdies auch aus § 41 GmbHG, da eine

solche Verfiigung mit strafbarem Inhalt den Nichtigkeitssanktionen unterliegt®.

5 QUALIFIKATION DES 8§ 169 ABS. 3 STGB

Hat die Brandstiftung nach § 169 Abs 1 oder nach Abs 2 StGB den Tod eines
Menschen oder schwere Kdrperverletzungen (§ 84 Abs1 StGB) einer gréBeren Zahl von
Menschen zur Folge, oder versetzt sie viele Menschen in Not, so kommt nach § 169
Absatz 3 StGB ein hoherer Strafrahmen in zur Anwendung. Mit der Begriffsbestimmung einer
groleren Anzahl von Menschen hat der Gesetzgeber keine numerische Zahl festgelegt.
Mayerhofer setzt eine gréRere Anzahl von Menschen ab drei Personen an®.

t¥. Dies

Kienapfel/Schmoller sehen den Begriff erst ab einer Anzahl von zehn Personen erfull
ist allerdings als Richtwert anzusehen und steht auch mit der Intensitat der Gefahr im
Zusammenhang®. Es handelt sich hierbei um besondere Folgen der Tat. Fir die

Strafbarkeit dieser Qualifikation reicht daher die fahrldssige Herbeifihrung dieser Folgen

8211 Os 114/95.

8 BGBI 58/1906.

8 13 0s 33/92.

8 11 Os 114/95.

& Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 10.

8 Kienapfel/Schmoller, StudB BT 111, Vorbem. zu §§ 169f StGB Rz. 50.
% Flora in SbgK, Vorbem. zu §§ 169f StGB Rz. 24.
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aus®. Die Qualifikation das § 169 Absatz 3 StGB liegt auch dann vor, wenn der einwilligende

Eigentiimer oder ein an der Tat Beteiligter zu Tode kommt®.

6 BESONDERHEITEN

In diesem Kapitel werden Fragen des Versuchs, der Vollendung, der Beteiligung und

die Auspragung der Konkurrenz zu anderen strafbaren Handlungen erértert.

6.1 VERSUCH UND VOLLENDUNG

Vollendet ist die Brandstiftung nach § 169 Absatz 1 StGB mit dem Auftreten einer
Feuersbrunst an einer fremden Sache, wenn dabei keine Einwilligung des Eigentimers
vorliegt. Nach § 169 Absatz 2 StGB ist die Brandstiftung vollendet, wenn an einer eigenen
Sache eine Feuersbrunst entstanden ist und zudem noch eine konkrete Gefédhrdung von
Leib und Leben eines anderen oder eines Dritten oder eine konkrete Gefahrdung von
fremden Eigentum in groRem Ausmal eingetreten ist.

Fir den Versuch muss der Tater vollen Tatentschluss haben. Sein Vorsatz muss
sich auf alle Tatbestandsmerkmale beziehen®'. Sollte der Téater bereits eine
Ausfuhrungshandlung gesetzt haben und ist es noch nicht zu einer Feuersbrunst oder zu
einer konkreten Gefahrdung nach § 169 Absatz 2 StGB gekommen, so hat der Tater einen
strafbaren Versuch begangen. Solch eine Ausfihrungshandlung kann im Verteilen von
Brandbeschleunigungsmitteln liegen®. Hat der Tater bereits ein Schadensfeuer gelegt, und
ist jedoch noch keine Feuersbrunst entstanden, da noch nicht die fir eine Feuersbrunst
notwendige groRe Ausdehnung oder Unbeherrschbarkeit eingetreten ist, so liegt ebenfalls
ein Versuch vor®. Ist keine Feuersbrunst entstanden und hatte der Tater auch keinen
Vorsatz auf das Entstehen einer Feuersbrunst, so ist der Tater nicht nach § 169 StGB zu

bestrafen®. Ist die Feuersbrunst fahrldssig entstanden, so ist der Tater nach § 170 StGB zu

% Kienapfel/Schmoller, StudB BT III*, § 169 Rz 49.
% Kienapfel/Schmoller, StudB BT III%, § 169 Rz. 51.
9 Flora in SbgK, § 169 Rz. 99.

92 Kienapfel/Schmoller, StudB BT 1%, § 169 Rz. 5.
% Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 8.

% Flora in SbgK, § 169 Rz. 102.
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bestrafen®™. GemaR § 15 Abs 3 StGB ist ein Versuch absolut untauglich, wenn der
angestrebte Erfolg durch die verwendeten Mittel unter keinen denkbaren Umstédnden hatte
eintreten kdnnen. Das Werfen von Molotowcocktails auf Fenster einer Moschee, auch wenn
diese nur zum Teil entziindet worden sind, ist ein tauglicher Versuch, da es denkbar ist, dass
durch das Werfen die Molotowcocktails in das Innere der Moschee gelangen und dadurch

eine Feuersbrunst eintritt®

. Hingegen ist das Anziinden von Verpackungsmaterial am Boden
dann als untauglicher Versuch zu werten, wenn durch die Ausstattung des Raumes eine
Ausbreitung des Schadensfeuers unwahrscheinlich ist und die Fenster des Raumes
ebenfalls geschlossen sind”. Qualifikationen nach § 169 Absatz 3 StGB kénnen nicht
versucht werden, auch wenn sich der Vorsatz des Taters auf diese Qualifikationen
erstreckt®®. Hingegen ist bei einem Versuch beziiglich des Grunddeliktes und bei Vollendung
einer Qualifikation eine Zurechnung des Grunddeliktes und der Qualifikation denkbar®. Ein
Rucktritt vom Versuch gemall § 16 StGB ist moglich, wenn der Tater nach § 169 Absatz 1
StGB die Feuersbrunst freiwillig abwendet oder wenn er nach § 169 Absatz 2 StGB entweder
die Feuersbrunst oder die konkrete Gefahrdung von Leib und Leben oder von Eigentum in
grolRem Ausmall abwendet. Ein Rucktritt von einer Sachbeschadigung gemal § 125 StGB
ist jedoch nicht mehr mdglich, sobald eine fremde Sache durch Feuer beschadigt oder

zerstort wurde'®

. Sowohl die versuchte als auch die vollendete Brandstiftung gemaR § 169
StGB ist mit demselben Strafrahmen sanktioniert. Ist die Brandstiftung jedoch beim Versuch
geblieben, so stellt dies einen Milderungsgrund gemaR § 34 Abs 1 Z 13 StGB dar'".
Vorbereitungshandlungen kénnen als Verabredung zu einer Straftat strafbar sein, da
das Delikt des § 169 StGB zu den in §§ 227, 278 und 278a StGB enthaltenen Delikten zahit.
Die bloRe Androhung einer Brandstiftung ist nach § 106 Abs 1 Z 1 und § 107 Abs 2 StGB

oder auch nach § 145 Abs 1 Z 1 StGB zu betrafen'®,

6.2 BETEILIGUNG

§ 12 StGB kennt drei Beteiligungsformen. Den unmittelbaren Tater, den Beitragstater

und den Bestimmungstater. Sollten mehrere Mittdter gemeinschaftlich und arbeitsteilig

% Kienapfel/Schmoller, StudB BT III°, § 169 Rz. 39.

% OGH, JBI 1993, S. 737.

915 Os 83, 84/01.

% Flora in SbgK, § 169 Rz. 105.

% Flora in SbgK, § 169 Rz. 104.

'% Flora in SbgK, § 169 Rz. 106.

%" Hollaender/Mayerhofer, Grundlagen des Osterreichischen Strafrechts — AT |, S. 132.
192 Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 8; Kienapfel/Schmoller, StudB BT I11?, § 169 Rz. 68.
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Zusammenwirken und erstreckt sich der Vorsatz der Tater auf alle Tatbestandsmerkmale,
so ist jeder nach § 169 StGB als unmittelbarer Tater zu bestrafen'®. Sollte auch der Beitrag
eines einzelnen Mittaters nach isolierter Betrachtung zu keiner Feuersbrunst gefuihrt haben,

hat er sich dennoch nach § 169 StGB zu verantworten'%.

6.3 KONKURRENZ

Werden neben der Brandstiftung oder auch durch die Brandstiftung auch andere
strafbare Sachverhalte verwirklicht, so wird hinsichtlich der Konkurrenz auf das Folgende

verwiesen.

6.3.1 DELIKTE GEGEN FREMDES VERMOGEN

Das Unrecht der Sachbeschadigung ist bereits in der Feuersbrunst enthalten.
Zwischen § 125 und dem § 169 StGB liegt daher eine scheinbare Idealkonkurrenz'®. Eine
Subsumierung unter §§ 125ff StGB ist nur dann denkbar, wenn die Sachbeschadigung nicht
bereits in der Brandstiftung enthalten ist. Dies ist bei Schaden durch das Loschwasser nicht
der Fall, da solche Schaden prinzipiell im Zusammenhang mit dem Auftreten einer
Feuersbrunst verbunden sind'®.
Versicherungsbetrug (§ 146 StGB) oder auch Versicherungsmissbrauch (§ 151 StGB)

auftreten. Sollte der Tater sich durch die Brandstiftungen Versicherungsleistungen

Brandstiftung kann auch im Zusammenhang mit

erschleichen wollen, so tritt mit dem Versuch der Brandstiftung eine echte Idealkonkurrenz
zwischen § 151 und § 169 StGB ein. Sollte es zu einer Meldung an die Versicherung

kommen, geht der Versicherungsmissbrauch im Betrug auf'"’.

6.3.2 ANDERE DELIKTE DES 7. ABSCHNITTS DES STGB

§ 176 StGB (vorsatzliche Gemeingefahrdung) ist gegeniber § 169 StGB nur

subsidiar anzuwenden'®®. Kommt es auf Grund von freiwerdender Kernenergie (§ 171 StGB)

'% Flora in SbgK, § 169 Rz. 109.

% OGH, EvBI 2000/27.

1% Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 11.

1% Mayerhofer, StGB®, E 19.

197 Mayerhofer in WK?, § 169 Rz. 11; Kienapfel/Schmoller, StudB BT III, § 169 Rz. 67.
'% Flora in SbgK, § 169 Rz. 119.
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oder auf Grund von Explosionen durch Sprengstoff (§ 173 StGB) zu einer Feuersbrunst, die

Leib und Leben gefahrdet, so sind die Bestimmungen des § 169 StGB anzuwenden'®.

6.3.3 DELIKTE GEGEN LEIB UND LEBEN

Mord (§ 75 StGB) und Brandstiftung (§ 169 StGB) stehen in echter Idealkonkurrenz
zueinander. Sollte der Tater einen begangenen Mord durch eine Brandstiftung verschleiern
wollen, so ist er nach § 75 StGB und nach § 169 StGB zu bestrafen. Die Qualifikation des §
169 Absatz 3 StGB tritt hinter dem § 75 StGB zurlick, da der Tod eines Menschen nicht
doppelt gewertet werden kann'™°.

Vorsétzliche und fahrlassige Kdorperverletzung (§§ 83ff StGB) steht in echter
Konkurrenz zu § 169 StGB, wenn die Qualifikationen des Absatz 3 nicht vorliegen. Sollte die
Qualifikation des § 169 Absatz 3 StGB erfullt worden sein, so ist die Kdrperverletzung nach
dieser Bestimmung zu bestrafen'"".

Die fahrlassige Koérperverletzung (§ 88 StGB) und die fahrlassige Totung (§ 80
StGB) von einer groReren Zahl von Menschen werden auf Grund der Spezialitdt durch
§169 Absatz 3 StGB verdrangt.

199 Kienapfel/Schmoller, StudB BT 111, § 169 Rz. 62.
"% Flora in SbgK, § 169 Rz. 113.
" Kienapfel/Schmoller, StudB BT III?, § 169 Rz. 63.
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KAPITEL B: EMPIRISCHER TEIL

7 EINLEITUNG

Diese Dissertation beschaftigt sich mit dem Erscheinungsbild der Brandstiftung
hinsichtlich der Tat, des Taters und der Sanktionierung. Um das Erscheinungsbild der
Brandstiftung zu untersuchen soll anhand von Akten der Staatsanwaltschaft und anhand von
Gerichtsakten die vorsatzliche Brandstiftungskriminalitat in Osterreich untersucht und
beschrieben werden. Dabei soll der Schwerpunkt auf die Phanomenologie der Tat, des
Erscheinungsbildes des Taters und der Sanktionierung dieser Straftaten gelegt werden. Es
soll daher aus den Akten unter anderem die Tatzeit, das Tatobjekt, der Tatort, Alter und
Geschlecht des Taters sowie Ausbildungsstand und Beruf und die gerichtliche Entscheidung,
das Strafmald und die Mitwirkung von Sachverstandigen im gerichtlichen Verfahren erhoben
werden. Um die Anzahl der Akten zu ermitteln und um die Landesgerichtssprengel
auszuwahlen, aus denen die Akten fir die Untersuchung bezogen werden sollen, muss

zunachst ein Blick auf die Polizeiliche und die Gerichtliche Kriminalstatistik geworfen werden.

In Osterreich wurden zwischen 2001 und 2005 3.308 Tathandlungen bei der Polizei als
Brandstiftung angezeigt. Daraus ergeben sich folgende Haufigkeitszahlen in den Jahren von
2001 bis 2005:

Tabelle 1: Polizeiliche Kriminalstatistik — Haufigkeitszahl™*?
(Bekanntgewordene strafbare Handlungen auf je 100.000 Einwohner der Wohnbevdlkerung)

| 2001 2002 2003 2004 2005 ’ %)

HKZ | 8,26 9,30 8,66 7,70 6,87 ‘ 8,16

Aus Tabelle 1 ergibt sich, dass im Durchschnitt 8,16 Taten der vorsatzlichen
Brandstiftung auf je 100.000 Einwohner der Republik Osterreich entfallen. Von den
durchschnittlich 3.308 Tathandlungen konnten jahrlich durchschnittlich 206,2 der als
Brandstiftung angezeigten Falle geklart werden. Diese teilen sich wie folgt auf die

Bundeslander auf:

"2 Bundesministerium fur Inneres, Kriminalitatsbericht — Statistk und Analyse 2001;

Bundesministerium fur Inneres Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2002; Bundesministerium
fur Inneres Kriminalitdtsbericht — Statistik und Analyse 2003; Bundesministerium fir Inneres
Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2004; Bundesministerium fir Inneres Kriminalitatsbericht —
Statistik und Analyse 2005.
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Tabelle 2: Polizeiliche Kriminalstatistik — Anzeigen™?
(Bei der Polizei angezeigte Falle (a.F.) und geklarte Falle (g.F.) der Brandstiftung gemafd
§ 169 StGB in Osterreich aufgeteilt nach den Bundeslandern von 2001 bis 2005)

2001 2002 2003 2004 2005 Gesamt

aF. gF.|aF. gF |aF. gF |aF. gF |aF. gF ] aF. g.F
Burgenland 35 11| 44 7| 14 3| 18 1] 18 2 129 24
Karnten 35 13| 40 20| 40 16| 34 15| 42 22 191 86
Niederosterreich | 131 38| 206 73| 170 38| 129 30| 118 36 754 215
Oberosterreich 104 39| 89 25| 93 26| 103 37| 90 33 479 160
Salzburg 44 13| 56 20| 47 12| 40 13| 28 4 215 62
Steiermark 79 16| 118 57| 100 27| 99 47| 89 36 485 183
Tirol 52 20| 43 23| 60 23| 50 19| 34 12 239 97
Vorarlberg 21 71 20 6| 11 3| 18 8| 10 2 80 26
Wien 165 44| 140 17| 162 43| 136 38| 133 36 736 178
Gesamt 666 201 | 756 248 | 697 191 | 627 208 | 562 183 ] 3.308 1.031

Aus der Tabelle 2 ergibt sich, dass jahrlich im Durchschnitt 661,6 Falle als
Brandstiftung angezeigt wurden und dass 31,2% der angezeigten Falle aufgeklart werden
konnten.

Im Zeitraum von 1977 bis 2004 gab es im Durchschnitt eine Aufklarungsrate von
39,5%. Die hochste Aufklarungsquote lag bei 56,9% (1980), die niederste bei 27,4% (2003).
Es nahm im Laufe dieser Zeitspanne die Aufklarungsquote tendenziell ab. Im Vergleich zur
Gesamtkriminalitat (Aufklarungsquote zwischen 40% und 55%) ist die Aufklarungsquote bei

der vorséatzlichen Brandkriminalitit geringer'™.

Betrachtet man anschlieend die Gerichtliche Kriminalstatistik flir den Zeitraum von
2001 bis 2005, so erschlie3t sich daraus, dass es im Durchschnitt 48,6 Verurteilungen pro
Jahr in Osterreich gemaR § 169 StGB gab. Die Verurteilungen wegen Brandstiftung teilen

sich wie folgt auf die Landesgerichtssprengel in Osterreich auf:

"3 BMI, Kriminalititsbericht — Statistik und Analyse 2001; BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik und
Analyse 2002; BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2003; BMI, Kriminalitdtsbericht —
Statistik und Analyse 2004; BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2005.

"4 Birklbauer/Hirtenlehner, Die Entwicklung der Strafenpraxis bei Brandkriminalitat, S. 17.
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Tabelle 3: Gerichtliche Kriminalstatistik — Verurteilungen™®
(Verurteilungen wegen Brandstiftung gemaR § 169 Abs 1 und Abs 2 StGB nach den

Landesgerichtssprengeln fir den Zeitraum 2003 bis 2005)

Landesgerichte

2001 2002 2003 2004 2005 Gesamt
(fur Strafsachen)
169/1  169/2 | 169/1  169/2 | 169/1 169/2 | 169/1 169/2 | 169/1  169/2
Eisenstadt 2 - 0 - 2 - 2 - 1 - 7
Klagenfurt 5 - 1 - 5 - 10 - 2 - 23
Korneuburg 1 - 4 - 2 - 2 - 3 - 12
Krems a.d. Donau 1 - 0 - 2 - - - 1 - 4
St. Pélten 4 - 4 - 2 - 4 - 2 - 16
Wiener Neustadt 1 - 3 - 1 - 1 - 3 - 9
Linz 3 - 2 - 8 - 9 - 4 - 26
Ried im Innkreis 1 - 1 - 1 - 1 - 3 -
Steyr 0 - 1 - 2 - 1 - - -
Wels 6 - 3 - - - 3 - 2 - 14
Salzburg 2 - 1 - 1 - 1 - 2 - 7
Graz 6 - 8 - 3 1 6 - 5 - 29
Leoben 4 - 4 - 1 - 3 2 1 - 15
Innsbruck 5 - 9 - 5 2 7 - 5 - 33
Feldkirch 3 2 2 1 - - - - 2 - 10
Wien 6 - 4 - 5 4 1 - 7 - 27
Gesamt 50 2| 47 1| 40 7| 51 2| 43 - 243

Vergleicht man die Tabellen 2 und 3 so zeigt sich, dass im Durchschnitt nur 23,6%
der als Brandstiftung bei der Polizei angezeigten und geklarten Falle einer gerichtlichen
Verurteilung wegen Brandstiftung zugefuhrt wurden. Dies ist bei der weiteren Datenauswahl

zu berucksichtigen.

Mit einer Genehmigung des BMJ konnte ich im Rahmen meiner Dissertation
Akteneinsicht in die Akten der Staatsanwaltschaft und in weiterer Folge auch in die zu diesen
Akten fortfihrenden Gerichtsakten Einsicht nehmen. Informationen aus Aktenmaterial, die im
Rahmen der Dissertation ausgewertet werden, entstammen ausschlieldlich aus diesen Akten.
Personenbezogene Daten wurden ausschlielich statistisch anonymisiert erhoben und auch

statistisch anonymisiert ausgewertet.

"% Die Anzahl der Verurteilungen von 2001 bis 2005 sind der Datenbank ISIS (Integriertes
Statistisches Informationssystem) der STATISTIK AUSTRIA entnommen.
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Zunachst werden immer die Daten, die der Auswertung zu Grunde liegen,
beschrieben. AnschlieBend erfolgt die Auswertung der Daten und die Darstellung der

gewonnenen Ergebnisse.

8 DATENAUSWAHL

Fur die Auswahl der Akten fiir die Erhebungen wurden anhand der Gerichtlichen
Kriminalstatistik und der Polizeilichen Kriminalstatistik die Landesgerichtssprengel Graz,
Innsbruck, Salzburg, Ried im Innkreis und Wien vorausgewahlt. Da sich die Anzeigenstatistik
und die Verurteiltenstatistik zahlenmafRig deutlich unterscheiden und neben den
Gerichtsakten auch die staatsanwaltschaftlichen Akten die Grundlage der Erhebungen bilden
wurde beim BMJ fur Justiz angefragt wie viele Akten fur die Erhebungen in den jeweiligen
Landesgerichtssprengel zur Verfligung stehen. Es wurde mir auf meine Anfrage beim BMJ
mitgeteilt wie viele Akten bei der Staatsanwaltschaft in den Landesgerichtssprengeln Graz,
Innsbruck, Salzburg, Ried im Innkreis und Wien in den Jahren 2002 bis 2005 in Bezug auf
Brandstiftungsdelikte gemal § 169 StGB angefallen sind. Ebenso ist mir eine Liste mit den
Aktenzahlen dieser staatsanwaltschaftlichen Akten Ubergeben worden. Zu jedem dieser
Aktenzahlen ist auf Grund einer oder mehrerer Anzeigen ein Akt bei der Staatsanwaltschaft
angelegt worden. Dabei beinhaltet ein Akt der Staatsanwaltschaft zumindest ein
Tatgeschehen. Bei einer Konnexitat von mehreren Tatgeschehen zueinander kénnen auch
mehrerer Taten in einem Akt zusammen gefasst sein. Ebenso wird in einem Akt gegen
mindestens einen Tatverdachtigen ermittelt. Sollte der Staatsanwaltschaft ein konkreter
Tatverdachtiger noch nicht bekannt sein, so wird gegen einen unbekannten Tater ermittelt.
Wenn bei einem oder mehreren Tatgeschehen vermutet wird, dass sie von mehreren Tatern
begangen wurden, so wird in dem Akt gegen mehrere Tatverdachtige ermittelt.

Jeder Akt ist mit einer Aktenzahl versehen. Die Aktenzahl hat einen stets identischen
Aufbau, an dessen zweiter Stelle das Gattungszeichen steht. Das Gattungszeichen einer
Aktenzahl gibt Auskunft Gber die Art der Rechtssache, die zum jeweiligen Aktenzeichen

anhangig ist. In der vorgelegten Liste befanden sich folgende Gattungszeichen:

e BAZ: ein beim Bezirksanwalt anhangiger Akt

e ST: ein bei der Staatsanwaltschaft anhangiger Akt, in dem gegen bekannte Tater
(namentlich bekannten Tatverdachtigen) ermittelt wird

e UT: ein bei der Staatsanwaltschaft anhangiger Akt, in dem gegen unbekannte Tater

ermittelt wird
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Ebenso hat die Aktenzahl an letzter Stelle die Jahreszahl des Jahres, in dem der Akt
angelegt worden ist. Das Jahr in dem der Akt angelegt worden ist, muss nicht zwangsweise
mit dem Jahr Ubereinstimmen, in dem die Tat begangen worden ist. Es befand sich folgende

Anzahl an Akten in der Gbermittelten Liste:

Tabelle 4: Anzahl der Akten der Staatsanwaltschaft (5 LG-Sprengel)
(Anzahl der angefallenen Akten der Staatsanwaltschaft mit den Gattungszeichen UT, ST

und BAZ in den Landesgerichtssprengel Graz, Innsbruck, Salzburg, Ried im Innkreis und
Wien - 2002 bis 2005)

Splr_ei-gel Gz 2002 2003 2004 2005 2002-2005
uTt 60 81 44 63 248

Graz ST 38 72 100 131 341
BAZ 11 0 0 0 11

uTt 38 42 40 31 151
Innsbruck | ST 27 24 25 11 87
BAZ 6 1 0 3 10

uTt 42 40 47 49 178

Salzburg | ST 13 17 17 8 55
BAZ 1 0 1 1 3

uTt 17 13 8 11 49

Riedil. |ST 3 3 8 2 16
BAZ 0 0 0 0 0

uT 147 140 108 116 511

Wien ST 31 39 21 37 128
BAZ 6 7 3 1 17

Gesamt 440 479 422 464 1805

Um ein reprasentatives Ergebnis der Brandstiftung in Osterreich ausweisen zu
kénnen, jedoch nicht die Gerichte mit dem Ausheben der Akten Ubermallig zu belasten,
wurde eine Vorauswahl der Akten getroffen. Dabei sollte ein Aktenumfang von rund 350
Akten geschaffen werden, der sowohl dazu geeignet ist den phdnomenologischen Teil als
auch den sanktionellen Teil der Arbeit reprasentativ darzustellen. Es sollten in der
Datenmenge sowohl Akten mit dem Gattungszeichen UT (im weiteren Verlauf als UT-Akten
bezeichnet) als auch Akten mit dem Gattungszeichen ST (im weiteren Verlauf als ST-Akten

bezeichnet) enthalten sein.
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Auf Akten mit dem Gattungszeichen BAZ konnte verzichtet werden, da auf Grund der
Strafdrohung bei Brandstiftung jedenfalls das Landesgericht zustandig ist. Es handelt sich
hierbei um Akten, die zunachst als Brandstiftung eingestuft worden sind. In weiterer Folge
der Ermittlungen war aber nicht mehr von Brandstiftung auszugehen, weswegen der Akt

zustandigkeitshalber von der Bezirksanwaltschaft fortgefuhrt wurde.

Ph&nomenologie

Um fur den phanomenologischen Teil der Dissertation das Tatgeschehen eines
ganzen Jahres zu reprasentieren, wurden alle Akten mit dem Jahreszeichen 05 (Jahr 2005),
also sowohl ST-Akten als auch UT-Akten, ausgewahlt. Um das Erscheinungsbild des Taters
darzustellen werden nur ST-Akten herangezogen, da in UT-Akten, in denen gegen einen
unbekannten Tater ermittelt wurde, naturgemaR keine konkreten Daten zu den Tatern
vorhanden sind. Um eine grolere Datenmenge fiir das Erscheinungsbild des Taters zu

bekommen, wurden zusatzlich ST-Akten aus dem Jahr 2003 und 2004 herangezogen.

Sanktionierung:

Der Teil der Sanktionierung erfasst sowohl den Umgang der Staatsanwaltschaft als
auch den Umgang der Gerichte mit Straftaten der Brandstiftung. Um die Sanktionierung
durch die Gerichte reprasentativ darstellen zu konnen, ist es notwendig mdglichst viele
Gerichtsakten einzusehen. Es wurde daher ST-Akten aus einer Periode von drei Jahren,
namlich von 2003 bis 2005, ausgewahlt. Es wurde auch in die zu diesen ST-Akten

gehdrenden Gerichtsakten Einsicht genommen.

Da fir die Phanomenologie der Tat, das Erscheinungsbild des Taters und die
Sanktionierung durch die Gerichte bzw. die Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft jeweils
auf unterschiedliche Akten aus den Grunddatenstock herangezogen werden missen, wird
auf die genauere Datenauswahl fir die Phanomenologie der Tat, das Erscheinungsbild des
Taters, die Sanktionierung durch die Gerichte und die Verfolgung durch die
Staatsanwaltschaft in den nachfolgenden Kapitel noch genauer eingegangen. Zunachst wird
jedoch festgelegt, welche Daten der gesamten Untersuchung zu Grunde gelegt werden.

Auf Grund des insgesamt grollen Aktenumfangs wurden die Akten aus Ried im
Innkreis, wegen ihrer zu geringen absoluten Zahlen gegenlber den anderen
Landesgerichtssprengeln, nicht in die Auswahl einbezogen. In Graz wurden von 2002 bis
2005 von der Staatsanwaltschaft 341 ST-Akten erstellt. Dies sprengt den Rahmen meiner
Bearbeitungsmoglichkeiten, weswegen die Akten aus Graz nicht in die Erhebungen

aufgenommen wurden. Folgende Akten wurden als Grunddatensatz ausgewahlt:
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Tabelle 5: Auswahl der Akten der Staatsanwaltschaft
(Auswahl der angefallenen Akten der Staatsanwaltschaft mit dem Gattungszeichen UT und
ST - 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
Jahr ST uTt ST uTt ST uTt
2003 24 0 17 0 39 0 80
2004 25 0 17 0 21 0 63
2005 11 31 8 49 37 116 252
2003 - 2005 60 31 42 49 97 116 395

Die Gesamtsumme der Aktenzahlen aus Innsbruck, Salzburg und Wien, die zur
Aushebung angefordert wurden, betrug gesamt 395. Von diesen 395 angeforderten Akten
der Staatsanwaltschaft aus 2003 bis 2005 wurden auch Akten mit dem Jahreszeichen aus
1998, 2000 und 2006 ausgehoben.

Aus der Anzahl der angeforderten und aus der Anzahl der ausgehobenen und auch

eingesehenen Akten der Staatsanwaltschaft Wien ergaben sich folgende Unterschiede:

Tabelle 3: Ausgehobene Akten und angeforderte Akten im Vergleich
Ausgehobene Akten der Staatsanwaltschaft im Vergleich mit den angeforderten Akten der
Staatsanwaltschaft im Landesgerichtssprengel Wien (1998/2003 bis 2005)

LG Wien Angeforderte Akten Ausgehobene Akten

Jahr ST uT ST uTt
1998 0 1 0
2000 0 1 0
2003 39 0 36 0
2004 21 0 21 0
2005 37 116 35 108
2006 0 0 2 0

1998-2005 97 116 96 108

Die Unterschiede ergeben sich dadurch, dass acht UT-Akten zu ST-Akten wurden.
Dies weil nicht mehr gegen einen unbekannten Tater, sondern gegen einen mittlerweile
bekannten Tater ermittelt wurde. Weiters wurden sieben ST-Akten mit anderen Akten, die
ebenfalls eine Aktenzahl mit einem Gattungszeichen ST haben, zusammengefasst. Dies,
weil gegen einen Tater wegen mehrerer strafbarer Handlungen ermittelt wurde, die jeweils in
unterschiedlichen Akten aufgefiihrt waren. Diese Akten wurden aus 6konomischen Griinden
zu einem Akt mit demselben Gattungszeichen zusammengelegt. Bei den zwei Akten mit den
Jahreszahlen aus 2006 handelt es sich um zwei UT-Akten aus 2005, bei denen im Jahr 2006
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ein moglicher Tater ermittelt werden konnte. Daraufhin wurden zwei neue Akte angelegt, mit
den Jahreszahlen aus 2006. Bei den Akten aus 1998 und 2000 handelt es sich einmal um
einen Akt aus 2005 und einmal um einen Akt aus 2003. Diese wurden auf Grund der
Konnexitat (selber Tatverdachtiger) zusammengelegt und in ein friiher eingeleitetes
Verfahren wegen anderer strafbarer Handlungen einbezogen. Die Brandanfalle waren im
Jahr 2004 bzw. im Jahr 2000 angefallen.

Es konnten daher insgesamt folgende Anzahl an Akten der Staatsanwaltschaft

ausgehoben werden:

Tabelle 4: Ausgehobene Akten der Staatsanwaltschaft
(Ausgehobene Akten der Staatsanwaltschaft mit dem Gattungszeichen UT und ST fiir die
Landesgerichtssprengel Innsbruck, Salzburg und Wien - 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Jahr ST uT ST uT ST uT Gesamt
1998 0 0 0 0 1 0 1
2000 0 0 0 0 1 0 1
2003 24 0 16 0 36 0 76
2004 25 1 16 0 21 0 63
2005 11 30 7 38 35 108 229
2006 0 0 0 0 2 0 2
2003 - 2005 60 31 39 38 96 108 372

Anzahl der angezeigten Straftaten:

Jeder Akt der Staatsanwaltschaft ist auf Grund zumindest einer vermeintlichen
strafbaren Handlung angelegt worden. Diese wird in Folge als Anlasstat bezeichnet. Es ist
aber auch mdglich, dass mehrere vermeintlich strafbare Handlungen gemeinsam zur
Anzeige gebracht wurden, oder dass diese von der Staatsanwaltschaft im selben Akt gefuhrt
werden, weil davon ausgegangen werden kann, dass diese vermeintlichen strafbaren
Handlungen vom selben Tater begangen wurden.

Diese Dissertation behandelt das Erscheinungsbild und die Sanktionierung von
Brandstiftungen. Es wurden nur solche Anlasstaten ausgewertet, die mit Brandstiftung in
Verbindung stehen, sei dies eine vollendete oder versuchte Brandstiftung. Auch die
versuchte Anstiftung zu Brandstiftung oder auch Beihilfe zur Brandstiftung stehen thematisch
im Zusammenhang mit Brandstiftung. Andere strafbare Handlungen, wie zum Beispiel
Diebstahl oder Widerstand gegen die Staatsgewalt, deretwegen im selben Akt gegen den

Tatverdachtigen ermittelt wurde, wurden nicht ausgewertet.

32



Akten und Anlasstaten im Verhaltnis:

Die nachfolgende Grafik zeigt die Anzahl der ausgehobenen Akten in Relation zu den
als (versuchte oder vollendete) Brandstiftung angezeigten Anlasstaten, ungeachtet ob es
sich tatsachlich um Brandstiftung nach § 169 StGB handelt.

Abbildung 1: Anzahl der Akten und Abbildung 2: Anzahl der Akten und
Anlasstaten (ST) Anlasstaten (UT)
(Anzahl an Akten mit dem Gattungszeichen ST (Anzahl an Akten mit dem Gattungszeichen UT
und darin gegenstandliche Anlasstaten - 2005) und darin gegenstandliche Anlasstaten - 2003
bis 2005)
350 350
300 293 300
250 250
200 200 77 188
150 150
100 - 100 -
50 - 50 -
0 - 0
Anzahl der Akten (ST) Anzahl der Anzahl der Akten (UT) Anzahl der
Anlasstaten (ST) Anlasstaten (UT)

Wie sich aus einem Vergleich der Abbildung 1 mit der Abbildung 2 ergibt, Gbersteigt
bei den ST-Akten die Anzahl der Anlassfélle die Anzahl der Akten um 50,3%. Hingegen
Ubersteigt bei UT-Akten die Anzahl der Anlassfalle die Anzahl der Akten um nur 6,2%.
Hierbei muss angemerkt werden, dass die ST-Akten einen Zeitraum von drei Jahren

umfassen, wahrend die UT-Akten einen Zeitraum von einem Jahr umfassen.

Als Kriterium fiir eine einzelne Anlasstat:

Ob eine einzelne Anlasstat, die eine einzige Tathandlung beinhaltet, mit mehreren
Brandobjekten vorliegt, oder ob es sich um mehrere Tathandlungen handelt, die jeweils als
eine separatere Anlasstat behandelt wird, hangt davon ab, ob es sich um eine
abgeschlossene Tathandlung mit mehreren Brandobjekten handelt, oder ob jede Tat fiir sich

betrachtet als abgeschlossene Tathandlung zu verstehen ist. Dies hangt von einer zeitlichen
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und raumlichen Komponente ab. Nachstehende Falle aus dem Untersuchungsmaterial
wurden wie folgt beurteilt:

e In einem Akt war gegenstandlich, dass ein Tater im Abstand von mehreren Minuten
in einer Tiefgarage versuchte ein Auto anzuzinden und anschliefend in einer
Toilettenkabine, in einem darlberliegenden Kaufhaus eine Rolle Toilettenpapier
anziindete. Dies wurde als jeweils zwei abgeschlossene, unterschiedliche
Tathandlungen gewertet.

¢ Hingegen wurde das Anziinden von mehreren Vorhangen in demselben Zimmer als
eine einzige, abgeschlossene Tat gewertet.

e Auch das Aufhaufen von mehreren Kleidungssticken im Vorgarten mit
anschlielRender Entziindung unter zur Hilfenahme eines Brandbeschleunigers wurde

als eine Tat und somit als eine Anlasstat gewertet.

8.1.1 VERHALTNIS AKTEN ZU ANLASSTATEN (ST)

Bei der Betrachtung der Abbildung 2 fallt auf, dass bei Akten mit dem
Gattungszeichen UT haufig nur eine strafbare Handlung nach § 169 StGB im Akt zu finden
ist. Dies kann darauf zurlick zu fuhren sein, dass solange ein konkreter Tater nicht ermittelt
ist, es schwerer fallt, Verbindungen zwischen raumlich und zeitlich unterschiedlichen Taten
herzustellen. Moglich ist aber auch, dass bei eindeutig in Verbindung stehenden Taten die
Ausforschung des Téaters einfacher ist.

Wie bereits oben angeflihrt Ubersteigt bei Akten mit dem Gattungszeichen ST die
Anzahl der Anlasstaten die Anzahl der Akten um 50,3%. Es ist mdglich, dass in einem Akt
nur eine einzige Anlasstat behandelt wird. Es ist aber auch méglich, dass in einem Akt auch
zwei oder mehrere Anlasstaten behandelt werden. Betrachtet man die Anzahl der als

Brandstiftung angezeigten Anlasstaten bei ST-Akten, so zeigt sich folgendes Bild:

Abbildung 3: Anzahl der angezeigten Tathandlungen pro Akt mit dem Gattungszeichen ST
(2005)

14

8 2 @ 1 Tathandlung pro Akt

6 W 2 Tathandlungen pro Akt

| 3 Tathandlungen pro Akt

@ 4 Tathandlungen pro Akt

O mehr als 4 Tathandlungen
pro Akt

165

n=195
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Die Abbildung 3 zeigt, dass 84,6% der Akten nur eine Tathandlung behandeln. 7,2%
der Akten behandeln zwei Tathandlungen und 4,1% der Akten behandeln drei
Tathandlungen. Zwei der Akten (1,0%) behandeln vier Tathandlungen und sechs der Akten
(3,1%) behandeln mehr als vier Tathandlungen. Unter den erstellten Akten, die mehr als vier
Tathandlungen pro Akt beinhalten, befindet sich ein Akt der elf verschiedene Tathandlungen
beinhaltet, zwei Akten die 15 verschiedene Tathandlungen beinhalten, und ein Akt, der 16
verschiedene Tathandlungen beinhaltet. Die sechs Akten, die mehr als vier Tathandlungen
behandeln, behandeln 23,2% der Anlasstaten. Insgesamt behandeln 15,4% der Akten mehr

als eine Tat. Diese Akten behandeln 43,7% der Anlasstaten.

8.1.2 VERHALTNIS AKTEN ZU ANLASSTATEN (UT)

Betrachtet man das Verhaltnis der als Brandstiftung angezeigten Anlasstaten zu

Akten mit dem Gattungszeichen UT so zeichnet sich folgendes Bild:

Abbildung 4: Anzahl der angezeigten Tathandlungen pro Akt mit dem Gattungszeichen UT
(2003 bis 2005)
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Aus der Abbildung 4 ergibt sich, dass 96,6% der Akten nur eine Anlasstat behandeln.
Es gibt nur sechs Akten, die mehr als eine Tathandlung beinhalten. Lediglich bei einem Akt
wurde von sechs verschiedenen Tathandlungen ausgegangen, die in einem Zusammenhang
stehen. Dies, weil innerhalb von 2,5 Stunden in derselben Nacht im ortlichen Nahebereich
ein Zeitungsstander, ein Auto, eine Imbissbude, Gegenstdnde in einem Innenhof, eine

Abdeckplane von einem Anhanger und ein Baucontainer in Brand gesteckt wurde.
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9 PHANOMENOLOGIE DER TAT

Far den phanomenologischen Teil Uber die Tat soll der Anfall an Brandstiftungsfallen
innerhalb eines Jahres und die besonderen Auspragungen dieser Taten beschrieben
werden. Der erste Teil der Phdnomenologie der Tat beschéaftigt sich mit der Auswahl der
Anlasstaten, bei denen es sich um eine Brandstiftung gemak § 169 StGB gehandelt hat. Der
zweite Teil der Phanomenologie der Tat beschaftigt sich mit der Auswertung und Darstellung

der aus diesen Akten gewonnenen Daten.

9.1 DATENAUSWAHL

Es werden die Brandstiftungsfalle der UT-Akten und der ST-Akten aus dem Jahr
2005 herangezogen wund ausgewertet. Bei der Auswahl der Akten der drei
Landesgerichtsprengel flir den Zeitraum von einem Jahr handelt es sich um eine
Klumpenstichprobe. Eine Klumpenstichprobe liegt vor, wenn sich ,die Grundgesamtheit® —
hier die Brandstiftungsfalle in ganz Osterreich — ,in disjunkte, also sich gegenseitig
ausschlieBende Gruppen (Klumpen) aufteilt'’®. Die ,Klumpen“ bestehen bei dieser
Dissertation sowohl in den jeweiligen Landesgerichtssprengeln als auch in ihrer zeitlichen
Abgrenzung da ein Akt jeweils nur einem Landesgerichtssprengel zugehdren kann und auch
nur eine Jahreszahl aufweist. Da es sich bei der Aktenaushebung um Klumpenstichproben
handelt, bei denen innerhalb der Klumpen eine Gesamterhebung vorgenommen wurde, sind
die Regeln Uber die Stichprobenziehung anzuwenden um systematische Fehlerquellen
auszuschliel3en. ,Eine Stichprobe ist dann reprasentativ, wenn das Auswahlverfahren keine
Elemente der Population in Bezug auf das interessierende Merkmal bevorzugt''’. Da in
weiterer Folge auch mdgliche Unterschiede in Bezug auf ST- und UT-Akten untersucht
werden (siehe Punkt 9.2.6), wurden die ST-Akten aus 2003 und 2004 nicht in die
Datenmenge fir die Phanomenologie der Tat einbezogen, da es sonst zu einer

Ungleichgewichtung der ST-Akten gegentiber der UT-Akten kommen wirde.

Es sollen ausschlieBlich Anlasstaten in die Grunddatenmenge einbezogen werden,
bei denen es sich um Brandstiftung im Sinne des § 169 StGB handelt, die innerhalb eines

Jahres angefallen sind. Die Daten aus ST-Akten und UT-Akten aus 2005 werden daher nach

"¢ Kaya/Himme, Methodik der empirischen Forschung, S. 85.

"7 Beller, Empirisch forschen lernen, S. 87.
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zeitlichen Kriterien, nach Kriterien des Untersuchungsgegenstandes und nach sonstigen

Kriterien vorselektiert.

9.1.1 ZEITRAUM DER UNTERSUCHUNG

Es soll die Brandstiftungskriminalitdt eines Jahres dargestellt werden. Dabei werden
ausschlief3lich Akten mit dem Jahreszeichen 2005 einbezogen. Die ST-Akten aus 2003 und
2004 werden aus den oben genannten Griinden (Punkt 9.1) nicht in die Phanomenologie der
Tat einbezogen.

Es ist zu beachten, dass ein Akt der Staatsanwaltschaft meist auf Grund einer
polizeilichen Anzeige erstellt wird. Daher kann es auch vorkommen, dass ein Brandvorfall im
Jahr 2004 angefallen ist und erst 2005 bei der Staatsanwaltschaft zur Anzeige gebracht
wurde. Ebenso kann es vorkommen, dass ein Brandvorfall Ende 2005 angefallen ist und der
Akt der Staatsanwaltschaft erst 2006 angelegt wurde. In der Gesamtbetrachtung ist aber
davon auszugehen, dass bei einer Auswahl von allen Akten mit der Jahreszahl 2005 die
Brandanfalle innerhalb eines Jahres dargestellt werden, auch wenn sich dieses Jahr nicht
mit dem Kalenderjahr deckt.

Es ergibt sich somit eine Gesamtmenge von 229 Akten, die sich wie folgt aufteilt:

Tabelle 6: Zusammensetzung der Akten fur die Phanomenologie der Tat
(Anzahl der Akten mit dem Gattungszeichen ST und UT in den Landesgerichtssprengeln
Innsbruck, Salzburg und Wien - 2005)

Innsbruck Salzburg Wien

Gesamt
ST uT ST uT ST uT

2005 I 11 30 7 38 35 108 229

Wie bereits unter Punkt 8.1.1 und 8.1.2 erwahnt sind in einigen Akten mehrere
Anlasstaten zusammengefasst. Bei der Betrachtung der Anzahl der Akte der
Staatsanwaltschaft und der darin enthaltenen Anzahl an Anlasstaten aus dem Jahr 2005

ergibt sich folgende Zusammenstellung:
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Abbildung 5: Anzahl an Akten Abbildung 6: Anzahl an Anlasstaten in den LG-

und Anlasstaten Sprengeln
(Akten mit dem Gattungszeichen ST (Akten mit dem Gattungszeichen ST und UT aus 2005,
und UT aus 2005, in den 3 LG- verteilt auf die Landesgerichtssprengel Innsbruck, Salzburg
Sprengeln) und Wien)
350
305
300 |
250 | W Innsbruck ST
118 B Innsbruck UT
§ 200 1 m Salzburg ST
& 150 | W Salzburg UT
100 m Wien ST
O Wien UT
50 -
0 4
Akten (05) Anlasstaten
(05)
n=305

Aus der Abbildung 5 ist ersichtlich, dass es um 33,2% mehr Anlasstaten als Akten
gab. Der Abbildung 6 ist zu entnehmen, dass 14,4% der Anlasstaten im Landesgerichts-
sprengel Innsbruck begangen wurden. 16,7% der Anlasstaten wurden im Landesgerichts-
sprengel Salzburg und 68,9% der Anlasstaten wurden im Landesgerichtssprengel Wien
verlbt. 38,4% der Anlasstaten wurden in ST-Akten behandelt.

Zeitliche Verschiebung durch Zusammenflihren von verschiedenen Anlasstaten in einem
Akte:

Nicht erfasst sollen jene Anlasstaten sein, die einen lange zurlickliegenden
Tatzeitpunkt haben, wenn sie erst durch die Zusammenfassung mit anderen Anlasstaten, in
einen Akt mit der Jahreszahl 05 gelangt sind. Es kann nicht davon ausgegangen werden,
dass es sich hierbei um die durch die Ermittlungsdauer natirliche Verschiebung der
Kalenderjahresgrenze handelt. Vielmehr ist davon auszugehen, dass es sich um Anlasstaten
handelt, die nur durch eine Zusammenlegung von verschiedenen Anlasstaten in einem Akt
eine andere Akten-Datierung erhalten haben. Deswegen sind diese nicht geeignet die
Phanomenologie eines Jahres darzustellen.

Ein ST-Akt aus Salzburg enthalt auch eine Anlasstat aus dem Jahr 2002 und zwei
Anlasstaten aus dem Jahr 2005. Es werden nur die Anlasstaten aus dem Jahr 2005 in die

Grunddatenmenge einbezogen.
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Ebenso sollen solche Taten, die erst 2006 angefallen sind, die wiederum nur auf
Grund der Konnexitat in einem Akt mit der Jahreszahl aus 05 enthalten sind, nicht in die
Untersuchungsmenge aufgenommen werden. Auch hier kann nicht davon ausgegangen
werden, dass solche Anlasstaten den Jahresdurchschnitt aller, im Jahr 2005 angelegten
Akten reprasentieren, wenn zum Zeitpunkt der Aktenanlegung die Anlasstat in Bezug auf die
Brandstiftung noch gar nicht begangen worden ist. So enthielt ein Akt aus Wien mit dem
Gattungszeichen ST 15 Anlasstaten. Davon sind sechs erst im Jahr 2006 vertibt worden.
Diese sechs Anlasstaten wurden nicht in die Grunddatenmenge fur die Phdnomenologie der

Tat und des Taters einbezogen.

Folgende Akten und Anlasstaten bilden daher die Grunddatenmenge der Anlasstaten
mit Akten aus 2005:

Tabelle 7: Zusammensetzung der Akten und Anlasstaten fiir die Phanomenologie der Tat

(2005)
Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
ST uTt ST uT ST uT
Akten 11 30 7 38 35 108 229
Anlasstaten 14 30 10 40 86 118 298

9.1.2 GEGENSTAND DER UNTERSUCHUNG

Gegenstand der Untersuchung ist der als Brandstiftung zum Akt genommene
Anlassfall (des Weiteren als Anlasstat bezeichnet). Es kann sein, dass es sich hierbei um
eine vollendete oder auch um eine versuchte Brandstiftung handelt. Auch kann es sein, dass
eine Tat zunachst als Brandstiftung angezeigt wurde und sich erst anschliefend
herausgestellt hat, dass diese Anlasstat rechtlich anders zu subsumieren ist. Sollte es sich
bei den Anlasstaten nicht um Falle der versuchten oder vollendeten Brandstiftung oder auch
der Anstiftung oder als Beitrag zur Brandstiftung handeln, so sind diese Anlasstaten aus der
Datenmenge auszuscheiden.

Dabei ist anzumerken, dass insbesondere bei UT-Akten meist gar keine rechtliche
Subsumierung vorgenommen wurde. Da kein Tater ausgeforscht werden konnte, ist eine
abschlieltende rechtliche Beurteilung fir das Verfahren selbst unbeachtlich und nur fiir die
Statistik relevant. Insbesondere misste haufig auch auf Sachverstandigengutachten
zurtckgegriffen werden, um eine Tat als Feuersbrunst im rechtlichen Sinne zu qualifizieren.

Da dies aber sehr kostspielig und ohne Ausforschung des Taters auch unerheblich ist, liegen
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solche Gutachten bei UT-Akten meist nicht vor. Ebenso ist das Motiv eines Taters fur das
Vorliegen einer Brandstiftung notwendig, da sich der Vorsatz des Taters auf alle
Tatbestandsmerkmale beziehen muss. Ohne das Auffinden des Taters kann in einigen

Fallen nur schwer auf den Vorsatz des Taters geschlossen werden.

9.1.2.1 RECHTLICHE BEURTEILUNG DER GEGENSTANDLICHEN ANLASSTATEN

Hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung richtet sich diese Dissertation nach der
rechtlichen Beurteilung der Staatsanwaltschaft oder nach jener der Gerichte. Diese geht aus
den Akten explizit hervor (Urteil, Anklageschrift, Sachverstandigengutachten, Vermerk der
Staatsanwaltschaft etc.). Sollte aber keine rechtliche Subsumierung der Staatsanwaltschaft
oder der Gerichte vorliegen, so muss anhand von Kriterien im Einzelfall entschieden werden,
ob rechtlich von einer Brandstiftung im Sinne des § 169 StGB auszugehen ist und die Falle
daher in die Untersuchungsmenge einzubeziehen sind.

Wie bereits unter Punkt 3 erdrtert, sind fur die rechtliche Beurteilung einer
vermeintlichen Straftat als Brandstiftung im Sinne des § 169 Abs 1 StGB folgende
Tatbestandsmerkmale entscheidend:

e das Verursachen einer Feuersbrunst

e an einer fremden Sache und

e der Vorsatz des Taters, der sich auf alle Tatbestandsmerkmale beziehen
muss.

Da es sich bei den Anlassfallen aus der Grunddatenmenge fir die Phanomenologie
der Tat und des Taters immer um eine fremde Sache gehandelt hat, wird auf das Vorliegen
dieses Tatbestandsmerkmales bei der rechtlichen Beurteilung der gegenstandlichen
Anlassfalle nicht naher eingegangen.

In den ausgehobenen Akten sind keine Anlassfalle bekannt, die von einer
Brandstiftung nach § 169 Abs 2 StGB ausgehen, ohne dass diesbezlglich eine rechtliche
Beurteilung durch die Gerichte oder durch die Staatsanwaltschaft hinsichtlich des Vorsatzes
und der Feuersbrunst vorlagen. Hinsichtlich des § 169 Abs 2 StGB mussten daher im
Gegensatz zu Abs 1 keine Kriterien zur rechtlichen Beurteilung aufgestellt werden, um eine

nicht ergangene rechtliche Beurteilung zu ersetzen

9.1.2.2 KONSTELLATIONEN DER RECHTLICHEN BEURTEILUNG BEI DEN GEGENSTANDLICHEN
ANLASSTATEN

Es gibt, wenn nicht auf das Kriterium der fremden Sache eingegangen wird, vier

mogliche Konstellationen in den gegenstandlichen Anlassfallen, in denen von der
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Staatsanwaltschaft und vom Gericht verschiedenartig auf die Tatbestandsmerkmale der
Feuersbrunst und des Vorsatzes eingegangen wurde. Zum einen kann sowohl auf das
Vorliegen der Feuersbrunst und des Vorsatzes des Taters im Akt rechtlich eingegangen
worden sein. Es ist aber auch mdglich, dass entweder nur auf das Vorliegen der
Feuersbrunst oder auf den Vorsatz des Taters rechtlich eingegangen wurde. Als vierte
Variante kann sowohl das Vorliegen der Feuersbrunst als auch der Vorsatz des Taters im

Akt rechtlich nicht beurteilt worden sein.

Vorsatz und Feuersbrunst:

Die Anfallstat wurde im Akt der Staatsanwaltschaft sowohl in Hinsicht auf den Vorsatz
des Taters als auch auf das Vorliegen einer Feuersbrunst gepruft.
e In der gegenstandlichen Anlasstat entziindete der Tater vorsatzlich an vier Stellen
den Betrieb eines Unternehmens, indem er Benzin verschiittete und dieses auch
entztindet, damit der Betrieb vollkommen abbrennt. Es ist dabei eine Feuersbrunst

entstanden.

Nur Vorsatz:
Die Anfallstat wurde im Akt der Staatsanwaltschaft nur hinsichtlich des Vorsatzes des
Taters gepruft.

e Es wird gegen einen unbekannten Tater ermittelt und es ist nicht eindeutig, ob es in
der Anlasstat zu einer Feuersbrunst gekommen ist. Da der Tater aber einen
Molotowcocktail in ein Schaufenster geworfen hat, geht die Staatsanwaltschaft von
einer vorsatzlichen Straftat in Hinsicht auf das Verursachen einer Feuersbrunst aus,
da das Werfen eines Molotowcocktails in einem Wohngebiet prinzipiell dazu geeignet
ist eine Feuersbrunst zu verursachen.

e Einige Anlasstaten der Untersuchungsmenge konnten auch auf das Vorliegen eines
technischen Defekts zurlickgefiihrt werden. In dem Fall wurde der Vorsatz eines

Taters auf Verursachen einer Feuersbrunst grundsatzlich nicht angenommen.

Nur Feuersbrunst:

Die Anlasstat wurde im Akt der Staatsanwaltschaft nur hinsichtlich des Vorliegens einer
Feuersbrunst geprift, auf das Vorliegen eines Vorsatzes des Taters wurde rechtlich jedoch
nicht eingegangen.

e Es ist auf Grund von menschlichem Einwirken zu einer Feuersbrunst in einem

Waldgebiet gekommen, die nicht mehr von Menschen mit normalen Mitteln geldscht

werden konnte und die auch auf Grund ihrer Ausdehnung als solche zu beurteilen ist.
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Weder Vorsatz noch Feuersbrunst:

Die Anlasstat wurde weder hinsichtlich des Vorliegens einer Feuersbrunst noch
hinsichtlich des Vorliegens einer Vorsatztat rechtlich gepruft.
e Durch ein Feuer brannte ein Container flr Papiermill ab. Das Feuer griff auf

benachbarte Fahrzeuge Uber und beschadigte eine Hauswand schwer.

Es wurde ausgewertet wie die vier Varianten dieser rechtlichen Beurteilung in den

gegenstandlichen Akten verteilt waren.

Abbildung 7: Rechtliche Beurteilung der Anlasstaten
(Vorkommen einer rechtlichen Beurteilung im Akt der Staatsanwaltschaft betreffend dem
Vorliegen einer Feuersbrunst und des Vorsatzes auf eine Brandstiftung — 2005)

W Vorsatz und Feuersbrunst

W nur Vorsatz

W nur Feuersbrunst

@ w eder Vorsatz noch
Feuersbrunst

n=298

Aus der Abbildung 7 wird deutlich, dass in 40,3% der Anlasstaten weder eine
rechtliche Beurteilung hinsichtlich des Vorliegens einer Feuersbrunst noch eines Vorsatzes
vorgenommen wurde. In 33,6% Anlasstaten wurde sowohl der Vorsatz als auch das
Vorliegen einer Feuersbrunst rechtlich beurteilt. 87,0% dieser Anlasstaten sind in ST-Akten
zu finden. Das heil’t, dass im betreffenden Anlassfall das Vorliegen oder auch das Nicht-

Vorliegen beider Kriterien in den Akten festgestellt wurde.

Die vier Varianten der rechtlichen Beurteilung teilen sich wie folgt auf die drei

Landesgerichtssprengel und die ST-Akten und UT-Akten auf:
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Tabelle 8: Vorliegen einer rechtlichen Beurteilung der Anlasstaten
(Anzahl der Anlasstaten bei denen eine rechtlichen Beurteilung der Anlasstaten hinsichtlich
der Merkmale der Feuersbrunst und des Vorsatzes in den Akten vorlag bzw. nicht vorlag,
verteilt auf die Landesgerichtssprengel -2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
ST uT ST uT ST uT

Vorsatz und Feuersbrunst 7 1 10 8 70 4 100
nur Vorsatz 2 1 0 10 1 13 27
nur Feuersbrunst 4 15 0 7 4 21 51
Weder Vorsatz noch 1 13 0 15 11 80 120
Feuersbrunst
Summe an Anlassfallen 14 30 10 40 86 118 298

Aus der Aufstellung in der Tabelle 8 ergibt sich, dass 79,1% der Anlasstaten aus ST-
Akten sowohl hinsichtlich des Vorsatzes als auch hinsichtlich des Vorliegens einer
Feuersbrunst rechtlich beurteilt worden sind. Dies war bei gerichtlichen Entscheidungen
(Verurteilungen, Freispriiche, Ablehnung des Antrages auf Einweisung in eine Anstalt flr
geistig abnorme Rechtsbrecher und Einweisung in eine Anstalt fir geistig abnorme
Rechtsbrecher) wegen § 169 StGB immer der Fall. Hingegen waren nur 6,9% der
Anlasstaten aus UT-Akten hinsichtlich des Vorliegens eines Vorsatzes und des Vorliegens
einer Feuersbrunst rechtlich beurteilt.

In zwolf Anlassfallen aus ST-Akten wurde gegen einen bestimmten, bekannten
Tatverdachtigen ermittelt. Obwohl gegen einen bestimmten Tater ermittelt wurde, wurde in
diesen zwolf Anlassfallen rechtlich nicht auf den Vorsatz des Taters eingegangen. Dies
ergibt sich daraus, dass sich wahrend der Ermittlungen herausstellte, dass der
Tatverdachtige, gegen den ermittelt wurde, die Tat nicht begangen hat. Es kann somit wieder
nur schwer auf den Vorsatz des Taters geschlossen werden.

Bei Anlasstaten aus einem UT-Akt kam es durch die Staatsanwaltschaft dann zu
einer rechtlichen Beurteilung und zwar einer Verneinung hinsichtlich des Vorsatzes, wenn
der Brandfall auf einen technischen Defekt oder auch auf Funkenflug zuriick zu fiihren war,

da die Staatsanwaltschaft dort nicht von vorsatzlicher Brandstiftung ausging.
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9.1.2.3 SUBSUMIERUNG DER GEGENSTANDLICHEN, RECHTLICH NICHT BEURTEILTEN
ANLASSTATEN

Der Gegenstand dieser empirischen Arbeit sind die Brandstiftungsfalle aus den
Landesgerichtssprengeln Innsbruck, Salzburg und Wien. Es muss daher zunachst
festgestellt werden, ob es sich in den Anlasstaten um Brandstiftung im Sinne des § 169
StGB gehandelt hat. Dabei wird immer von der rechtlichen Beurteilung der Gerichte und der
Staatsanwaltschaft ausgegangen. Da besonders bei UT-Akten keine rechtliche Beurteilung
durch die Staatsanwaltschaft oder der Gerichte vorhanden war, muss auf Grund von
Kriterien entschieden werden, ob es sich bei den rechtlich nicht oder nur teilweise beurteilten
Anlasstaten um eine Brandstiftung im Sinne des § 169 StGB gehandelt hat. Diese Kriterien
werden der Judikatur des OGH und der in den eingesehenen Akten vorhandenen rechtlichen
Beurteilungen entnommen. Sollte es Zweifel Uber das Vorliegen des Vorsatzes oder der
Feuersbrunst geben, so wird vom hoéher sanktionierten Delikt ausgegangen. Das heil3t im
Zweifelsfall wird eher vom Vorsatz auf Brandstiftung als vom Vorsatz auf Sachbeschadigung
ausgegangen um eine statistische Grundmenge an Daten zu erhalten. Ebenso ist im
Zweifelsfall vom Vorliegen einer Feuersbrunst auszugehen. Im Folgenden werden die

Kriterien fur den Vorsatz und die Feuersbrunst erortert.

9.1.2.3.1 FEUERSBRUNST

Ob eine solche vorliegt, wird meist durch einen Gutachter aus dem Bereich der
Kriminologie, Brand- und Explosionsgefahr oder durch einen Gutachter aus dem Bereich des
Brandschutzes beurteilt. Wobei dies eine Rechtsfrage ist, die stets das Gericht zu beurteilen
hat. Es kann aber auch sein, dass besonders bei Anlassfallen mit unbekannten Tatern nur
das private Gutachten der Versicherung oder auch gar kein Gutachten vorlag. Sollte keine
rechtliche Bewertung durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft vorliegen, so kann die
raumliche Brandausbreitung oder das Einschreiten der Feuerwehr und die Ausmalie der
Léscharbeiten ein Indiz fiir das Vorliegen einer Feuersbrunst sein'®. Sollte das
Schadensfeuer auf einzelne Objekte mit geringem Umfang beschrankt geblieben sein, so ist
keine Feuersbrunst entstanden'"®. Als ein Objekt geringeren Umfangs werden insbesondere
Papiermdlltonnen verstanden. In Anlehnung an die Judikatur wird auch dann nicht von einer
Feuersbrunst ausgegangen, wenn das Schadensfeuer auf einen einzelnen PKW beschrankt
bleibt, da das Schadensfeuer nicht die flr die Feuersbrunst essentielle grofde, raumliche

Ausdehnung erreicht hat. Sollte das Feuer ohne Dritteinwirkung von selbst erléschen, ist erst

8 10 Os 85/75.
% 14 Os 10/94.
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gar keines entstanden oder konnte das Feuer mihelos von Nachbarn oder Passanten

geldscht werden, so ist keinesfalls vom Vorliegen einer Feuersbrunst auszugehen.

9.1.2.3.2 VORSATZ

Der Vorsatz des Taters muss sich auf alle Tatbestandmerkmale erstrecken. Daher
muss es der Tater ernstlich fir méglich gehalten haben, dass durch sein Handeln ein
Schadensfeuer mit einer grolRen raumlichen Ausdehnung entsteht, so dass dieses nicht
mehr mit einfachen, einem normalen Menschen zur Verfligung stehenden Mitteln geldscht
werden kann. Ebenso muss er sich mit dem Erfolg (entstehen einer Feuersbrunst) abfinden.
Fir das Vorliegen eines Vorsatzes auf Verursachen einer Feuersbrunst kann die
Verwendung von Brandbeschleunigern oder das Vorhandensein von mehreren voneinander

unabhangigen Brandausbruchsstellen ein Indiz sein.

Brandbeschleuniger:

Das Anzunden von Objekten jeglicher Art wunter Zuhilfenahme eines
Brandbeschleunigers ist als Indiz fur einen Vorsatz auf eine Feuersbrunst zu werten, da
durch dessen Verwendung der Ausbruch eines groften Feuers stets erwartet und kalkuliert
wird. Sollten daher Spuren von Brandbeschleunigern (Benzin, Diesel, Harzverdiinner etc.) an
Orten vorgefunden werden, an denen sie in einer solchen Konzentration unter normalen
Umstanden nicht vorzufinden sind, so wurde dies als ein Indiz fir den Vorsatz auf

Brandstiftung gewertet.

Mehrere Brandausbruchstellen:

Auch das Vorliegen von mehreren, voneinander unabhangigen Brandausbruchstellen

wurde als Indiz fir den Vorsatz auf eine Brandstiftung gewertet.

Sonderfall Strafunmiindige:

Bei Strafunmindigen oder auch bei Jugendlichen, die diese Altersgrenze gerade erreicht
haben, wird der Vorsatz auf eine Feuersbrunst, mit groer rdumlicher Ausdehnung in der
Auswertung der Daten nicht angenommen. Dies wenn auf Grund des Alters und der damit
verbundenen Unreife des Tater nicht von einem Vorsatz auf die erheblichen Folgen eines
Brandes ausgegangen werden kann. Von der Staatsanwaltschaft wurde in mehreren Akten
der Untersuchungsdaten der Vorsatz auf eine Feuersbrunst aus den ebengenannten
Grinden bei Jugendlichen verneint.

e Dass ein strafmindiger Jugendlicher in einem Schuppen ein Leintuch anziindete,

woraufhin der gesamte Schuppen abbrannte, wurde von der Staatsanwaltschaft nicht
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als versuchte Brandstiftung qualifiziert, da auf Grund des Alters und der damit
verbundenen Unreife nicht davon auszugehen war, dass der Tater die erheblichen
Folgen eines grol3en Brandes ernstlich fir moglich hielt.

e Auch dass eine Gruppe strafunmiindiger Jugendlicher sich daflr rachen wollte, dass
die gegnerische Jugendbande ihr Baumhaus zerstort hatte, indem sie deren
Baumhaus durch Feuer unter Zuhilfenahme von Benzin zerstéren, wodurch groRRe

Teile eines Wald abbrannten, war nicht vom Vorsatz des § 169 StGB umfasst.

9.1.2.3.3 UMGANG MIT DER ABSTRAKT POTENTIELLEN GEFAHRLICHKEIT IN DEN
GEGENSTANDLICHEN ANLASSTATEN

Wie bereits oben unter Punkt 3.1.4 dargestellt, gibt es eine Juristenkontroverse
beziiglich der Tatbestandsmerkmale des § 169 Absatz1 StGB. Aus der Judikatur'® ist zu
entnehmen, dass neben dem Vorliegen einer Feuersbrunst eine, zumindest abstrakt
potentielle Gefahr flir Leib und Leben von Menschen oder eine konkrete Gefahr fiir fremdes
Eigentum im groBem Ausmal® bestehen muss, welches auch als eigenstandige
Tatbestandsvoraussetzung zu prifen ist, um den Tatbestand der Brandstiftung nach Absatz
1 zu erfiillen. Mayerhofer'?' hingegen verlangt nur das Vorliegen einer Feuersbrunst, da es
sich um ein abstraktes Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn handelt. Flir den empirischen Teil
der Untersuchung wird von einem abstrakten Gefahrdungsdelikt im engeren Sinn
ausgegangen. Das heil3t, dass die mogliche Ausbreitung eines bereits grolien Feuers, das
mit einfachen Mitteln nicht mehr geléscht werden kann, nicht mehr geprift wird. Im
praktischen Ergebnis ist unter der Grunddatenmenge jedoch kein Fall verzeichnet, bei dem
es durch die unterschiedliche rechtliche Beurteilung zu einem anderen Ergebnis bezlglich
des Vorliegens des § 169 Abs 1 StGB kommen wiirde.

9.1.2.4 UNTERTEILUNG DER GEGENSTANDLICHEN ANLASSTATEN NACH DER

RECHTLICHEN BEURTEILUNG

Anhand der aufgestellten Kriterien wurden jene gegenstandlichen Anlasstaten
rechtlich beurteilt, die noch nicht durch die Gerichte oder die Staatsanwaltschaft rechtlich
beurteilt worden sind. Es konnten auf Grund der aufgestellten Klassifikationen bei den
Anlasstaten zwei grofte Gruppen unterschieden werden. Die Anlasstaten, die unter einen
Tatbestand des StGB zu subsumieren sind, auch wenn es sich dabei nicht um das Delikt der

Brandstiftung handelte, und solche die nicht unter einen Tatbestand des StGB zu

12013 Os 54/06 z.
2" Mayerhofer, StGB®, Rz. 89a, Anm. E.
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subsumieren sind. Das Einordnen der Anlasstaten, sofern nicht bereits eine Beurteilung
durch die Gerichte oder die Staatsanwaltschaft vorlag, ist stets eine Einzelfallprifung, der die

oben genannten Kriterien (Punkt 9.1.2.3) zu Grunde gelegt wurden.

9.1.2.4.1 STRAFBARE HANDLUNGEN NACH DEM STGB

Bei den Anlasstaten, die unter das StGB zu subsumieren sind, bilden die
Konstellationen der versuchten und der vollendeten Brandstiftung (§§ 15, 169 StGB und §
169 StGB) und der Anstiftung oder Beihilfe zur Brandstiftung (§§ 12, 169 StGB) sowie die
fahrldssige Herbeifiihrung einer Feuersbrunst (§ 170 StGB) und die Sachbeschadigung
durch Feuer (§§ 125 ff StGB) den Hauptbestandteil an Tatanfallen. Es wurde nur ein weiterer

Tatanfall unter einen anderen Tatbestand des StGB subsumiert.

Brandstiftung gemanR § 169 Abs. 1 StGB:
Diese Konstellation erflllt alle Kriterien des § 169 Abs 1 StGB. Das heildt, dass eine

Feuersbrunst bei einer fremden Sache eingetreten ist und dabei eine gro3e rdumliche

Ausdehnung erreicht hat, so dass dieses nicht mehr mit einfachen Mittel, die einem

normalen Menschen zur Verflgung stehen, geldscht werden kann, und dass sich der
Vorsatz des Taters auf alle Tatbestandsmerkmale erstreckt.

¢ In einem der Anlasstaten nahm der Tater Papierhandtliicher und einen Kanister mit

Heizol aus einem Spind. Er legte an vier Stellen im Erdgeschoss eines Gebaudes

einen Brand. Es entstand eine Feuersbrunst, die das Deckenmassiv so sehr zerstort,

dass teilweise Deckenelemente einstirzten. Nur durch den Einsatz der Feuerwehr

konnte die Feuersbrunst nach aufwendigen Lo&scharbeiten eingedammt und

anschlieftend geldscht werden.

Versuchte Brandstiftung gemaRy §§ 15, 169 Abs 1 StGB:

Der Vorsatz des Taters erstreckt sich auf alle Tatbestandsmerkmale des § 169 StGB,

allerdings ist kein elementares Schadensfeuer entstanden. Es ist fur den Versuch nicht
einmal notwendig, dass Uberhaupt ein Feuer entstanden ist. Absolut untaugliche Versuche
waren in der Grunddatenmenge nicht enthalten.

o Der Tater 6ffnete die Tur zur Kaffeektiche des Betriebes und verschuttete Benzin aus
einem Kanister auf den Boden und auf zwei Mitarbeiter. Er nahm ein Feuerzeug und
wollte das Benzingemisch entziinden. Es gelang ihm nicht das Feuerzeug zu
entziinden und er wurde von den Mitarbeitern Gberwaltigt. Eine Entziindung hatte zur

Verpuffung fihren kdnnen und hatte eine Feuersbrunst ausgeldst.
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Subjektive Feuerquelle:

In 16 der Anlassfidlle wurde die Brandursache auf eine subjektive Feuerquelle
zurlckgefuhrt. Dass heif’t, dass das Feuer nicht durch einen technischen Defekt oder eine
biochemische Reaktion, sondern eine, durch ein von einem Menschen eingebrachte
Zindquelle verursacht wurde. Es kann sich dabei um eine offene Flamme, wie zum Beispiel
ein Feuerzeug, aber auch um achtlos weggeworfene, gliihende Zigarettenreste handeln. In
den gegenstandlichen Fallen konnte jedoch der Vorsatz auf das Verursachen einer
Feuersbrunst nicht ausgeschlossen werden. In Anwendung der Zweifelsregel (siehe unter
Punkt 9.1.2.3), wurde in der Klassifizierung von versuchter oder vollendeter Brandstiftung
ausgegangen.

e Ein Kellerabteil fing Feuer, das sich auf die drei benachbarten Kellerabteile
ausbreitete. Es ist moglich, dass das Feuer durch eine offene Flamme gelegt worden
ist. Da das Kellerfenster offen war, ist es aber auch moglich, dass der Tater eine

Zigarettenkippe durch das Fenster auf ein Schaumstoffsofa warf.

Fahrlassiges Herbeifihren einer Feuersbrunst gemaR § 170 Abs 1 StGB:

Es ist eine Feuersbrunst an einer fremden Sache ohne Einwilligung des Eigentimers
aufgetreten. Dies allerdings nur fahrlassig (§ 170 StGB).

e Der Tater wollte sich in einer Scheune erhangen. Als er unter dem Stroh und
Holzspanen einen Strick suchte, fiel ihm die brennende Zigarette aus dem Mund. Es
entstanden Glutnester, die der Tater wegen des alkoholisierten Zustandes nicht mehr
I6schen konnte. Als eine Stichflamme entstand, verliel3 er panisch die Scheune. Die

Scheune brannte zur Ganze ab.

Sachbeschadigung gemal § 125 StGB:

Der Tater hat durch Feuer eine fremde Sache zerstort, beschadigt, verunstaltet oder

unbrauchbar gemacht. Dabei ist aber keine Feuersbrunst entstanden. Der Vorsatz des
Taters war nicht auf das Herbeifiihren einer Feuersbrunst, sondern auf die Zerstérung oder
Beschadigung fremder Sachen gerichtet.
¢ In einem der Anlasstaten war gegenstandlich, dass der Tater ein Feuerzeug an eine
Gegensprechanlage hielt. Die Gegensprechanlage verschmorte und die Teile der
Hauswand oberhalb der Gegensprechanlage verruf3ten. Der Tater wollte jedoch nur

die Gegensprechanlage zerstoren und keine Feuersbrunst verursachen.

Andere strafbare Handlung nach dem StGB:

Es wurden jene Anlasstaten erfasst, die nicht unter die bisherige Aufzdhlung

subsumiert werden konnen, aber einen anderen Straftatbestand des StGB erflllen.
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e Der Tater Ubergoss seine Lebensgefahrtin mit Benzin und steckte sie in Brand. Sie
verstarb an den Folgen. Es ist keine Feuersbrunst entstanden. Der Vorsatz des

Taters war auch nicht auf eine solche gerichtet.

9.1.2.4.2 KEINE STRAFBAREN HANDLUNGEN NACH DEM STGB

Bei Anlasstaten, die nicht unter dem StGB zu subsumieren sind, wird unterschieden
zwischen den Tatanfallen, bei denen ein Feuer entstanden ist, und zwischen denen, bei
denen nicht einmal Feuer entstanden ist. Das entstandene Feuer darf sich jedoch nicht zu
einer Feuersbrunst entwickelt haben, da sonst der Tatbestand des § 170 StGB verwirklicht

sein koénnte. Eine fahrlassige Sachbeschadigung ist gerichtlich nicht strafbar.

Es ist ein Brand aufgetreten:

Es ist ein Brand ausgebrochen, dieser kann aber nicht unter §§ 125, 126, 169 oder
170 StGB subsumiert werden.
e Ein Adventkranz geriet in Brand. Dieser konnte rechtzeitig geléscht werden. Es
entstand keine Feuersbrunst. Es entstand auch sonst kein Schaden.
e Unterfalle sind das Auftreten eines Brandes auf Grund des Vorliegens eines

technischen Defekts oder einer biochemischen Reaktion.

Technischer Defekt:

In einigen gegenstandlichen Anlasstaten entstand das Feuer auf Grund eines Defekts
von elektrischen Geraten oder elektrischen Leitungen. Bei Vorliegen eines technischen
Defekts kann der Tatbestand der Brandstiftung mangels Vorsatzes ausgeschlossen werden.

e Der eingeschaltete Heizstrahler war defekt und setzte durch diesen Defekt einen

benachbarten Vorhang in Brand. Dadurch ist das Gartenhaus abgebrannt.

Biochemische Reaktion:

Das Feuer entstand durch biochemische Reaktionen wie zum Beispiel bei einer
Heuselbstentziindung, bei der sich durch die zu feuchte Lagerung von Stroh oder
Futtermitteln Warme und in weiterer Folge Glutkessel und Brandkanile bilden'®.

Vorsatzliche oder versuchte Brandstiftung kann hier grundsatzlich ausgeschlossen werden.

Es ist kein Brand aufgetreten:

Es sind jene Falle erfasst bei denen es gar nicht erst zu einem Brand gekommen ist

und es sich auch nicht um versuchte Brandstiftung handelt.

'22 bemmelmeyer, Brandursache: Selbstentziindung, Kriminalistik (1989) Nr. 43 , S. 386 ff.
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e Der vermeintliche Tater lagerte in einem Zinshaus leicht entflammbare Gegenstande

im Hausflur.

9.1.2.4.3 UNGEKLARTE URSACHE
Es konnte nicht festgestellt werden, warum das Feuer ausgebrochen ist. Keine der
Brandentstehungsmoglichkeiten kann ausgeschlossen oder bestatigt werden.
e Der Brand brach im Thekenbereich eines Gastgewerbebetriebes aus. Dort standen
auch mehrere technische Gerate. Es kann aber auch eine Initierung des Brandes
durch heille nachglihende Teilchen oder auch durch offene Flamme nicht

ausgeschlossen werden.

Bei 16 Anlassfallen entstand das Feuer auf Grund einer ungeklarten Ursache. Im
Rahmen der Zweifelsregel (siehe Punkt 9.1.2.3) wurden diese als versuchte oder vollendete

Brandstiftung gewertet.

9.1.2.5 DARSTELLUNG DER GEGENSTANDLICHEN ANLASSTATEN NACH DER
RECHLTICHEN BEURTEILUNG

Es wurden alle Anlasstaten aus Akten aus 2005 nach den oben genannten Kriterien

eingeteilt. Dabei ergab sich folgende Verteilung:

Abbildung 8: Rechtliche Einteilung der Anlasstaten nach dem StGB

(2005)
5. O m 169
m 15,169
m 170
m 125

O anderes Delikt nach

StGB
O kein Delikt nach StGB

@ unbekannte Ursache

105

n=298

Der Abbildung 8 ist zu entnehmen, dass es sich bei 67,1% der Anlasstaten um eine
versuchte oder um eine vollendete Brandstiftung handelte. Bei 18,8% der Anlasstaten
handelte es sich um ein anderes Delikt nach dem StGB, sei dies Sachbeschadigung,
fahrlassige Herbeifiihrung einer Feuersbrunst oder auch ein anderes Delikt. In 8,7% der

Anlasstaten ist kein Tatbestand des StGB verwirklicht worden.
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Im weiteren Verlauf wird die Verteilung der rechtlichen Einordnung der Anlasstaten

auf die jeweiligen Landesgerichtssprengel sowie auf die ST-Akten und UT-Akten aufgezeigt

9.1.2.5.1 VERSUCHTE ODER VOLLENDETE BRANDSTIFTUNG

Tabelle 9: Versuchte und vollendete Brandstiftung
(Verteilung der Anlasstaten der versuchten oder vollendeten Brandstiftung auf die LG-

Sprengel — 2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
ST uTt ST uT ST uT
Delikte nach § 169 StGB 1 16 0 9 22 46 94
Delikte nach §§ 15, 169 StGB 4 11 0 12 33 45 105
Gesamt 5 27 0 21 55 91 199

Aus Tabelle 9 wird ersichtlich, dass es wesentlich mehr versuchte und vollendete

Brandstiftungen bei den Anlasstaten aus UT-Akten als bei Anlasstaten aus ST-Akten gibt.

Dies kann darauf zurick zufihren sein, dass bei Brandstiftung nur schwer ein Tater

aufgefunden wird, und daher mehr Anlassfalle in UT-Akten als in ST-Akten aufscheinen.

Ebenso denkbar ist, dass ohne Auffinden eines Taters nur anhand von Parametern auf den

Vorsatz geschlossen werden kann und auf Grund der Zweifelsregel vom Delikt mit der

hoheren Strafdrohung ausgegangen wurde. Daher ist der Anteil an Brandstiftungen auf

Grund dieser Zweifelsregel (Punkt 9.1.2.3) in der Realitat niederer als er hier in der Statistik

aufscheint.

9.1.2.5.2 ANDERE DELIKTE NACH DEM STGB

Tabelle 10: Andere Delikte nach dem StGB
(Verteilung der Anlasstaten, die ein von der Brandstiftung verschiedenes Delikt nach dem
StGB erflllt, auf die LG-Sprengel — 2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
ST uT ST uT ST uT
Delikte gem. § 170 StGB 0 0 0 5 1 11
Delikte gem. § 125 StGB 6 0 8 1 22 44
anderes Delikt nach dem StGB 0 0 0 0 1 1
Gesamt 6 0 8 6 24 12 56
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Die Anlasstaten, die unter andere Delikte des StGB zu subsumieren waren, bilden
18,8% der Anlasstaten aus 2005. Davon entfallen 78,6% auf das Delikt der
Sachbeschadigung und 19,6% auf das Delikt der fahrlassigen Herbeifihrung einer
Feuersbrunst. Hingegen war eine Tathandlung, die zunachst als Brandstiftung angezeigt
worden war, die jedoch anschlieRend nach einem anderen Delikt nach dem StGB (weder §§

125, 169, 170 StGB) zu beurteilen war nur einmal vertreten.

9.1.2.5.3 KEIN DELIKT NACH DEM STGB

Tabelle 11: Kein Delikt nach dem StGB
(Verteilung der Anlasstaten, die kein Delikt nach dem StGB verwirklichen auf die LG-

Sprengel)
Innsbruck Salzburg Wien

ST uT ST uT ST uT Gesamt
kein Feuer entstanden 0 0 0 2 2 1 5
Feuer entstanden 3 2 2 10 0 4 21
Davon technischer Defekt 1 2 0 8 0 1
Davon biochemische Reaktion 0 0 0 0 0 0
Gesamt 3 2 2 12 2 5 26

In 1,7% der Anlassfalle aus 2005 wurde eine polizeiliche Anzeige wegen
Brandstiftung aufgenommen, obwohl kein Feuer aufgetreten ist.

e Dies war der Fall bei der Lagerung von leicht entziindlichen Gegenstanden in einem
Zinshaus.

e Das Haus einer besachwalterten Person wurde vom Sachwalter verkauft. Der neue
Eigentimer gestattete der Feuerwehr auf dem Grundstick eine Feuerwehribung
durchzufiihren (aus dem Akt war nicht zu enthehmen, dass tatsachlich ein Brand
aufgetreten ist). Die besachwalterte Person erstattete gegen den neuen Eigentimer

des Hauses Anzeige wegen Brandstiftung.

In 4,0% der Anlassfalle ist ein technischer Defekt als Brandursache ermittelt worden.
Eine Heuselbstentziindung oder eine sonstige Brandentstehung durch eine biochemische
Reaktion ist bei den Akten aus dem Jahr 2005 nicht als Ursache flir eine Brandstiftung
erfasst worden. In 3,0% der Anlassfélle ist ein Brand ohne technischen Defekt entstanden,
der nicht unter das StGB zu subsumieren war. Dies weil meist der Vorsatz fur das

Herbeiflihren einer Feuersbrunst oder das Zerstéren und Beschadigen von fremden Sachen
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nicht vorlag und gleichzeitig auch keine Feuersbrunst entstanden ist, weswegen weder § 125
StGB noch § 170 StGB verwirklicht waren.

Der Adventkranz geriet in Brand und der Untersatz ist durch die Hitzeeinwirkung

9.1.254

drei Landesgerichtssprengel Iasst sich wie folgt grafisch darstellen:

geschmolzen. Er konnte aber noch rechtzeitig geléscht werden. Es ist keine

Feuersbrunst verursacht worden.

INNSBRUCK, SALZBURG UND WIEN IM VERGLEICH

Die Verteilung der rechtlichen Einteilung der Anlasstaten aus Akten aus 2005 auf die

Abbildung 9 — 11: Rechtliche Einteilung der Anlasstaten an den LG-Sprengeln (2005)

Abbildung 9: LG-Sprengel Innsbhruck
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Abbildung 10: LG-Sprengel Salzburg
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Abbildung 11: LG-Sprengel Wien
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Die Abbildungen 9 bis 11 zeigen die rechtliche Beurteilung, der als Brandstiftung
angezeigten Falle, die von der Staatsanwaltschaft bearbeitet wurden. Es wird in Abbildung 9
bis 11 veranschaulicht, dass Innsbruck und Wien mit 72,7% und 72,1% einen hoheren
Prozentsatz an (versuchter oder vollendeter) Brandstiftung haben als Salzburg mit 42,0%.

Das ergibt sich in Salzburg durch den héheren Prozentanteil von fahrlassiger Herbeifihrung
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einer Feuersbrunst (10,0%) und den hohen Prozentanteil an Handlungen, die nicht unter das
StGB fallen (28,0%). 50,0 % der Anlasstaten in Salzburg, die nicht unter das StGB zu
subsumieren sind, waren auf einen technischen Defekt zuriick zu flhren.

Nimmt man Bezug auf die Polizeiliche Kriminalstatistik (Punkt 7; Tabelle 2) so wird
man davon ausgehen miuissen, dass bereits bei der Anzeigenstatistik nicht alle als
Brandstiftung angezeigten Tathandlungen tatsachlich als Brandstiftung im Sinne des § 169
StGB zu subsumieren sind. Dies kann auch ein Grund dafilir sein, dass nur 23,6% der bei der
Polizei als Brandstiftung angezeigten und geklarten Falle auch zu einer gerichtlichen
Verurteilung gemaR § 169 StGB fihrten (Punkt 7; Tabelle 3).

9.1.3 WEITERE DATENAUSWAHL

In den nachsten Unterkapiteln wird die Tat der Brandstiftung in Osterreich dargestellt
und ausgewertet. Es werden daher, soweit nichts Gegenteiliges erwahnt wird, als
Grundmenge der Daten nur die Anlasstaten des § 169 StGB und §§ 15, 169 StGB
herangezogen. Die Anlasstaten mit unbekannter Ursache bilden 5,3 % der Gesamtmenge
der Anlassfalle aus 2005. Da bei ihnen eine vorsatzliche Herbeifiihrung einer Feuersbrunst
nicht ausgeschlossen werden kann, werden auch diese Daten auf Grund der Zweifelsregel

(Punkt 9.1.2.3) in die Grundmenge zur Darstellung der Tat der Brandstiftung eingeschlossen.

Sonderfall: Buro fiir Staatsschutz

Bei Brandanfallen, die sich in der Nahe einer Botschaft ereignet haben, war das Blro
fur Staatsschutz die ermitteinde Behorde. Dem Akt der Staatsanwaltschaft ist aber aulRer
dem ungefahren ortlichen Tatort und der Tatsache, dass es gebrannt hat, keine weiteren
Informationen zu entnehmen. Ermittlungsergebnisse dieser Sonderabteilung waren nicht
aktenkundig. Mangels Verwertbarkeit ist ein solcher Akt nicht in der Grunddatenmenge
enthalten. Dies betrifft fir die Phanomenologie in Wien einen Akt aus 2005. Es kann daher
auch nicht von einem, flir den Durchschnitt reprasentativen Brandanfall ausgegangen

werden.
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914 GRUNDMENGE AN DATEN FUR DIE AUSWERTUNG DER PHANOMENOLOGIE

DER TAT

Es bildet sich aus den urspringlich 298 Anlasstaten eine Grundmenge von 215
Anlasstaten in 168 Akten. Darin sind 65 Anlasstaten, bei denen gegen einen bekannten
Tater ermittelt wurde und 150 Anlasstaten, bei denen gegen einen unbekannten Tater
ermittelt wurde. Folgende Anlasstaten der drei Landesgerichtssprengel bilden die

Grunddatenmenge fiir die Phanomenologie der Tat:

Tabelle 12: Datenmenge fir die Phdnomenologie der Tat
(Zusammensetzung der Akten und Anlasstaten der versuchten oder vollendeten Brandstiftung
fur die Phdnomenologie der Tat - 2005)

Innsbruck Salzburg Wien
Gesamt
ST uT ST uT ST uT
Anlasstaten 5 28 0 22 60 100 215
Akten 3 28 0 20 25 92 168

74,4% der Anlasstaten wurden im Landesgerichtssprengel Wien begangen. Im
Landesgerichtssprengel Innsbruck und Salzburg wurden jeweils 15,3% und 10,2% der

Anlasstaten begangen.

9.2 AUSWERTUNG

Nachdem die Daten fiir die Erhebung der Brandstiftungsfélle in Osterreich ausgewahlt
wurden, wird aus diesen Daten die Phanomenologie der vorsatzlichen Brandstiftung genauer
beschrieben. Unter anderem wurden der Tatzeitpunkt, der Tatort, das Wetter zur Tatzeit, die

Sperrverhaltnisse am Tatort und die Schadenshdhe untersucht.

921 DER TATZEITPUNKT

Untersucht und anschlieRend dargestellt wird der Begehungszeitpunkt der Tat. Als
Tat wurde sowohl die vollendete Brandstiftung als auch die versuchte Brandstiftung
gewertet. Im Folgenden ist der Begehungszeitpunkt nach dem Monat, dem Wochentag und

der Uhrzeit untersucht worden.

55



9.2.1.1 MoONAT

Es wurden die Taten nach den Monaten eingeteilt, in denen sie begangen wurden,

und anschlieRend die Anzahl der Taten in den jeweiligen Monaten grafisch dargestellt.

Abbildung 12: Monat zum Tatzeitpunkt
(Anzahl an Taten, eingeteilt nach dem Monat zum Tatzeitpunkt - 2005)
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Es entfielen im Durchschnitt 17,8 Taten auf einen Monat. Wobei im Juni ein
Tiefststand von nur sechs Taten verzeichnet werden konnte, wahrend die Monate Janner,
Marz, April und September ein besonders hohes Aufkommen an Taten hatten. Ein Tatanfall
konnte nicht verzeichnet werden, da sich der potentielle Tatzeitpunkt innerhalb von mehreren
Monaten ereignet haben kann, und sich der Tatzeitpunkt nicht genauer bestimmen liel3.

Es konnte beobachtet werden, dass Tater, die mehrere Brandstiftungen (versuchte
oder vollendete) begangen haben, diese Taten in kurzen zeitlichen Abstanden vertbt haben.
Durch dieses gehaufte Tataufkommen in kurzen zeitlichen Absténden, fallen die Taten in
demselben Monat oder in zwei aufeinander folgenden Monaten an, weswegen diese Monate
ein héheres Tataufkommen haben. In der Literatur wird das gehaufte Auftreten von Fallen
vorséatzlicher Brandstiftung (versucht oder vollendet) als Serienbrandstiftung’®, als
Mehrfachbrandstiftung im Gegensatz zur Einfachbrandstiftung'® oder auch als wiederholte
Brandstiftung'® bezeichnet. Dabei handelt es sich um unterschiedliche Begriffsdefinitionen
fir dasselbe Erscheinungsbild. Helmer geht von einer Serienbrandstiftung dann aus, wenn
eine Reihe bzw. ein Aufeinanderfolgen von Brandereignissen auftritt und diese aus

bestimmten Griinden als zusammengehérig angesehen werden kénnen'®. Dabei kann es

'2% Helmer, Serienbrandstifter, Archiv fiir Kriminologie (1965) 136, S 39;Tegel, Serienbrandstiftung in
der Steiermark, Kriminalistik (1971) Nr. 25, S. 539; Suter, Ein auflergewodhnlicher Serienbrandstifter,
Kriminalistik (1968) Nr. 22, S. 30; Schramm/Schiesser, Der Feuerteufel, Kriminalistik (1963) Nr. 17, S.
62; Eigenbrodt/Tetzner, Der ,Feuerteufel” von Sessen, Kriminalistik (1964) Nr. 18, S. 552.

4" Rechlin/Wies, Empirische Befunde bei Brandstiftern, Der Nervenarzt (1992) 63, S. 686;
Laubichler/Kuhberger/Sedimeier, ,Pyromanie“ und Brandstiftung, Der Nervenarzt (1996) 67, S. 775.
125 Knecht, Zur Psychiatrischen Begutachtung von Brandstiftern, Archiv fir Kriminologie (2005) Nr.
215, S. 132.

126 Helmer, Serienbrandstifter, Archiv fiir Kriminologie (1965) 136, S 39.
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sich um raumliche und zeitliche Zusammenhange, um dieselbe Brandursache oder auch um
denselben Tater handeln. Es ist jedoch fur eine Serie ausreichend wenn ein einziger dieser

Faktoren vorliegt.

Unter der Untersuchungsmenge konnte eine zusammengehdrige Reihe von
Brandereignissen in zwei Erscheinungsformen festgestellt werden. Zum einen das
(vollendete oder versuchte) Verursachen von zwei oder mehr Branden an einem Tag, aber
zu unterschiedlichen Uhrzeiten an mehreren Brandobjekten, jedoch in &rtlicher naherer
Umgebung. Zu anderen Brandstiftungsfallen konnte jedoch keine Verbindung hergestellt
werden. Zum zweiten das (vollendete oder versuchte) Verursachen von mehreren

Brandstiftungen Uber einen langeren Zeitraum. Zwischen den einzelnen Taten sind mehrere

Minuten, aber auch Tage vergangen. Es handelte sich jedoch in den gegenstandlichen Akten
maximal um eine Spanne von einigen Wochen. Da die kleineren Brandserien, die
ausschliellich an einem Tag auftreten anders ins Gewicht fallen als Brandserien, die Uber
einen Zeitraum von einem oder mehreren Monaten auftreten, werden diese im Folgenden
getrennt ausgewiesen. Brandserien die aus zwei oder mehr Branden bestehen und nur an
einem Tag'®’ auftreten werden im Folgenden als Mehrfachbrandstiftung bezeichnet.
Brandserien, die aus zwei oder mehr Branden bestehen und lber einen langeren Zeitraum
(mindestens 24 Stunden) verubt werden, werden im Folgenden als Serienbrandstiftung
bezeichnet. Da die Serien- und Mehrfachbrandstiftung innerhalb der Datenmenge gehauft
aufgetreten sind, sind sie jedenfalls zu bertcksichtigen und gegebenenfalls getrennt
auszuweisen.

Eine Mehrfachbrandstiftung konnte in acht Akten aus der Grunddatenmenge der
Phanomenologie der Tat beobachtet werden. In diesen acht Akten sind 20 Anlasstaten
enthalten. Die Mehrfachbrandstiftung, da sie ausschlief3lich an einem Tag auftritt hat groRen
Einfluss auf die Verteilung der Brandstiftungsfalle auf die Wochentage. Da die meisten
Mehrfachbrandstiftungen jedoch meist aus nur zwei Brandfallen bestehen, haben sie keinen
sehr grolen Einfluss auf die Verteilung der Brandfalle auf die Monate. Eine
Serienbrandstiftung konnte unter allen ausgehobenen Akten nur in Wien im Jahr 2005
beobachtet werden. Dort trat sie in vier Akten auf und betraf 39 Tatanfalle. Charakteristisch
fir eine Serienbrandstiftung ist, dass sie sich meist auf ein bestimmtes Monat bzw. einen
Zeitraum von 31 Tagen'® konzentriert. Es wurden 87,2% der Taten der Serienbrandstifter

innerhalb eines Zeitraumes von je einem Monat begangen.

'27 Dabei wird nicht auf denselben Kalendertag sondern auf einen Zeitraum von 24 Stunden abgestellt.

'28 Da hier nicht ein bestimmter Kalendermonat ausschlaggebend ist, sondern auf die komprimierte
Tatenabfolge abgestellt wird, wird ein Zeitraum von 31 Tagen herangezogen, auch wenn sich dieser
Zeitraum Uber zwei Kalendermonate erstreckt.
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Anhand des eindimensionalen Chi-Quadrat-Tests wurde die relative Haufigkeitsverteilung
auf ihre statistische Signifikanz hin untersucht. Der eindimensionale Chi-Quadrat-Test kann
fur den Vergleich der Haufigkeiten eines nominalskalierten Wertes mit erwarteter Haufigkeit
herangezogen  werden'®.  Eine  signifikante ~ Aussage wurde bei  einer
Irtumswahrscheinlichkeit kleiner oder gleich 5% angenommen. Eine sehr signifikante
Aussage wurde ab einer Irrtumswahrscheinlichkeit kleiner oder gleich 1% angenommen. Ab
einer Irrtumswahrscheinlichkeit kleiner oder gleich 0,1% wurde die Aussage als hdchst
signifikant gewertet. Die Verteilung der Taten der Serienbrandstiftung auf einen Monat in der
Untersuchungsgruppe war héchst signifikant'.

e Zwischen dem 11.Marz und dem 12. April legte der Tater 15 Brande, wobei es sich
teils um versuchte und teils um vollendete Brandstiftung handelte. In dem
gegenstandlichen Zeitraum wurden an zwolf verschiedenen Tagen Brande gelegt. An
einem Tag wurden vier Brande gelegt.

Die Serienbrandstiftung hat groReren Einfluss auf die Verteilung der
Brandstiftungsfalle verteilt auf die Monate, da sie meist gehauft nur in einem Monat auftreten.
Die Serie dieser Brandstiftungen fand mit der Inhaftierung des Taters ein Ende. Fir die
Verteilung der Taten auf die Uhrzeit und den Wochentag ist die Serienbrandstiftung dann
relevant, wenn der Tater an ein und demselben Tag oder in kurzen Abstédnden Brande gelegt
hat.

Betrachtet man die Verteilung der Brandstiftungen ohne die Serien- und die

Mehrfachbrandstiftungen, so ergibt sich folgende homogenere Verteilung:

Abbildung 13: Monat zum Tatzeitpunkt, ohne MB und ohne SB
(Anzahl an Taten, eingeteilt nach dem Monat zum Tatzeitpunkt, ohne
Mehrfach- und Serienbrandstiftung - 2005)
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129 Beller, Empirisch forschen lernen, S. 116.

% Die Irtumswahrscheinlichkeit liegt unter 1%:; p<0,001; X?=20,6.
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Ohne die Serien- und Mehrfachbrandstiftung fallt auf, dass der Monat Juni dennoch
ein sehr geringes Tataufkommen hatte. In ihm sind im Gegensatz zu den Ubrigen Monaten
nur halb so viele Taten angefallen. Die Monate Janner und September haben dagegen ein

besonders hohes Tataufkommen.

Eine Studie aus Niedersachsen (Deutschland) kam zu dem Ergebnis, dass bei 878
Brandstiftungen, mit einem Beobachtungszeitraum von 15 Jahren, ein Hochststand an
Brandstiftungen im Monat Mai (94) und November (88) verzeichnet werden konnte.
Hingegen hatte der Dezember (55) das niederste Vorkommen an Brandstiftungen™'.
Hingegen kam eine Studie Uber Serienbrandstiftung in der Steiermark zu dem Ergebnis,
dass der hochste Tatanfall im Mai (11) beobachtet werden konnte, wahrend im Februar nicht
eine Tat veriibt worden ist'? Im Vergleich mit den eigenen Erhebungen muss also
festgehalten werden, dass keine Riickschliisse auf ein besonders hohes Tataufkommen in

einem bestimmten Monat getroffen werden kann.

9.2.1.2 WOCHENTAGE

Es wurden die Taten nach den Wochentagen, an denen sie begangen wurden,

aufgeteilt um anschlieRend den Tatanfall des jeweiligen Wochentages grafisch darzustellen.

Abbildung 14: Wochentag zum Tatzeitpunkt Abbildung 15: Wochentag zum Tatzeitpunkt,
(Anzahl an Tatanfallen, eingeteilt nach ohne MB und ohne SB
dem Wochentag zum Tatzeitpunkt — (Anzahl an Tatanfallen, eingeteilt nach dem
2005) Wochentag zum Tatzeitpunkt, ohne
Mehrfach- und Serienbrandstiftung — 2005)
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31 Berke-Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S. 397.
32 Tegel, Serienbrandstiftung in der Steiermark, Kriminalistik (1971) Nr. 25, S. 540.
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Bei finf Taten konnte die Uhrzeit der Tat nicht ermittelt werden. Diese Taten sind
daher in der Abbildung nicht enthalten. Aus Abbildung 14 wird ersichtlich, dass 20,0 % der
Taten, bei denen der Tattag ermittelt werden konnte, an einem Samstag begangen worden
sind. Hingegen wurden nur 9,5% der Taten an einem Mittwoch begangen. Der Mittwoch war
somit der Tag mit den geringsten Tatvorkommen. Aus der Abbildung 15 wurde deutlich, dass
ohne den Effekt der Mehrfach- und der Serienbrandstiftung die Verteilung der Taten auf die
Wochentage homogener ausféllt. Da die Brandanfalle bei Mehrfachbrandstiftungen an ein
und demselben Wochentag begangen wurden, erhéht sich flr diesen Wochentag das
Aufkommen an Brandstiftungen. Bei Serienbrandstiftung erwiesen sich die Brandfalle per
Definition nicht zwingend an ein und demselben Wochentag. Beim Betrachten der
Serienbrandstiftungen fiel auf, dass Serienbrandstifter keinen separaten Wochentag fiir ihre
Brandstiftungen bevorzugten. Nur wenn sie an einem Tag mehrere Brandstiftungen

verursachten, kam es zu einem gehauften Tatauftreten an einem bestimmten Wochentag.

9.2.1.3 UHRZEIT

Es wurden die Taten nach der Uhrzeit, zu denen sie begangen wurden,
aufgeteilt und anschlieRend wurde der Tatanfall der jeweiligen Stunde grafisch dargestellt.
Da die Tatzeit in den meisten Fallen in Minuten angegeben wurde, wurde bei der zeitlichen
Einteilung der Taten in eine Stundenskala ab der begonnenen 31. Minute auf die nachste

volle Stunde aufgerundet.

Abbildung 16: Uhrzeit zum Tatzeitpunkt
(Anzahl an Tatanfallen, eingeteilt nach der Uhrzeit zum Tatzeitpunkt - 2005)
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Bei 17 Anlasstaten konnte die Uhrzeit zum Tatzeitpunkt nicht festgestellt werden. Aus
der Abbildung 16 ergibt sich, dass ein gehauftes Auftreten an Brandstiftungsfallen im

Zeitraum von 01:00 Uhr bis 05:00 Uhr statt fand. Hingegen zeichnet sich der Zeitraum von

60



07:00 Uhr bis 15:00 Uhr durch ein niederes Auftreten von Brandstiftungsfallen aus. Auch hier
mussen die Auswirkungen der Serienbrandstiffung und der Mehrfachbrandstiftung

berlcksichtig werden.

Abbildung 17: Uhrzeit zum Tatzeitpunkt, ohne MB und ohne SB
(Anzahl an Tatanfallen, eingeteilt nach der Uhrzeit zum Tatzeitpunkt, ohne Mehrfach- und
Serienbrandstiftung - 2005)
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Die Abbildung 17 stellt die Anzahl der Anlasstaten geordnet nach dem Tatzeitpunkt
dar. Aus ihr ergibt sich, dass auch ohne die Auswirkungen der Mehrfach- und
Serienbrandstiftung ein gehauftes Tatauftreten im Zeitraum von 01:00 Uhr bis 05:00 Uhr
statt fand. Ebenso konnte ein geringeres Auftreten von Anlasstaten im Zeitraum von 07:00
Uhr bis 15:00 Uhr beobachtet werden.

Auch aus anderen Studien wird deutlich, dass Brandstiftungen (versucht oder
vollendet) vermehrt in den Nachtstunden veribt wurden. So kam eine Studie aus der
Steiermark zu dem Ergebnis, dass die meisten Taten zwischen 20:00 Uhr und 02:00 Uhr
veriibt wurden'. Einer Studie aus Niedersachsen (Deutschland) ist zu entnehmen, dass
42,5% der Brandstiftungen zwischen 18:00 Uhr und 24:00 Uhr und 34,6% der
Brandstiftungen zwischen 24:00 Uhr und 06:00 Uhr verliibt worden sind. Dabei ist
aufgefallen, dass 44,6% der weibliche Tater die Taten zwischen 18:00 Uhr und 24:00 Uhr
und nur 5,3% der weiblichen Tater die Taten zwischen 24:00 Uhr und 06:00 Uhr begangen
haben. Dies wurde mit der Furcht der Frauen vor der Finsternis erklart’>*. Es konnte also
auch in anderen Studien ein vermehrtes Auftreten von Brandstiftungen in den Nachtstunden
festgestellt werden. Eine mdgliche Ursache dafur kann die Dunkelheit in den Nachtstunden

sein.

3% Tegel, Serienbrandstiftung in der Steiermark, Kriminalistik (1971) Nr. 25, S. 540.
134 Berke-Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S. 397.
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9.2.2 WETTER

In 170 der Anlasstaten waren die Wetterverhaltnisse zum Tatzeitpunkt dem Akt nicht
zu entnehmen. Bei 45 Anlasstaten konnten die Wetterverhaltnisse zum Tatzeitpunkt jedoch
dem Akt entnommen werden. Es bilden daher die 45 Anlasstaten die Grunddaten fir die

Wetterverhaltnisse.

Sonnenschein:

In den 45 Anlasstaten war in drei Anlasstaten nicht bekannt, ob zum Tatzeitpunkt die
Sonne schien. In sieben Anlasstaten schien zum Tatzeitpunkt die Sonne. Hingegen schien in
35 Anlasstaten nicht die Sonne. Von diesen 35 Anlasstaten fanden 21 in den Nachtstunden
(22:00 bis 05:00) statt, in denen, auch unter Berlicksichtigung der Jahreszeiten, nicht mit

Sonnenlicht zu rechnen war.

Niederschlag:
In finf der 45 Anlasstaten konnten nicht festgestellt werden, ob zum Tatzeitpunkt

Niederschlag herrschte. In 13 Anlasstaten herrschte Niederschlag. Hingegen fand in 27

Anlassfallen kein Niederschlag statt.

Bewdlkung:
In 16 der 45 Anlasstaten konnte nicht festgestellt werden, ob es zum Tatzeitpunkt

bewdlkt war. In 19 Anlasstaten war der Himmel bewdlkt. Hingegen konnte in zehn

Anlasstaten keine Bewdlkung festgestellt werden.

Temperatur:
In sieben der 45 Anlassfalle konnte die Temperatur zum Tatzeitpunkt nicht festgestelit

werden. Die verbleibenden 38 Anlasstaten wurden in vier Skalierungen der Temperatur

zusammengefasst und grafisch dargestellt.
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Abbildung 18: Temperatur zum Tatzeitpunkt
(Anzahl der Tatanfalle, aufgeteilt nach den herrschenden Temperaturen zum Tatzeitpunkt -
2005)

4

| bis 0°C
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Aus der Abbildung 18 wird ersichtlich, dass in 42,1 % der Anlasstaten mit bekannten
Temperaturverhaltnissen zum Tatzeitpunkt die Temperaturen im Bereich von 1° bis 10°
Celsius lagen. In 26,3 % der Anlasstaten mit bekannten Temperaturverhaltnissen lag zum
Tatzeitpunkt eine Temperatur bis 0° C vor. Es lag daher in 68,4 % der Anlasstaten die
Temperatur unter 11° C. hingegen war in 10,5% der Anlasstaten die Temperaturen zum
Tatzeitpunkt tber 20° C. Dies zeigt zunachst eine Tendenz, dass die Tat der Brandstiftung
an Tagen mit eher niederen Temperaturen begangen wird. Dazu ist aber auszuflihren,
innerhalb welcher Monate (Jahreszeiten) die Anlasstaten, bei denen die Temperaturen zum

Tatzeitpunkt bekannt sind, veriibt wurden.

Tabelle 13: Anzahl der Anlasstaten nach Jahreszeiten
(2005, nur Anlasstaten mit bekannten Temferaturverhaltmssen zum Tatzeitpunkt, eingeteilt
nach dem meteorologischen Jahreszeiten'

Dezember Marz Juni September

bis Februar bis Mai bis August  bis November Gesamt

Anzahl der Anlasstaten

(mit bekannter Temperatur zum 15 10 4 9 38
Tatzeitpunkt)

Wie aus der Tabelle 13 deutlich wird, wurden 39,5% der Anlasstaten, zu denen die
Temperatur zum Tatzeitpunkt dem Akt zu entnehmen war, in den kalteren Monaten der
Jahreszeit, namlich Dezember bis Februar begangen. Hingegen wurden nur 10,5 % der
Anlasstaten, mit bekannten Temperaturverhaltnissen zum Tatzeitpunkt, in den Monaten Juni

bis August begangen, in denen mit eher héheren Temperaturen zum Tatzeitpunkt zu

%% Da die Temperaturen zum Tatzeitpunkt relevant sind war es nicht sinnvoll auf den astrologischen

Kalender abzustellen, der die Jahreszeiten nach den Tag- und Nachtgleichen und der Sommer- und
Wintersonnenwende begrenzt darstellt. Es wurde daher die Einteilung der Jahreszeiten nach dem
meteorologischen Kalender herangezogen.
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rechnen ware. Die eher niederen Temperaturen zum Tatzeitpunkt ergeben sich aus der
Zusammensetzung der Anlasstaten, von denen die Temperatur zum Tatzeitpunkt dem Akt zu
entnehmen war.

Es kann daher Uber die Wetterverhaltnisse zusammengefasst werden, dass diese, in
den Anlasstaten der Grunddatenmenge, kein Indikator flr ein vermehrtes Auftreten von

Brandstiftungsfallen waren, bzw. waren hieraus sonst keine Schlussfolgerungen abzuleiten.

9.2.3 TATORT

Im Landesgerichtssprengel Salzburg und im Landesgerichtssprengel Innsbruck
waren die Anlasstaten sowohl auf die Landeshauptstadte Salzburg und Innsbruck verteilt, als
auch auf kleinere Ortschaften. Im Landesgerichtssprengel Innsbruck wurde die Tat in 33,3%
der Anlasstaten der Tatort in der Stadt Innsbruck begangen. Im Landesgerichtssprengel

Salzburg wurde die Tat in 36,4% der Anlasstaten in der Stadt Salzburg begangen.

Tatort Wien
In Wien wurden die Anlasstaten nach den Bezirken zusammengefasst, in denen die
Tat begangen wurde. AnschlieRend wurde der Tatanfall im jeweiligen Bezirk grafisch

dargestellt.

Abbildung 19: Tatorte in den Wiener Gemeindebezirken
(Anzahl der Tatanfalle, aufgeteilt nach den Tatorten in den jeweiligen Wiener Bezirken —
2005)

Anzahl der Taten
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Bezirke
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In der Abbildung 19 wird verdeutlicht, dass nur 9,4 % der Taten innerhalb der ersten
neun Bezirke (also hauptsachlich innerhalb des Girtels), begangen wurden. Besonders in
den Bezirken 1 bis 9 gab es ein sehr niederes Aufkommen an Anlasstaten. Ein besonders

hohes Aufkommen an Anlasstaten konnte im 12., 16. und im 21. Bezirk beobachtet werden.
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Es ist das besonders hohe Tataufkommen in den Bezirken 10 bis 23 mit 90,6% hochst

signifikant hdher als das Tataufkommen in den Bezirken 1 bis 9 mit 9,4%'*°.

Aber auch im Bereich der Aufteilung der Tatorte muss die Mehrfach- und die

Serienbrandstiftung berlcksichtigt werden.

Abbildung 20: Tatorte in den Wiener Gemeindebezirken, ohne MB und ohne SB
(Anzahl der Tatanfalle, aufgeteilt nach den Tatorten in den jeweiligen Wiener Bezirken,
ohne Mehrfach- und Serienbrandstiftung - 2005)
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Wie die Abbildung 20 veranschaulicht, haben auch ohne die Effekte der Mehrfach-
und Serienbrandstiftung die Bezirke innerhalb der ersten neun Bezirke einen geringen Anteil
von 11,3% an Anlasstaten. Keine Mehrfach- oder Serienbrandstiftung wurde in den Bezirken
1 bis 8 begangen. Der Anteil an Anlasstaten hat sich flr den 16. und den 21. Bezirk zwar

verringert, dennoch bleiben sie die Bezirke mit den meisten Anlasstaten.

Der unterschiedlich hohe Anfall an Brandstiftungen konnte auf die flachenmafige
Grolie der Bezirke und die Anzahl der Bewohner in den jeweiligen Bezirken zurlickzufiihren
sein. Auch denkbar ist, dass das vermehrte Auftreten von Brandstiftungen mit eine an sich
hoheren Kriminalitdt in den betreffenden Bezirken im Zusammenhang steht. Um dies zu
Uberprifen werden die GroRRe der Bezirke und die Anzahl der Bewohner in den Bezirken

dargestellt. Ebenso wird die Anzahl an strafbaren Handlungen in den Bezirken ausgewiesen.

'3 Die Irrtumswahrscheinlichkeit liegt unter 1%; p< 0,001; X = 105,6.
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Tabelle 14: Wiener Gemeindebezirke |
(GroRe des Stadtgebietes, der Anzahl der Bewohner und der Anzahl der strafbaren
Handlungen in Wien, aufgeteilt nach den Wiener Gemeindebezirken)

Bezirke
Wien Stadtgebiet™’ Wohnbevélkerung'® Strafbare Handlungen'®
in ha in % Anzahl in % Anzahl in %
1 301,0 0,7 17.285 1,0 23.294 10,4
2 1.926,9 4,6 92.170 5,6 12.611 5,6
3 745,2 1,8 84.208 5,1 11.592 5,2
4 179,7 0,4 30.126 1,8 5.270 2,4
5 203,3 0,5 52.534 3,2 5.617 2,5
6 148,2 0,4 29.369 1,8 6.597 3,0
7 161,2 0,4 30.416 1,8 9.707 4,3
8 108,4 0,3 23.597 1,4 4.096 1,8
9 299,1 0,7 39.264 2,4 10.646 4.8
10 3.180,4 7,7 167.238 10,1 19.414 8,7
11 2.321,2 5,6 82.722 5,0 8.002 3,6
12 815,6 2,0 84.240 5,1 11.223 5,0
13 3.769,2 9,1 51.356 3,1 4.188 1,9
14 3.381,7 8,2 82.829 5,0 8.081 3,6
15 386,3 0,9 70.235 4,3 13.030 5,8
16 865,1 2,1 93.817 5,7 9.585 4,3
17 1.132,6 2,7 52.480 3,2 5.442 2,4
18 629,7 1,5 47.291 2,9 3.729 1,7
19 2.490,3 6,0 67.389 4.1 4.541 2,0
20 566,4 1,4 81.288 4.9 10.389 4.6
21 44514 10,7 136.625 8,3 11.786 5,3
22 10.223,8 24,6 146.892 8,9 16.793 7,5
23 3.201,8 7,7 89.078 54 7.868 3,5
Wien 41.488,5 1.652.449 223.501

Wie aus der Tabelle 14 deutlich wird, sind der 22. Bezirk, der 21. Bezirk, der 13.

Bezirk und der 14. Bezirk die flachenmaRig groten Wiener Gemeinde Bezirke, mit der

%7 Magistrat der Stadt Wien — MAB, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Stadtgebiete nach GroRe
— 2005 (2009) S. 19.

1% Magistrat der Stadt Wien — MAS5, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Wohnbevélkerung — 2005
2009) S. 61.

gsg Magistrat der Stadt Wien — MA5, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Kriminalstatistik— 2005
(2006) S. 260.
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héchsten Anzahl an Bewohnern. Jedoch hat der 13. Bezirk mit nur einer Brandstiftung ein
sehr niederes Vorkommen und auch der 14. Bezirk mit sechs Brandstiftungen liegt eher im
durchschnittlichen Bereich. Besonders auffallig ist jedoch, dass im 16. Bezirk die meisten
Brandstifftungen begangen wurden, jedoch liegt der 16. Bezirk sowohl von seiner
flachenmalligen Grolde, als auch von der Anzahl der Bewohner unter dem Durchschnitt. Es
kann daher das hohe Tataufkommen in manchen Bezirken nicht ausschlieBlich mit deren
Grolke und Anzahl an Bewohnern erklart werden. Auch die Anzahl der strafbaren
Handlungen lasst keine Rickschlisse auf ein vermehrtes Aufkommen auf die
Brandstiftungskriminalitdt zu. Die hochste Anzahl an strafbaren Handlungen wurde im 1.
Bezirk verzeichnet. Dies ist darauf zuriick zu fihren, dass der erste Bezirk die meisten
strafbaren Handlungen gegen fremdes Vermdgen aufweist. Diese machen 78,3% der
strafbaren Handlungen in Wien aus. Strafbare Handlungen gegen Leib und Leben machen
9,0% der strafbaren Handlungen in Wien aus. Dort steht der erste Bezirk an dritter Stelle
nach dem 10. und dem 22. Bezirk.

Ausschlaggebend fir die Anzahl des vermehrten Auftretens von Brandstiftungen
kann auch mit dem Wohnort der Tater erklart werden. Wie unter Punkt 10.2.8 erortert
begehen die meisten Tater ihre Brandstiftungen im Umkreis ihres Wohnortes. Auf Wien
bezogen begehen die Tater ihre Brandstiftungen meist sogar im selben Gemeindebezirk. Es
ist daher davon auszugehen, dass das hohe Tataufkommen in einigen Wiener
Gemeindebezirken dadurch zu erklaren ist, dass die Tater dort wohnhaft sind. Es konnte
auch beobachtet werden, dass in der Tatergruppe eine hohe Arbeitslosigkeit, ein niederes
Ausbildungsniveau und ein damit verbundenes niederes Einkommen vorlag (siehe Punkt
10.2.4 und Punkt 10.2.6). Es werden daher die Arbeitslosenzahlen, das Jahreseinkommen
und der Bildungsstand der Wiener Wohnbevolkerung nach Bezirken in der nachfolgenden

Tabelle ausgewiesen.
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Tabelle 15: Wiener Gemeindebezirke Il
(H6he des Einkommens, die Anzahl an Arbeitslosen und der Ausbildungsgrad der

Bewohner unterteilt nach den Wiener Gemeindebezirken)

Bezirke Einkommen , » Hoéchste abgeschlossene Ausbildung'*
Wien (Brutto/Jahr)'*° Arbeitslose (in %)

n€e  in% | Anzahl o | N AT e PO

FH BHS schule
1 44194 6,6 430 25 29.4 21,7 11,6 26,7
2 24.589 3,7 4.930 5,3 8,8 13,7 27,3 39,6
3 29.207 4.4 4.440 5,3 14,0 16,8 22,5 34,3
4 32.674 4,9 1.070 3,6 21,5 20,8 17,9 27,5
5 24.292 3,6 2.950 5,6 11,3 15,6 24,8 36,9
6 29.246 4.4 1.490 5,1 18,7 20,6 19,3 28,7
7 29.452 4.4 1.170 3,8 19,7 20,6 18,5 29,2
8 32.819 4,9 820 3,5 23,2 22,6 15,6 26,5
9 30.103 4.5 1.570 4,0 20,1 22,0 18,8 26,8
10 24.324 3,6 10.350 6,2 4,7 11,1 34,7 37,8
11 24.739 3,7 4.740 57 3,5 10,9 38,1 35,4
12 24.884 3,7 5.180 6,1 7,4 13,3 30,2 36,8
13 38.519 5,8 1.500 2,9 20,2 20,3 19,6 23,4
14 29.643 4.4 3.800 4,6 10,5 16,0 28,4 30,0
15 21.645 3,2 4.580 6,5 6,9 12,3 28,1 41,7
16 24.344 3,6 5.660 6,0 7,6 12,9 29,7 37,6
17 26.514 4.0 2.970 5,7 11,1 14,9 25,4 36,6
18 32.388 4.8 1.960 41 20,7 19,5 18,8 28,1
19 35.129 5,3 2.480 3,7 19,2 19,3 20,8 27,2
20 22.709 3,4 4.850 6,0 6,4 12,0 29,9 41,0
21 26.758 4,0 6.950 5,1 54 12,4 37,0 31,9
22 28.807 4,3 6.170 4,2 6,3 14,2 36,5 28,7
23 31.784 4,8 3.390 3,8 9,6 16,7 31,6 26,2
Wien 27.612 83.450 5,1 10,4 15,0 28,6 33,2

0 Magistrat der Stadt Wien — MASB, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Lohnsteuerpflichtiges

Jahreseinkommen der Arbeitnehmer — 2005 (2007), S. 182.

" Magistrat der Stadt Wien — MAS5, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Vorgemerkte Arbeitslose
im Jahresdurchschnitt, wohnortsbezogen — 2005 (2006), S. 178.
%2 Magistrat der Stadt Wien — MAS5, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Bildung — 2001 (20086), S.

224,
143

Wohnbevolkerung ergibt sich aus Tabelle 14.

Prozentueller Anteil der Arbeitslosen der Bevdlkerung in den jeweiligen Bezirken. Die Anzahl der
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Aus der Tabelle 15 ist ersichtlich, dass im 16. Bezirk das Brutto-Jahreseinkommen
der Arbeitnehmer unter dem Durchschnitt liegt und das der Anteil an Arbeitslosen tber dem
Durchschnitt liegt. Dies kdnnte eine Erklarung fur die hohe Anzahl an Brandstiftungen sein.
Auch die Anzahl an Universitats- bzw. Fachhochschulabsolventen liegt unter dem
Durchschnitt wahrend der Anteil an Pflichtschulabschlissen Gber dem Durchschnitt liegt.
Dies trifft zum Teil auch auf den 21. und den 22. Bezirk zu. Jedoch liegen das Brutto-
Jahreseinkommen und der Anteil an Arbeitslosen auch im 10. und im 15. Bezirk unter dem
Durchschnitt wahrend die Haufigkeit der Brandstiftungen im 10. Bezirk im durchschnittlichen
Bereich und im 15. Bezirk unter dem durchschnittlichen Bereich liegt. Es ist daher davon
auszugehen, dass ein gehauftes Brandauftreten sowohl von der Grolie des Bezirkes, als
auch von den herrschenden sozialen Gegebenheiten innerhalb des Bezirkes beeinflusst

wird.

9.2.4 TATOBJEKT

In der Untersuchung wurden auch die Tatobjekte empirisch erfasst, um aufzuzeigen,
ob ein bestimmtes Tatobjekt bevorzugt von der Brandstiftung betroffen ist. Zunachst muss
definiert werden, was als Tatobjekt bezeichnet wird.

Im strafrechtlichen Sinn kann als Tatobjekt, also jener Gegenstand an dem eine
Feuersbrunst verursacht wird, nur jenes Objekte in Betracht kommen, das eine so grofie
raumliche Ausdehnung hat, dass an ihm ein groRflachiger Brand entstehen kann. Also
Hauser, Lagerhallen oder Walder. Hingegen kann eine Feuersbrunst nicht an einer einzelnen
Mulltonne gelegt werden. In 17,7 % der Anlasstaten zindete der Tater aber Mulltonnen,
Altpapiercontainer oder dhnliche Millbehalter an. Diese Tathandlung war aber auf Grund der
ortlichen Gegebenheiten geeignet eine Feuersbrunst zu verursachen, weil zum Beispiel sich
das Feuer durch benachbarte Holzverschalungen auf Hauser und Wohnungen ausgebreitet
hat. Das Tatobjekt im Sinne des StGB ware nicht der Millcontainer, sondern die im drtlichen
Nahebereich gelegenen Gebdude oder Lagerhallen. Fraglich ist daher, ob aus
kriminologischer Sicht, das Stiegenhaus als Tatobjekt gewertet werden kann, obwohl der
Tater die Mulltonnen angeziindet hat. Dies ist wohl eher zu verneinen, da sich dadurch keine
Ruckschlisse auf das eigentliche Objekt der Feuerlegung bilden lassen. Bei der
Fragestellung, ob sich aus den Anlasstaten eine Objektgruppe erschlieRen lasst, die
besonders haufig von Brandstiftung betroffen ist, ist es daher nicht sinnvoll auf den
strafrechtlichen Begriff des Tatobjektes einer Feuersbrunst zuriickzugreifen. Das Tatobjekt
sollte besser aus kriminologischer Sicht betrachtet werden. Dabei sollte unterschieden
werden zwischen kleinen Gegenstanden, die der Tater nur als Anziindehilfe verwendet hat,

Gegenstande die der Tater primar in Brand stecken wollte und solche Gegenstande auf die
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sich der Vorsatz des Taters (zumindest dolus eventualis) bezieht, um eine Feuersbrunst zu

verursachen. Als Anzindehilfen wurden in Brandbeschleuniger getrankte Stoffe oder

Anhaufungen von Kartons zur Brandférderung gewertet, die der Tater zur rascheren

Brandausbreitung verwendet hat.

Es werden jetzt jene Brandfalle erfasst, die der Tater in Brand gesteckt hat und diese

werden zur Veranschaulichung in folgende Kategorien unterteilt:

Bauwerke im weiteren Sinn: darunter sind Hauser, Wohnungen, Kellerrdume,
Lagerhallen, Hitten, Baucontainer, mobile WCs und &hnliches zusammengefasst;
Fahrzeuge: Als Fahrzeuge werden nur solche erfasst, die der StVO'™ und KEG'®
unterliegen. Darunter sind PKWs, LKWs, Motorrader und auch Wohnwagen erfasst.
Wohnwagen sind unter der Kategorie obiger Fortbewegungsmittel dann erfasst, wenn
diese ohne gro3en Umbau, gemal ihrer Bestimmung, von KFZ gezogen werden
kénnen. Wohnwagen, die auf langere Sicht mit dem Standort verbunden sind und an
diesem Ort standig bewohnt werden, gelten als Bauwerke.

Abfallcontainer und Mistklibel: darunter sind sowohl Industriecontainer als auch die

fir den durchschnittlichen Haushalt vorgesehene Altpapiertonnen der MA 48 der
Stadt Wien erfasst;

Holzstapel und Holzpaletten

Restbestdnde: Darunter sind jene Gegenstande erfasst, die in der bisherigen
Aufzahlung noch nicht enthalten sind. Unter anderem Thujenhecken,

Brachlandstreifen, 400 t Stroh, Plakatwand oder Geristabdeckplanen.

Es wurden die Anlassfalle in die obigen Kategorien zusammengefasst und die Anzahl der

Anlassfalle in den jeweiligen Kategorien wie folgt grafisch dargestellit:

1“4 BGBI | 1960/159.
145 BGBI | 1967/267.
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Abbildung 21: Art des Tatobjekts Abbildung 22: Art des Tatobjekts ohne MB
(Anzahl der Tatanfalle pro Tatobjekt — und ohne SB
2005) (Anzahl der Tatanfalle pro Tatobjekt,
ohne Mehrfach- und
Serienbrandstiftung - 2005)

B Gebaude B Gebaude

B Fahrzeuge W Fahrzeuge

119 |® Miillcontainer | Millcontainer

@ Holzstapel
@ Holzstapel zstap

& Restgruppe @ Restgruppe

n=215 n=156

Aus der Abbildung 21 ist zu erkennen, dass 55,3% der Brandobjekte Gebdude im
weiteren Sinn sind. Mit einem Anteil 17,7% bilden Millcontainer den zweitgrofiten Anteil der
Arten der Tatobjekte. In 12,1% der Anlassfalle konnten Fahrzeuge nach dem KEG als
Tatobjekt beobachtet werden. Unter den 11,6%, welche die Restgruppe bilden, sind 46%
angeziindete Anhaufungen von Miullablagerungen an Freiluftplatzen, wie zum Beispiel
mehrere Stapel Leergutkisten auf einem Lagerplatz. Vergleicht man die Abbildung 21 mit der
Abbildung 22 so fallt auf, dass ohne die Tatanfalle der Mehrfach- und Serienbrandstiftung die
Kategorien der Fahrzeuge und Miullcontainer um 46,1% bzw. 60,5% weniger betroffen
waren. Das liegt daran, dass 25,6% der Tatobjekte der Serienbrandstiftung Fahrzeuge und
35,8% der Tatobjekte der Serienbrandstiftung Mullcontainer waren. Hingegen waren 70,0%
der Tatobjekte der Mehrfachbrandstiftung Gebaude.

9.2.4.1 FAHRZEUGE

In 26 Anlasstaten wurden 36 Fahrzeuge beschadigt. 57% davon sind PKWs. Den
Rest bilden LKWs, Wohnwégen, ein VW Bus, ein Sattelschlepper und ein Quad'®.
Motorrader waren im Jahr 05 nicht von Brandstiftung betroffen. Bei den PKWs konnte keine
Marke als besonders haufiges Tatobjekt ausgemacht werden. Kein einziger Fahrzeugtyp ist
zweimal in Brand gesteckt worden. Von der Brandstiftung waren sowohl Schrottautos
(fahruntlichtige Fahrzeuge die zur Verschrottung bestimmt waren) als auch Kleinwagen und

Wagen der Mittelklasse betroffen. Der hochste entstandene Sachschaden lag bei € 53.500

¢ Offenes Gelandefahrzeug mit Ballonreifen fiir ein bis zwei Personen.
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bei einem Sattelschlepper, der zweithdchste Sachschaden lag bei € 20.000 bei einem

Campingbus.

9.2.4.2 GEBAUDE

Die Gruppe Gebaude ist sehr weit gefasst und lasst sich in folgende Untergruppen

aufteilen:

Hauser: darunter wurden Einfamilienhduser zusammengefasst; da in den
Anlassfallen keine Zinshauser als Tatobjekt betroffen waren, sind diese nicht
enthalten

Wohnungen

Keller und Kellerabteile

Betriebsstatten: darunter wurden jegliche Gebaude zusammengefasst, die der
betrieblichen und wirtschaftlichen Nutzung dienen. Dies sind unter anderem Lokale,
Biros, Geschafte und Hotels.

Lager, Scheunen

Hutten: die Unterscheidung zwischen einer Hitte und einem Haus liegt in dieser
Aufzahlung in der GroRe. Bei einer GroRe unter 40gm Grundflache wurde das Objekt
als Hutte zusammengefasst. Zumal diese Hitten auch nicht regelmafRig bewohnt
waren, unterscheiden sie sich auch so von der Gruppe der Hauser.

Restbestand: Im Restbestand sind jene Gruppierungen enthalten, die nicht den

bisherigen Aufzahlungen zugehdren.

Abbildung 23: Anzahl der Tatanfalle pro Geb&audeart

(2005)
11 2 13
B Haus
B Wohnung
| Keller

B Lagerhallen
m Betriebsstatten
O Hitte

W Rest

n=119

Aus der Abbildung 23 wird deutlich, dass die Untergruppe der Keller mit 29,4% den

gréften Anteil an der Tatort-Untergruppe der Gebaude bildet. In dieser Untergruppe sind
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Keller und Kellerabteile, sowie Kellerabgange enthalten. Kellerlokale hingegen sind in der
Gruppe der Betriebsstatten enthalten. 22,7 % der Tatorte der Gebaude sind Betriebsstatten.
12,6% der Tatorte der Gebaude bilden die Lagerhallen und Scheunen. Mit 10,9% und 9,2%
bilden die Hauser und die Hitten einen anndhernd gleich gro3en Anteil. In der Restgruppe
ist je eine Schule und eine Kapelle als Tatobjekt enthalten. Die Untergruppe der
Betriebsstatten ist sehr weit gefasst. In ihr sind jegliche Bauwerke enthalten, die zur
wirtschaftlichen Nutzung verwendet werden. 40,7% der Betriebsstatten sind Lokale. Diese
bilden den gréten Anteil an betrieblich genutzten Bauwerken. 18,5% der Betriebsstatten
sind Hotels. Je 11,1% bilden die Untergruppen Biros und Geschéafte. Der Rest besteht aus
Garagen und Betriebsstatten mit geringer Belassungsabsicht (welche nach einer bestimmten

Zeit an einen anderen Ort gebracht werden) wie etwa Baucontainer.

Serienbrandstifter und Mehrfachbrandstifter:

Die Serienbrandstifter bevorzugten meist eine Gruppe von Tatobjekten. Ein Tater
bevorzugte zu 83,3% Mulltonnen als Tatobjekt. Ein anderer Serienbrandstifter bevorzugte zu
83,3% Fahrzeuge als Tatobjekt. Ein weiterer Serienbrandstifter bevorzugte zu 83,3%
Kellerraumlichkeiten. Der vierte Tater zindete ausschlief3lich Miulltonnen an. Bei
Mehrfachbrandstiftern konnte beobachtet werden, dass nur 62,5% der Mehrfachbrandstifter

sich Tatobjekte ausschlieRlich aus ein und derselben Gruppe gewahlt haben.

9.25 SPERRVERHALTNISSE

Unter den Sperrverhaltnissen wurde erhoben, unter welchen Bedingungen sich die
Tater Zugang zu dem Tatobjekt oder auch Tatobjekten verschaffen konnten. Hierbei wurde
differenziert zwischen offen zuganglichen und versperrten Tatobjekten sowie Tatobjekten,
die an sich versperrt waren, zu denen der Tater aber ungehindert Zutritt hatte.

Offen zugéangliche Tatobjekte sind solche, bei denen der Tater keine Hurden
Uberwinden musste um in die unmittelbare Nahe des Tatobjekts zu gelangen und die er
somit auch ungehindert anziinden kann. Ein Tatobjekt mit verschlossener Vordertlr, aber mit
offener Hintertlir wurde unter die offen zuganglichen Tatobjekte subsumiert, wenn der Tater
die Hintertlr verwendet hatte. Auch ein Grundstlick, das nur von drei Seiten eingezaunt war,
wurde als offen zuganglich gewertet. Ebenso verschlossene Kellerabteile, mit offen
gekippten Fenstern zur Strallenseite. Die versperrten Tatobjekte sind solche bei denen sich
der Tater erst durch EinbruchsmalRnahmen Zutritt zu den umschlossenen Raumen oder
Grundstiicken verschafft um diese zu betreten'’. Dabei orientiert sich diese Unterteilung an

den Erfordernissen fur den Einbruchsdiebstahl gemal § 129 StGB. Die Besonderheiten des

7 Bertel in WK?, § 129 Rz 3.
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Einstiegsdiebstahls gemal® § 129 StGB wurde in diese Unterteilung nur bedingt
ubernommen. Als Einstiegsdiebstahl definiert Bertel im Wiener Kommentar das Einsteigen
in einen umschlossenen Raum, wenn der Tater dabei in eine dazu nicht bestimmte Offnung
hineinklettert oder hinein kriecht'*®. Wesentlich bei der Unterscheidung in Bezug auf die
Sperreverhaltnisse ist die Leichtigkeit, mit der der Tater solche Hindernisse in Bezug auf eine
Brandstiftung umgehen kann, da er solche Radume selber nicht betreten muss. Es reicht dem
Tater meist bereits ein brennendes Stlck Karton in ein gekipptes Kellerfenster zu werfen.
Fir den Tater zugangliche Tatobjekte sind solche, die zwar fir die Allgemeinheit versperrt
waren, zu denen der Tater auf Grund seiner Person aber Zutritt hatte. Sei es weil er selber
Besitzer eines Schlissels zu dem Objekt war, unabhangig davon, ob er befugt war solch
einen Schlissel zu besitzen, oder weil er von den zugangsberechtigten Personen

eingelassen wurde.

Abbildung 24: Sperrverhaltnisse Abbildung 25: Sperrverhéltnisse ohne MB
(Einteilung der Tatanfélle nach den und ohne SB
Sperrverhaltnissen am Tatort - 2005) Einteilung der Tatanfalle nach den
Sperrverhéltnissen am Tatort, ohne
Mehrfach und Serienbrandstiftung —
2005)
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Die Abbildung 24 verdeutlicht, dass in 71,6% der Anlasstaten der Tater keine
Anstrengungen unternehmen musste um in die Reichweite des Tatobjektes zu gelangen, da
dieses entweder offen zuganglich oder zumindest fir diesen Tater zuganglich war.
Betrachtet man in Abbildung 25 die Verteilung der Sperrverhaltnisse, so zeigt sich, dass
sowohl die Gruppe der offen zuganglichen als auch die Gruppe der fiur die Tater
zuganglichen Tatorte um 34,1% bzw. um 80,0% abgenommen haben. Das kann darauf

zurtickgefiihrt werden, dass die Serienbrandstifter ausschlief3lich an nicht versperrten

%8 Bertel in WK?, § 129 Rz. 5.
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(48,7%) oder fur sie nicht versperrten (51,3%) Tatobjekten einen Brand gelegt haben. Die
Mehrfachbrandstifter hatten in 70,0% der Falle Zutritt zu den Tatobjekten. 78,6% davon
waren offen zuganglich. Nur in einem der Anlassfalle war der Zugang zum Fahrzeug
versperrt. Dies lag daran, dass 88,5% der Fahrzeuge an offentlichen oder an privaten,
jedoch nicht abgeschlossenen Parkplatzen standen und dass in den Garagen, in denen
betroffene PKWs geparkt waren, ein ungeschitzter Zugang udber ein zugehdriges

Einkaufszentrum bestanden hatte.

9.2.6 SCHADENSHOHE

Es wurde auch erhoben, wie hoch der durch Brandstiftung entstandene Sachschaden
in den Anlasstaten der Grunddatenmenge ist, und auch, ob Personen durch die

Brandstiftung zu Schaden gekommen sind.

9.2.6.1 SACHSCHADEN

Der Sachschaden wird anhand von statistischen Kennwerten erlautert. Zunachst

werden daher die wichtigsten statistischen Kennwerte erlautert.

Der Median (2. Quartil) ist jener Wert der eine Verteilung halbiert. Es liegen 50% der
Werte unterhalb und 50% der Werte oberhalb des Medians'®. Beim 1. Quartil liegen 25% der
Werte unterhalb des 1. Quartils und 75% der Werte oberhalb des 1. Quartils. Beim 3. Quartil
liegen 75% der Werte unterhalb des 3. Quartils und 25% der Werte oberhalb des 3. Quartils.
Der Median und die Quartile werden bei Verteilungen angegeben, wenn mit einigen wenigen
extremen Werten zu rechnen ist und daher der arithmetische Mittelwert nicht reprasentativ
ist. Die Standartabweichung (s) wird aus der Wurzel der Varianz (s?) gebildet. Die Varianz ist
der Durchschnitt der quadrierten Abweichung der einzelnen Werte von dem arithmetischen
Mittelwert aller Werte. Umso héher die Varianz und die Standartabweichung umso grofer ist
die Abweichung der einzelnen Werte vom arithmetischen Mittel. Da die Varianz den
Quadratzahlen der Werte entspricht wird die Standartabweichung gebildet um dieselbe
MaReinheit der Werte zu erlangen’®. Das Minimum ist der niedrigste Wert der Datenmenge.

Das Maximum ist der héchste Wert aus der Datenmenge.

Der Gesamtschaden aller Anlasstaten aus der Grunddatenmenge betragt €
5.545.820,25. Dabei betragt der arithmetische Mittelwert € 31.156,29. Der Median (Q2) der

% Beller, Empirisch forschen lernen, S 66.

'%0 Beller, Empirisch forschen lernen, S 70.
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Schadenshdhe liegt bei € 7.125, das untere Quartil (Q1) liegt bei € 1.162 und das obere
Quartil (Q3) liegt bei € 23.000. Es wurde der Schaden, der durch die einzelnen Taten

entstanden ist, in Skalen zusammengefasst und wie folgt grafisch dargestellt:

Abbildung 26: Verursachter Sachschaden
(Anzahl der Tatanfalle, eingeteilt nach der Hohe des, durch die versuchte oder vollendete
Brandstiftung erfolgten Sachschadens - 2005)
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Die Abbildung 26 stellt die Anzahl der Anlasstaten mit bekannter Schadenshoéhe dar.
In 37 Anlasstaten konnte die Schadenshohe aus dem Akt nicht entnommen werden,
weswegen diese Anlasstaten auch nicht in der obigen Abbildung enthalten sind. In 43,8%
der Anlasstaten (mit bekannter Schadenshdhe) lag der Schaden nicht héher als € 5.000. In
5,1% der Anlasstaten mit bekannter Schadenshéhe lag der Sachschaden hdéher als €
100.000. Der héchste Sachschaden in der Datenmenge der Phdnomenologie der Tat betrug
€ 600.000.

Mehrfach- und Serienbrandstiftung: Der arithmetische Mittelwert betragt bei der
Serienbrandstiftung € 15.327,43"" und bei der Mehrfachbrandstiftung € 7.513,3'°2 und liegt

somit niederer als der arithmetische Mittelwert des Schadens der restlichen Anlassfalle

(Restgruppe). Ebenso sind erste und dritte Quartii und auch der Median der

Mehrfachbrandstiftung und der Serienbrandstiftung geringer als die der Restgruppe.

UT-Akten und ST-Akten: Es wurde auch die Verteilung der Schadenshoéhe bei

Anlasstaten aus UT-Akten und bei Anlasstaten aus ST-Akten ausgewertet und verglichen.

" Der Median (Q2) liegt bei der Serienbrandstiftung bei € 3.500, das untere Quartil (Q1) liegt bei €
1.000 und das obere Quartil (Q3) liegt bei € 15.000. Der sehr hohe arithmetische Mittelwert wird durch
einen einmaligen Sachschaden in der Hohe von € 100.000 erreicht.

%2 Der Median (Q2) liegt bei der Mehrfachbrandstiftung bei € 10.000, das untere Quartil (Q1) liegt bei
€ 1.000 und das obere Quartil (Q3) liegt bei € 10.000.
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Dabei wurde zwischen versuchter Brandstifftung gemall §§ 15, 169 StGB und der
vollendeten Brandstiftung gemall § 169 StGB unterschieden, da naturgemafl bei der
vollendeten Brandstiftung ein héherer Sachschaden entsteht und somit die Streuung nicht so

grofd ist.

Tabelle 16: Angaben zum Sachschaden bei versuchter und vollendeter Brandstiftung
(Mittelwert, Median, 1. Quartil, 3. Quartil, Minimum, Maximum und Standartabweichung; 2005)

Sachschaden bei §§ 15, 169 | Sachschaden bei § 169 StGB | Sachschaden
StGB (in €) (in€) gesamt (in €)

Gesamt ST uT Gesamt ST uT
Mittelwert 7.810 6.256 8.289 | 52494  34.938 58.948 31.156
Median 2.000 1.000 2.000 | 15.000 15.000 14.440 7.125
1. Quartil 305 425 250 6.285 4.500 6.528 1.162
3. Quartil 9.000 5.788  10.000 | 40.000 38.785 47.500 23.000
Minimum 0 0 0 20 800 20 0
Maximum 75.000 53.418 75.000 | 600.000 280.223 600.000 600.000
Standartabweichung 14.561 12.464  15.206 | 104.291 57.518 116.588 79.088

Aus der Tabelle 16 kann entnommen werden, dass der verursachte Sachschaden
sowohl bei den Anlasstaten der versuchten als auch der vollendeten Brandstiftung, bei
Anlasstaten aus UT-Akten etwas hoher ist als bei Anlasstaten aus ST-Akten. Dennoch sollte
das Augenmerk nicht auf den Mittelwert gerichtet sein, da sich aus der hohen
Standartabweichung und dem 1. und dem 3. Quartil ergibt, dass die Hohe der Sachschaden
weit gestreut ist. Vergleicht man bei der versuchten Brandstiftung das 1. und das 3. Quartil
des Sachschadens bei Anlasstaten aus UT-Akten und ST-Akten, so wird deutlich, dass bei
ST-Akten das 1. Quartil etwas hoéher ausgefallen ist. Hingegen ist bei UT-Akten das 3.
Quartil héher. Die 1. Quartile der Anlasstaten aus UT-Akten und ST-Akten liegen naher
zusammen als die 3. Quartile. Daraus ist zu schlielen, dass die Anzahl der Schadensfalle im
hoheren Schadensbereich abnimmt. Der unterschiedlich hohe Mittelwert ist auf wenige,
besonders hohe Schadensfdlle zurGckzufihren. Auch die unterschiedlich hohe
Standartabweichung bei Sachschaden der vollendeten Brandstiftung aus UT-Akten und ST-
Akten sind auf wenige, besonders hohe Schadensfélle zurtckzufuhren. Die hohen
Schadenswerte bei der versuchten Brandstiftung ergeben sich aus Anlasstaten, in denen

Tater mehrere Millcontainer in Stiegenhausern entziindeten. Es kam zwar nicht zu einer
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Ausbreitung des Brandes, durch die starke Rauchentwicklung mussten die Stiegenhduser

jedoch groRraumig saniert werden.

Abbildung 27: Hohe des Sachschadens bei Abbildung 28: HOhe des Sachschadens bei
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Die Abbildungen 27 und 28 enthalten je ein Boxplot (Box-Whisker-Plot), zur
Veranschaulichung der Verteilung der Werte. Die Box (in der Grafik grau dargestellt) wird
durch die Quartile begrenzt. Der Median wird durch einen Querstrich innerhalb der Box
dargestellt. Innerhalb der Box liegen daher 50% der Werte. Durch die Whiskers (Querbalken,
die durch einen Langsstrich mit der Box verbunden sind) wird das 1,5 fache des
Interquartilsabstandes markiert. Auerhalb des Whiskers liegen sogenannte Ausreil3erfalle.
Diese sind in der Grafik durch wei3e oder schwarze Punkte dargestellt. Weilke Punkte sind
gemilderte Ausreil’er, bei denen der Interquartilsabstand einen bestimmten Wert nicht
Uberschreitet. Aus den Abbildungen 27 und 28 kann entnommen werden, dass bei
Anlasstaten aus ST-Akten und UT-Akten die Anzahl der Schadensfalle im hoheren
Schadensbereich abnimmt. Bei Anlasstaten aus UT-Akten gibt es zwar mehr
LAusreillerfalle”, die in der Grafik durch Punkte dargestellt wurden, als bei Anlasstaten aus
ST-Akten, jedoch muss dabei die Anzahl der Schadensfalle in den jeweiligen Sparten

berlcksichtigt werden.
AbschlieBend kann zusammengefasst werden, dass eine vollendete Brandstiftung

héhere Sachschaden verursacht als eine versuchte Brandstiftung. Die hoheren Mittelwerte

der Schadenshdhe bei Anlasstaten aus UT-Akten im Gegensatz zu ST-Akten ergeben sich
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auf Grund von vereinzelten, sehr hohen Sachschaden. Jedoch nimmt sowohl bei Anlasstaten
aus UT-Akten als auch ST-Akten die Anzahl der Schadensfalle im héheren Schadensbereich
ab, was durch die Quartile und die Standartabweichung deutlich wird. Tendenziell ist der
Sachschaden bei Anlasstaten aus UT-Akten etwas hoher als der Sachschaden bei
Anlasstaten aus ST-Akten (wobei auf Grund weniger besonders hoher Schadensfalle der

arithmetische Mittelwert nicht aussagekraftig ist).

9.2.6.2 PERSONENSCHADEN

Es gab unter den Opfern der Anlasstaten 28 leicht verletzte Personen. Diese litten
alle unter einer leichten Rauchgasvergiftung. In den Anlasstaten gab es auch eine schwer
verletzte Person. Dabei handelte es sich um einen Tater der seine Wohnung im dritten Stock
anzindete. Er rettete sich mit einem Sprung aus dem Fenster und brach sich das Bein.

Todesfalle durch Brandstiftung waren den Akten nicht zu entnehmen.

927 BEKANNTWERDEN DER TAT

Es wurde auch aus den Akten entnommen, durch wen die Brandstiftung gemeldet
worden ist. Dabei wurden die Tatanfalle nach der Art der Entdeckung eingeteilt. Es wurde
dabei zwischen dem Eigentimer, dem der Mieter gleichgestellt wurde, Nachbarn,
Passanten, dem Tater selber, Brandmeldeanlagen, Angestellten, wenn diese zum
Geschadigten in einem Arbeitsverhaltnis standen, der Polizei und anonymen Anzeigen
unterschieden. Die Verteilung der Tatanfalle auf diese Kategorien wurde wie folgt grafisch

dargestellt:

Abbildung 29: Meldung der Tat
(Anzahl der Tatanfélle, eingeteilt nach der Art des Bekanntwerdens der Tat - 2005)
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In der Abbildung 29 sind nur jene Anlasstaten enthalten, bei denen dem Akt zu
entnehmen war, auf welche Weise das Feuer entdeckt wurde. Aus 42 Akten war dies nicht
zu entnehmen, weswegen diese nicht in der Abbildung enthalten sind. 43,4% der
Anlasstaten wurden durch einen Nachbarn gemeldet. 23,1% der Anlasstaten wurden durch
einen Passanten bekannt. In nur 4,6% der Anlasstaten meldete der Tater selber den

gelegten Brand.

928 VERSICHERUNGEN

In 57,7% der Anlasstaten war nicht bekannt ob ein méglicher entstandener Schaden
durch eine Versicherung gedeckt war. In 42,3% der Anlasstaten wurden von den
Geschadigten Angaben zu einem bestehenden oder auch nicht bestehenden
Versicherungsschutz gemacht. In 11,0% dieser Anlasstaten bestand kein
Versicherungsschutz nach Angabe der Geschadigten. Hingegen bestand in 89,0% ein
Versicherungsschutz. Es konnte jedoch nicht erhoben werden, ob der entstandene Schaden
tatsachlich und in welcher Hohe der Schaden durch die Versicherung reguliert wurde.
Jedoch konnte nach den Angaben der Geschadigten erhoben werden, bei welcher
Versicherung ein Versicherungsschutz zum Tatzeitpunkt bestanden hat. Dies wird im

Folgenden aufgezeigt.

Abbildung 30: Versicherungsschutz
(Anzahl der Tatanfalle mit Versicherungsschutz, eingeteilt nach der involvierten
Versicherungsanstalt - 2005)
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In 81 Anlasstaten bestand nach Angaben der Geschadigten ein Versicherungsschutz.
Da in manchen Fallen mehrere Personen geschadigt wurden, bestand in vier Anlasstaten
Versicherungsschutz von mehreren Versicherungsgesellschaften. Es bestand daher flr 85
Objekte, die durch eine Brandstiftung beschadigt wurden, nach Angaben der Geschadigten

Versicherungsschutz.
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Aus der Abbildung 30 ist ersichtlich, dass die durch die Brandstiftungen entstandenen
Schaden bei unterschiedlichen Versicherungsanstalten versichert waren. In 24,7% der
Anlasstaten war der Schaden bei der Wiener Stadtischen - Vienna Insurance Group -
versichert. In den 16,5% der Anlasstaten, die das Restsegment in der Grafik bilden, waren
die Porsche Bank Versicherung, die Zurich Kosmos Versicherung, die Erste Allgemeine
Versicherungs- AG, die AXA Versicherung, die Salzburger Landesversicherung, die
Oberdsterreichische Versicherung, die Donau Brokerline, die Anker Versicherung und die
Vides Versicherung enthalten. Es wurde daher deutlich, dass der Schaden bei

Brandstiftungsfallen bei unterschiedlichen Versicherungsgesellschaften versichert war.
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10 ERSCHEINUNGSBILD DES TATERS

Die Phanomenologie des Taters betrachtet die besonderen Auspragungen der
Taterschaft. Dabei teilt sich dieser Abschnitt der Arbeit wieder in den Teilbereich der
Datenauswahl und den Teilbereich der Datenauswertung. Im Teilbereich der
Datenauswertung wurden unter anderem das Alter, der Ausbildungsgrad, der Familienstand

und das Einkommen erfasst.

10.1 DATENAUSWAHL

Da sich die Phanomenologie des Taters ausschlieldlich mit taterspezifischen Daten
auseinandersetzt, kénnen fir die Grunddatenmenge zur Phanomenologie des Taters nur
Daten aus ST-Akten herangezogen werden, da in UT-Akten naturgemall keine
taterspezifischen Daten vorhanden sind.

Der Gerichtlichen Kriminalstatistik ist zu entnehmen, dass pro Jahr mit ca. 49
Verurteilungen wegen Brandstiftung gemaf § 169 StGB ergehen (vergleiche Pkt. 7, Tabelle
3). Da bei 3 von 16 moéglichen Landesgerichten, die sich mit Strafsachen beschaftigen, Akten
eingesehen wurden, ist eine entsprechend kleine Grunddatenmenge zu erwarten. Daher
wurde ein Zeitraum von drei Jahren ausgewahlt, um einen gréeren Datenumfang zu
erlangen. Die Grunddatenmenge bilden jene Akten, die erstmals im Zeitraum von 2003 bis
2005 erstellt wurden und deren Tat sich im Zeitraum von 2002 bis 2005 ereignet hat. Es sind
daher nicht die Akten jener Tater erfasst, die im Zeitraum von 2003 bis 2005 einen Brand
gelegt haben, sondern die Akten jener Tater, die im Zeitraum von 2002 bis 2005 eine Straftat
gemal § 169 StGB (§ 169, §§15, 169; §§ 12, 169 StGB) begangen haben und tber deren
Tat ein Akt im Zeitraum von 2003 bis 2005 erstellt worden ist. Dadurch soll allfalligen
langeren Ermittlungszeiten Rechnung getragen werden, mit dem Ziel die Grunddatenmenge
madglichst breit zu halten.

Als Tater sollen in der Untersuchung jene Personen erfasst werden, die eine
Feuersbrunst verursacht (oder versucht) oder zur Verursachung einer Feuersbrunst
angestiftet oder beigetragen haben. Dabei sollen auch jene Personen erfasst werden denen
dieses Verhalten auf Grund von schuldbefreienden Umstanden nicht vorgeworfen werden
kann, um ein moglichst vollstdndiges Bild der Brandstifter zu erhalten. Es wird daher
zunachst nicht auf moégliche schuldbefreiende Elemente, Grinde der Strafausschlieung

oder der nachtraglichen Strafbefreiung eingegangen. Wer gemafy § 11 StGB zur Zeit der Tat
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nicht in der Lage war das Unrecht seiner Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu
handeln, der handelt nicht schuldhaft. Dies schlie®t zwar das schuldhafte Element der
Handlung aus, dennoch wurde diese Person in der Datenauswahl erfasst, da sie
tatbildmaRig gehandelt hat. Daher sind auch Tater, die sich in einem schuldausschlieRenden
Zustand gemall § 11 StGB befunden haben, in der Grunddatenmenge fur die
Phanomenologie Uber den Tater enthalten. Ebenso wie solche Tater, die durch einen
Rucktritt vom Versuch Straffreiheit erlang haben.

Sollte die Straftat nicht mit der fur ein Strafverfahren notwendigen Sicherheit
nachgewiesen werden koénnen, so fehlt es auf Grund der Unschuldsvermutung an der
Tatereigenschaft. Sollte dies der Fall gewesen sein, so wurden diese Akten nicht in die
Grunddatenmenge fir die Phanomenologie des Taters einbezogen. Ebenso Akten, in der der
vermeintliche Tatverdachtige eindeutig entlastet werden konnte. Nicht als Tater wurden
solche Personen erfasst, die keine Feuersbrunst vorsatzlich verursacht haben und bei denen
dies auch nicht beim Versuch geblieben ist. Dabei wurden die bereits unter Punkt 9.1.2.
erlauterten Kriterien herangezogen.

Auf Grund der Berlcksichtigung des Vorliegens der (versuchten oder vollendeten)

Feuersbrunst und der Nachweislichkeit der Tat bilden folgende Akten den Grunddatensatz.

Tabelle 17: Grunddaten fir das Erscheinungsbild des Taters
(Zusammensetzung der Akten und Tater der versuchten oder vollendeten Brandstiftung
fur das Erscheinungsbild des Taters, 2003 bis 2005)

| Innsbruck Salzburg Wien ‘ Gesamt
Anzahl an Tatern 20 6 29 55
Anzahl an Akten 18 5 27 50

Die Unterschiede der Anzahl der Tater und der Akten resultieren daher, dass in funf
Akten mehrere Tater an der Tat beteiligt waren. In zwei Akten hat ein Bestimmungstater den
unmittelbaren Tater zur Tatausfihrung veranlasst, und in einem Akt hat ein Beitragstater den

unmittelbaren Tater bei der Tatausflihrung unterstitzt.

10.2 AUSWERTUNG

Der zweite Teilbereich der Phanomenologie des Taters beschaftigt sich mit der
Auswertung der zusammengestellten Daten und mit der Darstellung der
Auswertungsergebnisse. Unter anderem wurde das Geschlecht, das Alter, die

Schulausbildung, das Einkommen und mdgliche Vorstrafen der Tater erfasst.
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10.2.1 TATERSCHAFTSFORMEN

§ 12 StGB unterscheidet drei Arten der Taterschaft. Den unmittelbaren Tater, den
Bestimmungstater und den Beitragstater. Als Unmittelbarer Tater wurde jener gewertet, ,der
eine dem Wortlaut des Gesetzes entsprechende Handlung setzte, dessen Verhalten also der
Schilderung der Tathandlung durch das Tatbild unmittelbar entspricht'®:. Als
Bestimmungstater wurde jener Tater gewertet der gemall § 12 Fall 2 StGB einen anderen
zur Ausfuhrung einer anderen Straftat veranlasst, ihn also zu einer dem Wortlaut des
Gesetzes entsprechenden Handlung veranlasst hat. Als Beitragstater wurde jener gewertet,
der gemal § 12 Fall 3 StGB in einer sonstigen Weise zu einer dem Wortlaut des Gesetzes
entsprechenden Handlung beitragt. Die Hoéhe der Strafdrohung st fur alle
Taterschaftsformen gleich. Die unterschiedlichen Taterschaftsformen wirken sich jedoch fiir

das Strafmal} unterschiedlich (z.B. mildernd) aus.

Die Tater der Anlasstaten wurden nach den drei Taterschaftsformen unterteilt. 94,5%
der Tater waren unmittelbare Tater. Zwei der Tater waren Bestimmungstater und ein Tater
leistete einen Beitrag zur Brandstiftung.

Weiters wurde erfasst, ob die unmittelbaren Tater alleine, daher als Einzeltater, eine
Feuersbrunst verursacht haben oder ob sie dies gemeinschaftlich mit einem anderen
unmittelbaren Tater, einem Mittater, gemeinsam getan haben. Von 55 Akten begingen in nur
zwei Akten unmittelbare Tater als Mittdter die Tat. Dort verlbten immer zwei Téater
gemeinschaftlich die Tat. Ein unmittelbarer Tater beging die Tat zwar alleine, jedoch unter
Anwesenheit von mehreren anderen Jugendlichen und wurde daher zu keiner der beiden
Sparten gezahlt. Man kann daher davon ausgehen, dass es sich bei den Brandstiftern
meistens um Einzeltater handelt. Zu diesem Ergebnis kam bereits eine Studie aus dem Jahr
1979,

10.2.2 GESCHLECHT DES TATERS

In der Untersuchungsgruppe war der Anteil der weiblichen Tater mit 25,5%
gegeniiber dem Anteil der mannlichen Tater mit 74,5% hdchst signifikant niederer'®. Aus
anderen Studien ergab sich, dass der Anteil an weiblichen Tatern zwischen 8,4% und 30%

schwankt'®.

%% Fabrizy in WK?, § 12 Rz. 18

> Mayerhofer, Brandstiftung in Osterreich, Kriminalistik (1979) Nr. 33, S. 452.

"% |rrtumswahrscheinlichkeit liegt unter 1%, p < 0,001; X° = 13,25.

1% Barnett, Psychiatrie der Brandstiftung, S. 85; Sieverts, Brandstiftung, Handbuch der Kriminologiez,
Band A-K, S. 100; Korbar/Aleksic, Geistig gestorte Brandstifter, Kriminalistik (1967) Nr. 21, S. 579;
Bond, Kriminelle Feuerteufel?, Kriminalistik (2006) Nr. 60, S. 111; Rechlin/Weis, Empirische Befunde
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10.2.3 ALTER DES TATERS

Beim Erfassen des Alters wurde das Alter des Taters zum Tatzeitpunkt
herangezogen. Sollten mehrere Brandstiftungen oder solche Versuche bei einem Tater
vorgelegen haben, so wurde das Alter zum Tatzeitpunkt des friihesten bekannten Deliktes

der Brandstiftung herangezogen. Dabei ergab sich folgende Verteilung:

Abbildung 31: Alter der mannlichen Tater zum Tatzeitpunkt
(Anzahl der mannlichen Téater, eingeteilt nach dem Alter zum Tatzeitpunkt - 2003 bis 2005)

Anzahl der Tater
N

1 6 11 16 21 26 31 36 41 46 51 56 61 66

Alter zum Tatzeitpunkt

n=41

Abbildung 32: Alter der weiblichen Tater zum Tatzeitpunkt
(Anzahl der weiblichen Tater, eingeteilt nach dem Alter zum Tatzeitpunkt - 2003 bis 2005)
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Aus der Abbildung 31 ergibt sich, dass 26,8% der mannlichen Tater zum Tatzeitpunkt
das 22. Lebensjahr noch nicht erreicht hatten. Hingegen konnte bei den weiblichen Tatern
der Beginn der Kriminalitat nicht vor dem 22. Lebensjahr beobachtet werden. Auch ist bei
den weiblichen Tatern markant, dass die Kriminalitdt nach dem 26. Lebensjahr nicht zu
verzeichnen war und ab dem 39. Lebensjahr wieder auftrat. Jedoch konnte ein Riickgang
der Kriminalitdt der Brandstiftung bei weiblichen Tatern mit héherem Alter nicht beobachtet
werden.

Aus der Auflistung des Alters und des Geschlechts der Tatverdachtigen bei Schwind

ergibt sich jedoch, dass es ab dem 40. Lebensjahr wieder zu einer Verringerung der Anzahl

bei Brandstiftern, Nervenarzt (1992) Nr. 63, S. 686, Laubichler/Kiihberger/Sedimeier, “Pyromanie“ und
Brandstiftung, Nervenarzt (1996) 67, S. 775.
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der Tater kommt™’. Auch ein Vergleich mit der Polizeilichen Kriminalstatistik (2001 bis 2005)
ergibt, dass nur 28% der Tater 40 Jahre alt oder auch &lter sind. 33,2% der ermittelten Tater
waren 25 Jahre bis unter 40 Jahre alt. 38,8% der Tater waren jiinger als 25 Jahre'®. Dies
konnte bei den weiblichen Tatern jedoch bei den ausgewerteten Daten nicht beobachtet
werden. Die Unterschiede kénnten sich jedoch aus den geringen absoluten Zahlen der
weiblichen Tater in der Untersuchungsmenge ergeben. Zum Vergleich werden daher die
Daten der nach § 169 StGB verurteilten Tater aus der Gerichtlichen Kriminalstatistik aus den
Jahren 2000 bis 2005 herangezogen, um eine grélkere Datenmenge zu bekommen. Hierbei
kann zu den ausgehobenen Daten nur ein grober Vergleich getroffen werden, da bei der
Gerichtlichen Kriminalstatistik jeweils auf den rechtskraftig Verurteilten in der gesamten
Republik Osterreich in dem betreffenden Jahr abgestellt wird. Hingegen wird bei den
erhobenen Taten auf den ermittelten Tater der Brandstiftungsfalle aus den Akten der
Staatsanwaltschaft aus den Jahren 2003 bis 2005 in den Landesgerichtssprengeln
Innsbruck, Salzburg und Wien abgestellt. Die Daten unterscheiden sich also sowohl in
raumlicher als auch in zeitlicher Hinsicht. In zeitlicher Hinsicht ergeben sich die Unterschiede
dadurch, dass die Gerichtliche Kriminalstatistik jene Falle behandelt, die im betreffenden
Jahr verurteilt wurden. Die eigenen Stichproben behandeln die Tater, die im betreffenden
Jahr ermittelt werden konnten. Auch gibt es Unterschiede hinsichtlich der Tater-Definition.
Denn in der Gerichtlichen Kriminalstatistik wurde das Alter des verurteilten Téaters
herangezogen. Bei den Stichproben wurde das Alter jener Personen herangezogen, die eine
Brandstiftung verursacht haben oder dies versucht haben, wobei entschuldigende oder

schuldausschlieRende Grunde nicht bertcksichtigt wurden.

Tabelle 18: Alter der rechtskréftig verurteilte Personen in Osterreich gemaR § 169 StGB
(Anzahl der Verurteilten, eingeteilt nach ihrem Alter - 2000 bis 2005'*°)

14 bis | 20 bis | 25 bis | 30 bis | 35 bis | 40 bis | 45 bis | 50 bis | 55 bis | 60 bis | 65 bis
u. 20 u. 25 u. 30 u. 35 u. 40 u. 45 u. 50 u. 55 u. 60 u.65 u. 70

d Tater 31 35 35 39 29 21 19 14 9 8 3
2000-2005

Q Tater 2 5 7 1 5 2 10 |4 1 1 3
2000-2005

*7 Schwind, Alterskriminalitat, Kriminologie'®, S 60.

%8 BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2001, S. B11; BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik
und Analyse 2002, S. B11; BMI, Kriminalitdtsbericht — Statistik und Analyse 2003, S. B 11; BMI,
Kriminalitatsbericht — Statistik und Analyse 2004, S. B11; BMI, Kriminalitatsbericht — Statistik und
Analyse 2005, S. B11.

%9 STATISTIK AUSTRIA, Gerichtliche Kriminalstatistik 2000; Gerichtliche Kriminalstatistik 2001;
Gerichtliche Kriminalstatistik 2002; Gerichtliche Kriminalstatistik 2003; Gerichtliche Kriminalstatistik
2004; Gerichtliche Kriminalstatistik 2005.
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Um die Daten der STATISTIK AUSTRIA der verurteilten Tater nach § 169 StGB in
den Jahren von 2000 bis 2005 betreffend das Alter des Taters zum Tatzeitpunkt und die
Daten der eigenen Auswertung betreffend des Alters des Taters zum Tatzeitpunkt zu
vergleichen, ist es notwendig eine gemeinsame Skalierung zu verwenden. Hier ist
anzumerken, dass die Datenmenge der STATISTIK AUSTRIA 284 Tater im Alter von 14 bis
70 Jahren umfasst. Hingegen umfasst die Datenmenge der eigenen Auswertung 53 Tater im
Alter von 14 bis 70 Jahren und zwei Tater im Alter unter 14 Jahren. Die Datenmenge der
STATISTIK AUSTRIA ist daher funffach so grol3 wie die eigene Datenmenge. Deswegen
wurde bei der Skalierung der Anzahl der Tater ein flinffach groRerer MalRstab verwendet um
die Relation der Anzahl der Tater zu ihrem Alter grafisch vergleichbarer darzustellen. Die
Daten der eigenen Auswertung wurden an die Skalierung der STATISTIK AUSTRIA
angepasst und auf jeweils einen Zeitabschnitt von finf Jahren zu einer Gruppe
zusammengefasst.

Ubertragt man die Daten der STATISTIK AUSTRIA und die Daten des eigenen

Untersuchungsmaterials in eine grafische Darstellung, so zeichnet sich folgendes Bild:

Abbildung 33: Alter des Taters zum Tatzeitpunkt — Statistik Austria
Anzahl der Tater, eingeteilt nach dem Alter zum Tatzeitpunkt — Statistik Austria, 2000
bis 2005)
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Abbildung 34: Alter des Téaters zum Tatzeitpunkt — Untersuchungsgruppe
(Anzahl der Tater, eingeteilt nach dem Alter zum Tatzeitpunkt — Untersuchungsgruppe,
2003 bis 2005)
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Aus den Abbildungen 33 und 34 wird erkenntlich, dass die Anzahl der mannlichen

Tater im Alter von 14 bis 40 Jahren am hoéchsten ist und dann stetig abnimmt. Hingegen ist
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bei den weiblichen Tatern zu beobachten, dass sich die Anzahl eher stetig verhalt und es
nicht zu einer Abnahme der Anzahl von weiblichen Tatern mit héherem Alter kommt. Insofern
deckt sich die eigene Auswertung tendenziell mit jener Auswertung aus der STATISTK
AUSTRIA. Die gréReren Schwankungen bei den eigenen ausgewerteten Daten ergeben sich
durch die geringen absoluten Zahlen, da leichte Abnahmen oder Zunamen deutlicher ins
Gewicht fallen.

Zu dem Ergebnis, dass die meisten mannlichen Tater zwischen 20 und 35 Jahren alt
sind kam eine Studie aus Niedersachsen (Deutschland) Uber 500 Brandstifter. Dort waren
72,3% der mannlichen Tater zwischen 16 und 30 Jahre alt. Der Anteil der mannlichen Tater
nahm mit dem Alter von 30 Jahren jedoch kontinuierlich ab. Von den weiblichen Tatern
waren 45,5% Uber 30 Jahre alt. 27,3% der weiblichen Tater hatten das 18. Lebensjahr noch
nicht erreicht'®. In einer Studie aus Belgrad waren 75% der méannlichen Tater bis zu 40

Jahre alt. 41% der weiblichen Tater waren alter als 40 Jahre™".

10.2.4 AUSBILDUNG

Der Ausbildungsgrad der Tater wird eingeteilt nach dem jeweils erfolgreich
absolvierten Abschluss einer Schulform oder einer Ausbildung. Abgebrochene
Schulaufenthalte wurden nicht als erfolgreich absolviert gewertet. Dem Besuch der
Volksschule und der Hauptschule wurde der Besuch einer Pflichtschule im Ausmal} von acht

Jahren im Ausland gleichgestellt. Es ergab sich folgende Verteilung der Ausbildungsgrade:

Abbildung 35: Ausbildungsgrad der Tater
(Anzahl der Tater, eingeteilt nach ihrem erfolgreich absolvierten Ausbildungsgrad - 2003
bis 2005)
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Von den 55 Tatern ist von 20 Tatern der Ausbildungsweg véllig unbekannt. Diese

Tater sind nicht in der Abbildung 35 enthalten. Von einem Tater war nur bekannt, dass er ein

160 Berke/Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S. 345.
18" Korbar/Aleksic, Geistig gestorte Brandstifter, Kriminalistik (1976) Nr. 21, S. 581.
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Universitatsstudium abgebrochen hat, da der restliche Bildungsweg jedoch nicht bekannt
war, ist auch dieser in der Abbildung 35 nicht erfasst worden. Ein Tater, der erst das
siebente Lebensjahr erreicht hatte, ist ebenfalls in der Abbildung 35 nicht aufgezeichnet, weil
er auf Grund des Alters die Volksschule noch nicht abgeschlossen hatte. Der Besuch eines
Gymnasiums konnte nur bei einem Tater festgestellt werden, dieser verlie} es aber nach
zweieinhalb Jahren und absolvierte die restliche Schulpflicht an einer Hauptschule mit einem
Hauptschulabschluss. Es ist kein Tater bekannt, der einen Schulabschluss auf einer AHS
erreicht hat.

Von den Tatern mit vollstandig bekanntem Bildungsweg haben 30,3% einen
Hauptschulabschluss als hochsten Schulabschluss. 42,4% der Tater haben einen
Berufsschulabschluss als hochsten Schulabschluss, wobei alle diese Tater ebenfalls einen
Hauptschulabschluss erreicht haben. Ein Tater hat nach der Berufsschule zusatzlich eine
Ausbildung zum Krankenpfleger gemacht. Zwei Tater haben nach dem Besuch der
Hauptschule und der Berufsschule noch die Meisterpriifung abgelegt. Zwei andere Tater
haben nach dem Besuch der Hauptschule auf eine HAK oder HBLA gewechselt und dort
einen Abschluss gemacht. Generell ist aber zu sagen, dass kein Tater mit bekanntem
Ausbildungsweg ein Hochschulstudium abgeschlossen hat.

In der Gsterreichischen Bevdlkerung (ab 15 Jahren) hatten im Jahr 2001 35,8% der
Bevodlkerung als hochste Ausbildung einen allgemeinen Pflichtschulabschluss. 34,1% der
Bevolkerung hatte eine Lehrlingsausbildung als héchsten Abschluss. 10,9% hatten einen
AHS oder BHS Abschluss und 5,8% hatten einen Universitdts- oder
Fachhochschulabschluss'®. Das Bildungsniveau des Taters ist daher im Vergleich als nieder

anzusehen.

Auch eine Studie aus Deutschland kam zu dem Ergebnis, dass die Tater eine geringe
schulische Bildung haben. 32,8% der Tater hatten weder einen Hauptschul- noch einen
Lernbehindertenabschluss. 42,5% der Tater hatten entweder nur einen Hauptschul- bzw.
Lernbehindertenabschluss'®. Eine Studie (ber Brandstifter in Belgrad kam zu dem
Ergebnis, dass ,in Bezug auf soziale Abstammung, soziale Lage, Bildung Tater des
untersuchten Materials vorwiegend die niedrigste Stufe einnehmen®. 25% der Befragten
besuchte die Schule nicht und waren auch nicht schreibkundig. Nur ein Tater legte die

Reifepriifung ab'®. Ebenso kam eine Studie aus New York (USA) zu dem Ergebnis, dass

162 STATISTIK AUSTRIA, Statistisches Jahrbuch Osterreichs — 2010 (2010), S. 57.
163 Barnett, Psychiatrie der Brandstiftung, S 86.
184 Korbar/Aleksic, Geistig gestorte Brandstifter, Kriminalistik (1967), Nr. 21, S. 579.
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Brandstifter eine geringe schulische Bildung haben. 4% der Tater schlossen das College ab.
63% hatten keinen Highschool-Abschluss'®.

10.2.5 FAMILIENSTAND

Untersucht wurde auch der Familienstand der Tater zum Tatzeitpunkt. Dabei wurde

unterschieden zwischen ledig, verheiratet, geschieden und verwitwet.

Abbildung 36: Familienstand
(Anzahl der Téater, eingeteilt nach ihrem Familienstand zum Tatzeitpunkt - 2003 bis 2005)
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Aus Abbildung 36 wird deutlich, dass 60,9% der Tater (mit bekanntem Familienstand)
zum Tatzeitpunkt ledig waren. 19,6% der Tater (mit bekanntem Familienstand) waren zum
Tatzeitpunkt verheiratet und 15,2% waren geschieden. 2001 waren in Osterreich 44,0% der
Bevolkerung verheiratet. 42,5% der Bevolkerung waren ledig, 7,1% verwitwet und 6,4%
waren geschieden'®. Im Vergleich ist zu sagen, dass deutlich mehr Brandstifter geschieden

oder ledig waren und wesentlich weniger Brandstifter verheiratet waren.

Auch eine Studie aus New York (USA) kam zu dem Ergebnis, dass 56% der Tater
ledig waren. Dort waren jedoch nur 7% der Tater verheiratet und 19% der Tater
geschieden'. Auch eine Studie aus Deutschland kam zu dem Ergebnis, dass 60,6% der
Tater ledig, jedoch nur 21,8% verheiratet waren'®. Hingegen waren in einer Studie aus

Niedersachsen 68,4% der Tater verheiratet'®.

1% Harmon/Rosner/Wiederlight, Women and Arson, Journal of Forensic Science (1985) Nr. 30, S. 472.

1% STATISTIK AUSTRIA, Familienstand 2001, Statistisches Jahrbuch Osterreichs - 2010 (2010), .

167 Harmon/Rosner/Wiederlight, Women and Arson, Journal of Forensic Science (1985) Nr. 30, S. 472.
'%8 Barnett, Psychiatrie der Brandstiftung, S 85f.

16% Berke/Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S 345.
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10.2.6 BESCHAFTIGUNG UND EINKOMMEN

Erfasst wurde die Beschaftigung, die der Tater zum Tatzeitpunkt ausibte. Sollte er
mehrere Taten zu unterschiedlichen Zeitpunkten begangen haben, so ist der Zeitpunkt als

Tatzeitpunkt maf3gebend, an dem die friheste bekannt gewordene Tat begangen wurde.

Abbildung 37: Ausgelbte berufliche Beschéaftigung der Tater
(Anzahl der Tater, eingeteilt nach der ausgetibten beruflichen Beschaftigung zum
Tatzeitpunkt - 2003 bis 2005)
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Bei funf Tatern war die Beschéaftigung zum Tatzeitpunkt unbekannt. Diese funf Tater
sind daher in der Abbildung 37 nicht enthalten. Aus der Abbildung 37 wird ersichtlich, dass
44,0% der Tater (mit bekannter Beschaftigung) zum Tatzeitpunkt keiner Beschaftigung
nachgingen. Sechs der Tater (12%) waren noch als Schiler oder Lehrlinge in der
Ausbildung. 24,0% der Tater gingen einer unselbstandigen Beschaftigung nach. Davon
waren elf Tater als Arbeiter beschaftigt, ein Tater war als Angestellter beschaftigt. Die
Definition eines Angestellten richtet sich nach dem Art. 1 § 2 des AngestelltenG'’®. Drei der
Tater, von denen die ausgelibte Beschaftigung dem Akt zu entnehmen war, waren
selbstandig als Landwirt oder Unternehmer. 14,0% der Tater mit bekannter Beschaftigung

waren bereits in Pension.

Unterscheidet man in der Untersuchungsgruppe zwischen mannlichen und weiblichen

Tatern, so verteilen sich diese wie folgt auf die Kategorien der Beschaftigung:

0 BGBI | 1921/292.
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Tabelle 19: Ausgeiibte berufliche Beschaftigung der Tater
(Aufteilung der Tater nach ihrer ausgelibten Beschaftigung zum Tatzeitpunkt - 2003 bis 2005)

Ohne Schuiler,
. Arbeiter Angestellt  selbstdndig Pensionist | Gesamt

Beschaftigung Lehrling
Tater & 17 1 3 39
Tater @ 5 - 11
Gesamt 22 10 1 3 7 50

Beim Vergleich der mannlichen und der weiblichen Tater wird deutlich, dass kein
weiblicher Tater einer selbstidndigen Beschaftigung nachging, wobei die absoluten Zahlen
bei den weiblichen Tatern gering sind. Wie bereits unter Abbildung 34 verdeutlicht ist, liegt
das Alter der meisten mannlichen Tater zum Tatzeitpunkt unter 40 Jahren. Hingegen war nur
ein weiblicher Tater unter 20 Jahre alt. Dies erklart auch warum kein weiblicher Tater Schuler
oder in einer Lehre war. Der Anteil an Tatern ohne Beschaftigung bei den Tatern, bei denen
dieser Umstand aus den Akten zu entnehmen war, lag bei den mannlichen Tatern bei 43,6%
und bei den weiblichen Tatern bei 45,5% und ist somit (geschlechtsspezifisch gesehen)
ausgeglichen. Hingegen sind bei den weiblichen Tatern keine mit einem
Angestelltenverhaltnis oder solche, die einer selbstandigen Beschaftigung nachgehen.
Prozentuell gesehen befanden sich mehr weibliche Tater in Pension als mannliche Tater,
auch wenn dies in absoluten Zahlen nicht so ist. Dies kann wieder auf die Altersverteilung

zuruckgeflhrt werden.

Das Einkommen der Tater lag im Durchschnitt bei € 738,18 netto im Monat. Das
Durchschnittseinkommen der mannlichen Tater lag bei € 768,48 und das der weiblichen
Tater bei € 669,44 netto im Monat. In dieser Berechnung wurde das Einkommen der Tater
mit unbekannten Einkommensverhaltnissen nicht berlcksichtigt, da dies nicht ziffernmaRig
erfasst werden konnte. Bei 13 Tatern war das Einkommen dem Akt nicht zu entnehmen.
Davon ging ein Tater einer selbstandigen Arbeit als selbstandiger Unternehmer nach. Funf
Tater gingen einer Beschaftigung als Arbeiter nach, bei weiteren Finf Tatern konnte das
Beschaftigungsverhaltnis nicht festgestellt werden. Ein Tater bezog Beihilfen (Notstandshilfe
etc.) und ein weiterer Tater hatte keine Beschaftigung. Es ist auf Grund der
Beschaftigungsverhaltnisse der Tater mit unbekannten Einkommen nicht darauf zu
schlieRen, dass diese ein besonders hohes Einkommen hatten. Ebenso wurden Schiiler
einkommensmafig nicht erfasst, da sie kein geregeltes Einkommen hatten, sondern nur
Zuwendungen durch die Eltern mit Taschengeldcharakter erhielten.

Als Einkommen wurde zunachst jener Betrag erfasst, den der Tater monatlich zur
Verfugung hatte, also auch Notstandshilfe. Da 22,0% der Tater Beihilfenempfanger von

Notstandshilfe, von Arbeitslosenbeziigen oder auch andere privater Beihilfen (z.B. Caritas)
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waren, ist das Einkommen bei der Berechnung zunachst gering ausgefallen. Nicht erfasst
wurden Zuwendungen durch Familienmitglieder oder auch Alimente. Ein Tater erhielt von der
Familie noch zusatzliche Unterstitzung und ein Tater erhielt vom geschiedenen Mann
zusatzlich zum Einkommen noch Unterhaltszahlungen.

Um das monatliche Einkommen weiter aufzuschlisseln und vergleichen zu kénnen,
war fir die Berufsgruppen der Lehrlinge, der Arbeiter, der Angestellten, der Unselbstandigen
und der Pensionisten das durchschnittliche Nettoeinkommen pro Monat in Euro separat zu

erfassen.

Tabelle 20: Einkommen der Tater
(durchschnittliches monatliches Nettoeinkommen der Téater — in Euro, aufgeteilt auf die
unterschiedlichen Beschaftigungsgruppen — 2003 bis 2005)

Lehrlinge Arbeiter Angestellte Selbstandig Pensionist
Mannlich @ 429 1.033,3 1.000 1.625 698,6
Weiblich & - 1.100 - - 820
Gesamt @ 429 1.042,9 1.000 1.625 7441
(in€)

Bei der Aufschlisselung zeigt sich, dass die weiblichen Tater in den Gruppen der
Arbeiter und der Pensionisten im Vergleich zu den mannlichen Tatern mehr Einkommen im
Monat zur Verfligung hatten. Dabei muss aber auf die geringen absoluten Zahlen bei den
weiblichen Tatern hingewiesen werden. Das Einkommen der weiblichen Tater konnte bei

einem weiblichen Arbeiter und bei drei weiblichen Pensionisten festgestellt werden.

Zum Vergleich der Daten wird das Nettojahreseinkommen der Pensionisten und der

unselbstandigen Erwerbstatigen aus 2003 bis 2005 herangezogen und auf das

Nettomonatseinkommen umgerechnet'"".

Tabelle 21: Monatliches Nettoeinkommen im Vergleich
(durchschnittliches Monatsnettoeinkommen — in Euro — der unselbstandigen Erwerbstatigen
und der Pensionisten im Jahr 2005 — Statistik AUSTRIA)

Unselbstandige Erwerbstatige (in €) Pensionisten (in €)
Manner 1.740,10 1.465,50
Frauen 1.122,25 990,00

" SATISTIK AUSTRIA, Allgemeiner Einkommensbericht 2008.
STATISTIK AUSTRIA, Lohnsteuerdaten — Sozialstatistische Auswertung 2008.
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Die Daten der STATISTIK AUSTRIA beziehen sich auf das Nettojahreseinkommen.
Das wurde ermittelt durch die Bruttojahresbeziige gemall § 25 EStG abzlglich der
einbehaltenen Sozialversicherungsbeitrdge und abziglich der einbehaltenen Lohnsteuer. Zur
Vergleichbarkeit wurden diese auf je ein Monat umgerechnet.

Die Daten zum Einkommen der Tater ergeben sich durch die Angaben der selbigen
und beziehen sich auf das Nettoeinkommen pro Monat. Inwieweit diese Angaben zutreffen,
kann im Rahmen dieser Dissertation nicht nachgeprift werden. Daher dient dieser Vergleich
der Daten zum Aufzeigen der ungefédhren Verhaltnisse zueinander. Auffallig ist, dass das
durchschnittliche Nettomonatseinkommen der Bevdlkerung, sowohl bei den Pensionisten als
auch bei den unselbstandigen Erwerbstatigen, wesentlich hdéher liegt als das

durchschnittliche Nettomonatseinkommen der Tater.

10.2.7 STAATSBURGERSCHAFT

Unter dem Begriff Nationalitdit wurde die Staatsangehodrigkeit der Tater zum

Tatzeitpunkt erfasst.

Abbildung 38: Nationalitat der Tater
(Anzahl der Tater, eingeteilt nach der Staatsbiirgerschaft der Tater zum Tatzeitpunkt -
2003 bis 2005)
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Bei funf Tatern war die Staatsangehdrigkeit dem Akt nicht zu entnehmen. Diese funf
Tater sind daher in der Abbildung 38 nicht enthalten. Aus der Abbildung 38 wird deutlich,
dass 80,0% der Tater mit bekannter Staatsblrgerschaft hatten eine 06sterreichische
Staatsblrgerschaft. Drei Tater mit bekannter Staatsburgerschaft hatten eine bosnische
Staatsbirgerschaft. Unter den sieben Tatern, welche die Restgruppe bilden, waren Tater mit
einer deutschen, thailandischen, tirkischen, bosnischen, mazedonischen, israelischen,

polnischen und einer Staatsbirgerschaft des ehemaligen Jugoslawien vertreten.
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10.2.8 GEBURTSORT UND WOHNSITZ

67,2% der Tater wurden in Osterreich geboren. Bei 11% der Téater ist der Geburtsort
unbekannt. 21,8% der Tater wurden nicht in Osterreich geboren, sondern in Deutschland,
Polen, Bosnien, Sarajevo, Russland, Slowakei, Russland, Serbien, Israel, Mazedonien oder
Thailand.

85,5% der Tater hatten ihren Wohnsitz zum Tatzeitpunkt innerhalb von Osterreich.
Ein Tater hatte seinen Wohnsitz auRerhalb von Osterreich. Bei 5,5% der Tater konnte der
Wohnsitz zum Tatzeitpunkt nicht ermittelt werden. 7,3% der Tater hatten zum Tatzeitpunkt

keinen standigen Wohnsitz.

80,0% der Tater begingen die Straftat an ihrem Wohnort. Damit ist nicht die
Wohnadresse erfasst worden, sondern der Ort, in dem auch der Wohnsitz gelegen ist.
Unterstandslose, die in Wien aufhaltig waren und ihre Tat in Wien begangen haben, wurden
ebenfalls zu dieser Gruppe gezahlt, auch wenn sie keinen standigen Wohnsitz im rechtlichen
Sinn haben. Bei 14,5% der Tater war der Tatort nicht im Wohnort gelegen. Bei 5,5% der
Tater konnte dieser Zusammenhang nicht festgestellt werden.

Dieser Zusammenhang verteilt sich wie folgt auf die Landesgerichtssprengel:

Tabelle 22: Tatort und Wohnort der Tater
(Anzahl der Tater, die die Straftat der versuchten oder vollendeten Brandstiftung im bzw.
nicht im eigenen Wohnort begingen - 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien Gesamt
Tatort liegt beim Wohnort 12 4 28 44
Tatort liegt nicht beim Wohnort 6 2 0 8
unbekannt 2 0 1 3

Besonders auffallig ist das Verhaltnis vom Tatort zum Wohnort des Taters, bei Tatern
mit bekanntem Wohnsitz in Wien und in Innsbruck. In Innsbruck hatten 66,7% der Tater die
Tat innerhalb ihres Wohnortes gesetzt. Dieser Anteil ist (sehr) signifikant hoher als der Anteil
der Téter, die nicht innerhalb ihres Wohnortes die Tat begangen haben'? Obwohl in
Salzburg auch 66,7% der Tater die Tat innerhalb ihres Wohnortes begangen haben, ist
dieser Anteil der Tater nicht signifikant hoher als der Anteil der Tater, welche die Tat nicht
innerhalb ihres Wohnortes veriibten'. Dies ist auf die geringen absoluten Zahlen

zurtckzufihren.

'"2 Die Irrtumswahrscheinlichkeit betragt 0,2%; p=0,002; X*= 67,3.
' Die Irrtumswahrscheinlichkeit betragt 41%; p=0,414; X*= 0,667.

95



Da Wien sowohl Tatort als auch Wohnort gleichzeitig ist, da sich der
Landesgerichtssprengel nur auf die Stadt Wien erstreckt, war der Tatort immer innerhalb des
Wohnortes. Um dennoch einen Vergleich der Wohnorte und der Tatorte fur den
Landesgerichtssprengel Wien differenziert erheben zu kénnen, wird innerhalb von Wien auf
die Ebene der Bezirke abgestellt. Auf Ebene der Bezirke in Wien konnte bei sieben Tatern
nicht festgestellt werden, ob sich der Tatort im selben Bezirk wie der Wohnort befunden hat,
da es sich zum Teil um Obdachlose gehandelt hatte. Bei 21 Tatern konnte dieses Verhaltnis
erhoben werden. Bei 90,5% der Tater lag der Tatort in demselben Bezirk, in dem der Tater
auch seinen Wohnort hatte. 9,5% der Tater legten den Brand nicht in demselben Bezirk, in
dem sie auch den Wohnort hatten. Stellt man diese Anteile gegentber, so ist die Verteilung

hochst signifikant'™.

Auch andere Studien kamen zu dem Ergebnis, dass Brandstifter meistens in der
Nahe ihres Wohnortes die Taten vertbten. In einer Studie aus Niedersachsen (Deutschland)
wurden 76,4% der Taten am festen Wohnsitz des Taters veriibt'”>. Eine Studie aus der
Steiermark (Osterreich) konnte feststellen, dass in 90,2% Taten der Tatorte héchstens zwei
km von der Unterkunft der Tater entfernt waren. In 36% der Taten war der Tatort weniger als

500m von der Taterunterkunft entfernt'”®

. Auch eine Berliner Studie (Deutschland) kam zu
dem Ergebnis, dass die Taten meist in unmittelbarer Ndhe zum Wohnsitz des Taters

begangen werden'’’.

10.2.9 VORSTRAFEN

56,4% der Tater hatten zum Tatzeitpunkt keine Vorstrafen. Hierbei wurden auch
Vorstrafen im Ausland einbezogen, wenn die Tathandlung auch nach den Osterreichischen
Gesetzen unter Strafe gestellt war. Ein Tater ohne Vorstrafen war bereits zum Tatzeitpunkt
der erhebenden Behorde als friherer Tater bekannt, hatte jedoch auf Grund des Alters (da
er noch strafunmindig war) noch keine Vorstrafen. Bei funf Tatern war nicht bekannt, ob sie
Vorstrafen hatten. 34,5% der Tater hatten zum Tatzeitpunkt mindestens eine Vorstrafe.

Aus einer Studie Uber Brandkriminalitdt geht hervor, dass im Jahr 2004 49,7% aller
gerichtlich verurteilten Straftater zumindest eine Vorstrafe hatten. Es hatten in Osterreich
2004 60% aller wegen vorsatzlicher Brandstiftung Verurteilten zumindest eine Vorstrafe.

Dies liegt (iber dem Vergleichswert der Gesamtkriminalitat'’®.

7% Die Irrtumswahrscheinlichkeit liegt unter 1%; p<0,001, x%=20,12.

'"> Berke/Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S. 348.

176 Tegel, Serienbrandstiftungen in der Steiermark, Kriminalistik (1971) Nr. 25, S. 540.

' Bondi, Kriminelle Feuerteufel?, Kriminalistik (2006), Nr. 60, S. 111.

'8 Birklbauer/Hirtenlehner, Die Entwicklung der Strafenpraxis bei Brandkriminalitat, S. 54.

96



Es wurde auch erfasst, wie viele Vorstrafen zum Tatzeitpunkt bereits bestanden

haben. Dies wurde wie folgt grafisch dargestellt.

Abbildung 39: Vorstrafen der Tater
(Anzahl der Tater, eingeteilt nach der Anzahl ihrer Vorstrafen — 2003 bis 2005)
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Der Abbildung 39 ist zu entnehmen, dass von den Téatern, die zum Tatzeitpunkt
bereits vorbestraft waren, 52,6% der Tater nicht mehr als zwei Vorstrafen zum Tatzeitpunkt
hatten. 31,6% Téater, die zum Tatzeitpunkt bereits vorbestraft waren, hatten zum Tatzeitpunkt
bereits mehr als sieben Vorstrafen. Ein Tater hatte bereits zwolf Vorstrafen zum

Tatzeitpunkt.

Auch aus anderen Studien ergibt sich, dass zwischen 47,5% und 75,5% der Tater
keine Vorstrafen zum Zeitpunkt ihrer Tat hatten. Eine Studie aus Sachsen und Nordrhein-
Westfalen (Deutschland) kam zu dem Ergebnis, dass 75,5% der Tater vor der Tat nicht
vorbestraft waren'’. In einer Studie aus Erlangen (Deutschland) waren 47,5% der Tater zum
Tatzeitpunkt ohne Vorstrafen'®. Eine Studie aus Niedersachsen (Deutschland) kam zu dem
Ergebnis, dass 53,8% der Tater vor der Tat keine Vorstrafe hatte'. 61,2% der Téter in einer

Salzburger Studie (Osterreich) waren zum Tatzeitpunkt nicht vorbestraft'®,

In  der Untersuchungsgruppe umfassten die Vorstrafen der Tater die
unterschiedlichsten Deliktsbereiche. Um die Vorstrafendelikte zu erfassen werden sie
eingeteilt in strafbare Handlungen gegen Leib und Leben, strafbare Handlungen gegen die
Freiheit, strafbare Handlungen gegen fremdes Eigentum, Gemeingefahrliche strafbare
Handlungen, strafbare Handlungen gegen die Umwelt und strafbare Handlungen gegen die

sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung. Die Einteilung unter diese Gruppierungen

' Neubacher, fremdenfeindliche Brandanschlage, Monatsschrift der Kriminologie (1999) Nr. 82, S 7.

180 Rechlin/Weis, empirische Befunde bei Brandstiftern, Nervenarzt (1992) Nr. 63, S 686.

181 Berke/Miiller, 500 Brandstifter und ihre Taten, Kriminalistik (1966) Nr. 20, S 346.

'82 | aubichler/Kiihberger/Sedimeier, ,Pyromanie und Brandstiftung, der Nervenarzt (1996) Nr. 67, S.
778.
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orientiert sich jeweils nach den Abschnitten des StGB. Hier soll erfasst werden, aus welchem

Abschnitt des StGB die meisten Vorstrafen stammen.

Abbildung 40: Art der Vorstrafen
(Anzahl der Vorstrafen eingeteilt nach dem Abschnitt des StGB dem die Vorstrafen
zugehorig sind - 2003 bis 2005)
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19 der Tater waren bereits vorbestraft. Addiert man die Vorstrafen dieser Tater so
erhalt man 88. Einige Tater wiesen eine Vorstrafe wegen mehrerer Delikte auf, die nicht zum
selben Abschnitt des StGB gehdrten, Wenn eine Vorstrafe auf mehrere begangene Delikte
basiert, dann wurde erfasst, aus welchem Abschnitt diese stammen. Wenn die Delikte aus
mehreren Abschnitten des StGB stammten, so wurde jeder Abschnitt extra gezahlt. Wenn
die Delikte aus demselben Abschnitt stammten, so wurde dieser Abschnitt nur einmal
gezahlt.

Die Abbildung 40 zeigt, dass 37,6% der Vorstrafen aus dem Bereich gegen Leib und
Leben stammten. Hier waren sowohl Fahrlassigkeitsdelikte und Vorsatzdelikte umfasst.
18,3% der Vorstrafen stammten aus dem Abschnitt der strafbaren Handlungen gegen die
Freiheit. 59% davon wegen Noétigung gemaly §§ 105ff StGB und 41% davon wegen
gefahrlicher Drohung gemaR § 107 StGB. 31,2% der Vorstrafen stammen aus dem Abschnitt
der strafbaren Handlungen gegen fremdes Vermdgen. Jeweils drei der Vorstrafen stammen
aus dem Bereich der strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integritat und
Selbstbestimmung sowie aus dem Abschnitt der gemeingefahrlichen strafbaren Handlungen
und den strafbaren Handlungen gegen die Umwelt. Alle Vorstrafen aus dem Abschnitt der
gemeingefahrlichen strafbaren Handlungen und der strafbaren Handlungen gegen die
Umwelt fallen unter § 169 StGB. Diese Vorstrafen entfallen auf drei verschiedene Tater. Nur
einer von diesen Tatern hatte ausschliel3lich eine Vorstrafe, diese wegen mehrfacher
versuchter Brandstiftung. Die anderen zwei Tater hatten neben der Vorstrafe wegen

Brandstiftung auch noch andere Vorstrafen aus dem Bereich der Vermogensdelikte, der
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Delikte gegen Leib und Leben und der Delikte gegen die Freiheit. 6,5% der Vorstrafen sind
unter dem Restbestand zusammengefasst worden. Die Vorstrafen der Restgruppe betrafen
VerstoRe gegen das SMG'® und strafbare Handlungen gegen die Zuverldssigkeit von

Urkunden und Beweismitteln, gegen die Staatsgewalt und gegen den 6ffentlichen Frieden.

Bondl weist in einer Studie aus dem Jahr 2006 darauf hin, dass die Annahme, dass
Brandstifter deliktstreu handeln Uberholt sei. Die Theorien, dass Brandstifter Taten aus einer
Affinitdt zum Feuer begehen und auf Grund einer Aggressionshemmung
zwischenmenschliche Konfrontationen meiden und ihre Aggressionen auf Gegenstande
richten, wurden bereits durch mehrere aktuellere Studien widerlegt'®. So haben Téter in

diesen Studien einmal zu 24,3% und einmal zu 71% bereits andere Delikte begangen'®.

10.2.10 BEZIEHUNG ZzUM TATOBJEKT

Hier wurde erfasst, ob der Tater in einer Beziehung zum Tatobjekt stand oder ob er
sich die Tatobjekte rein zufallig aussuchte. Das Bestehen von Eigentums-, Miet- oder
Pachtverhaltnissen zu dem Tatobjekt wurde als Beziehung zum Tatobjekt gewertet. Oder
auch ob das Tatobjekt im Eigentums- oder Mietverhaltnis zu einem Verwandten oder
Bekannten stand. Nicht in einer Beziehung stehende Tatobjekte sind solche, die zufallig
durch den Tater ausgewahlt wurden und diesem daher ,fremd“ und bezugslos sind. Es
werden zur Veranschaulichung einige Anlasstaten aus den Akten herangezogen und
bewertet:

e Der Tater zindete das Haus seiner Mutter an, in dem er ebenfalls wohnte.
Hier liegt eine Beziehung des Taters zum Tatobjekt vor.

o Dass der Tater das Gebaude regelmalig aufsuchte, weil dort ein kostenfreier
Internetzugang geboten wurde, wurde als Beziehung zum Tatobjekt gewertet.

o Der Tater wollte eine Tankstelle und einige Autos explodieren sehen. Diese
Tatobjekte wahlte er zufallig aus. Er stand in keiner Beziehung zu den
ausgewahlten Tatobjekten.

e Dass das Tatobjekt in der naheren raumlichen Umgebung der Wohnung des
Taters gelegen war, wurde nicht als Beziehung zum Tatobjekt gewertet, da

sich meist sehr viele potentielle Tatobjekte im raumlichen Umfeld befinden.

'3 BGBI 1997/112.

Bondl, Kriminelle Feuerteufel?, Kriminalistik (2006) Nr. 60, S. 110; Neubacher, Die
fremdenfeindlichen Brandanschldage nach der Vereinigung, Monatsschrift fir Kriminologie und
Strafrechtsreform (1992) Nr. 82, S. 6f; Ritchie/Huff, Psychiatric aspects of arsonists, Journal of
Forensic Science (1999) Nr. 44, S. 733ff.
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Es wurde daher bei allen Tatern erfasst, ob eine Beziehung zum Tatobjekt bestand

und dies grafisch veranschaulicht.

Abbildung 41: Beziehung des Taters zum Tatobjekt
(Anzahl der Téater, eingeteilt nach der Beziehung des Taters zum Tatobjekt — 2003 bis
2005)
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Aus Abbildung 41 wird deutlich, dass 74,5% der Tater in einer Beziehung zum
Tatobjekt standen. 25,5% der Tater wahlten das Tatobjekt rein zufallig aus oder hatten zu

diesem keinen Bezug.

Es wurde anschlieRend auch erfasst welcher Natur diese Beziehung war. Dabei
wurde unterschieden zwischen eigentumsahnlichen Beziehungen, familidare Beziehungen
und Beziehungen die durch das Beschaftigungsverhaltnis entstanden sind. Als
eigentumsahnliches Verhaltnis zum Tatobjekt wurden unter anderem diese Anlasstaten
gewertet:

o Der Tater ziindete das Haus an, an dem er Miteigentumsanteile besal3.

e Der Mieter zindete die Mulltonnen im Stiegenhaus des Wohnhauses an, in
dem er seine Mietwohnung hatte.

e Der Geschaftsfuhrer einer Firma zindete aus versicherungstechnischen
Grinden das Warenlager der Firma an zwei Stellen mittels
Brandbeschleuniger an. Da dieser Geschaftsfuhrer eher als Eigentimer als
ein Angestellter zu behandeln war, wurde seine Beziehung zum Tatobjekt
auch als eigentumsahnlich eingestuft.

Als eine familiare oder bekanntschaftliche Beziehung zum Tatobjekt wurden die
Anlasstaten dann gewertet, wenn der Tater durch den Familien-, Freundes- oder
Bekanntenkreis Zugang zum Tatobjekt bekam oder dieses Tatobjekt ausschlieRlich auf
Grund dieser familidren Beziehung in Brand steckte. Als solches Verhaltnis wurden folgende

Anlasstaten gewertet:
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e Der Tater zindete das Haus seiner Lebensgefahrtin an.

e Der Tater verschaffte sich Zugang zur Wohnung seiner Mutter und leerte
Parfum Uber die Vorhange im Wohnzimmer. Diese setzte er anschliefend in
Brand.

Es kam aber auch vor, dass der Tater auf Grund seiner Arbeit einen Bezug zum
Tatobjekt hatte. Dies wurde auch dann angenommen, wenn das Arbeitsverhaltnis bereits
zum Tatzeitpunkt beendet war.

o Nachdem der Arbeithnehmer wegen depressiven Zustanden frihzeitig

pensioniert wurde, beschloss er die ehemalige Arbeitsstatte anzuzinden.

Die Tatobjekte, zu denen der Tater eine Beziehung hatte, wurden anhand der
Beziehung des Taters zum Tatobjekt nach den obigen Kriterien eingeteilt. Es ergab sich

folgende Verteilung:

Abbildung 42: Art der Beziehung des Taters zum Tatobjekt
(Anzahl der Tater mit Beziehung zum Tatobjekt, eingeteilt nach der Art dieser Beziehung -
2003 bis 2005)
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Aus Abbildung 42 ergibt sich, dass 65,9% der Tater, die in einer Beziehung zum
Tatobjekt standen, zum Tatobjekt eine Stellung als Eigentimer, als Pachter oder als Mieter
hatten. Zwei Tater, die eine Beziehung zum Tatobjekt hatten, standen durch ihr
Arbeitsverhaltnis in einer Beziehung zum Tatobjekt. 19,5% der Tater standen in einer
familiaren oder bekanntschaftlichen Beziehung zum Tatobjekt. Vier Tater standen in einer
sonstigen Beziehung zum Tatobjekt. Eine sonstige Beziehung wurde bei den folgenden
Anlasstaten angenommen:

e Ein Tater der zwangsweise in einer Klinik oder in einer Justizanstalt
untergebracht war, stand in einer sonstigen Beziehung zum Tatobjekt, wenn

er seine eigenen Betten dort anziindete.
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e Wenn der Tater eine Bar anziindete, weil er nicht wollte, dass seine Frau an
einem solchen Arbeitsplatz als Prostituierte arbeitet, ohne dass er daran

mitverdient, so steht er in einer sonstigen Beziehung zum Tatobjekt.

10.2.11 BRANDMELDER UND BRANDLOSCHER

Gelegentlich traten Brandstifter auch als Brandmelder oder Brandléscher bei ihren
selber gelegten Branden auf. FUnf Tater haben selbst den gelegten Brand geldscht oder dies
zumindest versucht. Davon haben zwei Tater die Brande eigens gelegt um sie anschlie3end
selber l6schen zu kdnnen. Beide Tater waren bei der freiwilligen Feuerwehr tatig. Eine
Vielzahl von Feuerwehrleuten, die eigene Brande legen um sie selber wieder zu I6schen,
konnte in der Datenmenge Uber drei Jahre nicht festgestellt werden. Die zwei Tater, die
Mitglied bei der freiwilligen Feuerwehr waren, machten 3,6% der gesamten Taterschaft aus
und legten den Brand Uberdies gemeinsam. Die drei anderen Tater haben versucht den
Brand selber wieder zu l6schen. 20,0% der Tater haben den selbst gelegten Brand der
Feuerwehr oder anderen Personen gemeldet. Bei drei Tatern konnte nicht festgestellt

werden, ob sie versucht haben den selber gelegten Brand anderen zu melden.

10.2.12 PSYCHISCHE AUFFALLIGKEITEN

Es konnte unter den Tatern beobachtet werden, dass bereits vor Begehung der Tat
psychische Auffalligkeiten des Taters zu erkennen waren oder bereits erkannt worden sind.
Dies war unter anderem bei folgenden Tatern zu beobachten.

e Der Tater litt an einer paranoiden Schizophrenie und war deswegen schon in
mehrfacher arztlicher Behandlung. Er wurde auch schon mehrmals nach
dem Unterbringungsgesetz behandelt.

e Der Tater litt an Depressionen und Angstzustanden. Er stand unter arztlicher
und medikamentdser Behandlung.

e Der Tater wurde bereits nach § 169 StGB verurteilt. Er erhielt die Weisung
gemal § 51 StGB sich in psychotherapeutische Behandlung zu begeben und

Medikamente gegen seine Aggressionszustande einzunehmen.

Bei 54,5% der Tater konnten dem Akt psychische Auffalligkeiten enthommen werden.
Darunter wurden sowohl Abhangigkeiten von Suchtmitteln gemal den Bestimmungen des
SMG, Besachwalterungen, Intelligenzminderungen, affektive Stoérungen (Depressionen,
Manien etc.) und Wahnvorstellungen erfasst. Auch langjahrige Therapieaufenthalte, sowohl

ambulant als auch stationar, wurden als psychische Auffalligkeit mit umfasst. Eine genaue
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Aufschlisselung der einzelnen psychischen Auffalligkeiten konnte nicht erfolgen, da die
psychischen Auffalligkeiten in den Akten nicht hinreichend definiert wurden, um sie sinnvoll

zu subsumieren.

Eine psychiatrische Vorgeschichte bei 60% der Tater wurde in einer britischen Studie
nachgewiesen. Dort waren die Tater bereits in psychiatrischer Behandlung. 14% der Tater
wurden bereits medikamentds behandelt. Der Anteil von psychischer Vorbelastung bei
weiblichen Tatern mit 70% war hdher als der Anteil von psychischen Vorbelastungen bei
mannlichen Tatern mit 56%'®. Eine Studie aus Berlin zeigte auf, dass psychisch gesunde
Tater im Durchschnitt statistisch jinger sind, als psychisch kranke Tater. Dies wurde vor
allem durch eine im Alter eintretende Demenz erklart. Der Anteil an weiblichen Tatern war in
der Gruppe der psychisch kranken Tater deutlich hoher als bei den psychisch gesunden
Tatern (7% zu 20%)"®".

Durch die ICD-10"® (International Statistical Classification of Diseases and Related
Health Problems der WHO) und die DSM-IV-R'" (Diagnostic and Statistical Manual of
Mental Disorders der American Psychiatric Association) erhalt das Krankheitsbild der
,Pyromanie“ eine einheitliche, internationale Definition. Unter Pyromanie ist eine krankhafte
Veranlagung zur Brandlegung, namlich eine Stérung der Impulskontrolle zu verstehen'. Die
Pyromanie ist nach der Definition des DSM-IV-R das:

- absichtliches und gewolltes Feuerlegen bei mehr als einer Gelegenheit,

- wenn grof3e Anspannung und Erregung vor der Tat herrscht,

- Faszination, Interesse, Neugierde oder eine Anziehung zu dem Feuer oder der
damit verbundenen Situation vorliegt,

- Intensives Vergnigen, Entspannung oder Erleichterung wahrend der Brandstiftung
auftritt,

- die Tat nicht aus finanziellen Griinden, Rachegeliisten, Verdeckung einer Straftat

oder infolge von Wahn oder Halluzinationen begangen wird und

'8 pyri/Baxter/Cordess, Characteristics of fire-setters, British Journal of Psychiatry (1995) Nr. 116, S.

393.

'¥7 " Barnett/Richter, Zur Kriminalprognose psychisch kranker Brandstifter, Monatsschrift fur

Kriminologie und Strafrechtsreform (1995) Nr. 78, S. 333.

'8 Dilling/Mombour/Schmidt/Schulte-Markwort, Internationale Klassifikation psychischer Stérungen-
ICD 10%, S. 238.

Sass/Witchen/Zaudig, Diagnostisches Manual psychischer Stérungen DSM IV*, S. 733.

1% Knecht, Zur psychiatrische Begutachtung von Brandstiftern, Archiv fiir Kriminologie (2005) Nr. 215,

S. 138; Knecht, Brandstiftung und ,Pyromanie®, Kriminalistik (2005) Nr. 59, S. 312; aM

Laubichler/Kihberger/Sedimeier ,Pyromanie“ und Brandstiftung, Nervenarzt (1996) Nr. 67, S. 779,

dort wird der Begriff fur eine wissenschaftliche Untersuchung als zu eng angesehen.
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- die Feuerlegung nicht durch eine Stérung des Sozialverhaltens, eine manischen

Episode oder eine antisoziale Persdnlichkeitsstérung erklart werden kann.

Jedoch leidet nur ein Teil der Brandstifter an einer psychischen Stérung. Von diesen
erfillen jedoch nur wenige die Kriterien der Pyromanie, weswegen davon auszugehen ist,

dass nur sehr wenige Tater eine krankhafte Veranlagung zur Brandlegung haben™'.

10.2.13 EINFLUSSE VON SUCHTMITTELN ZUM TATZEITPUNKT

Auch erfasst wurde der Einfluss von Alkohol, Drogen und/oder Medikamenten zum

Tatzeitpunkt.

Alkoholeinfluss:

38,2% der Tater standen zum Tatzeitpunkt unter Alkoholeinfluss oder haben vor der
Tat Alkohol zu sich genommen. Bei 16,4% der Tater ist unbekannt, ob sie zum Tatzeitpunkt
unter Alkoholeinfluss standen.

Bei 52,3% der Tater, die zum Tatzeitpunkt unter Alkoholeinfluss standen, wurden
Angaben Uber den Grad der Alkoholisierung gemacht. Die Alkoholisierung der Tater wurde
als mittelstark bis stark eingestuft (diese Einstufung erfolgte durch den Amtsarzt). Der
hochste Blutalkoholwert lag bei 4,6%o.

Eine Salzburger Studie (Osterreich) lber psychiatrisch begutachtete Tater kam zu
dem Ergebnis, dass 68,0% der Tater zum Tatzeitpunkt alkoholisiert waren. Davon waren
77,1% der Tater alkoholkrank'®?. Dieses Ergebnis wird durch eine Studie aus den USA
bestatigt. Dort konnte bei 42% der mannlichen Tater und bei 40% der weiblichen Tater ein
Alkoholmissbrauch nachgewiesen werden'®. Eine Studie aus Erlangen (Deutschland) zeigte
ebenfalls, dass 65% der Tater zum Tatzeitpunkt alkoholisiert waren. 47% der Tater, die mehr

als eine Brandstiftung begangen haben, waren zum Tatzeitpunkt nicht alkoholisiert'".

Suchtmitteleinfluss nach dem SMG:

61,8% der Tater standen zum Tatzeitpunkt nicht unter dem Einfluss von Suchtmitteln
nach dem SMG. Bei 32,7% der Tater war nicht bekannt, ob sie zum Tatzeitpunkt unter dem

Einfluss von Suchtmitteln nach dem SMG standen. 5,5% der Tater standen unter dem

¥ Knecht, Brandstiftung und ,Pyromanie®, Kriminalistik (2005) Nr. 59, S. 314.

192 | aubichler/Kiihberger/Sedimeier, ,Pyromanie“ und Brandstiftung, Nervenarzt (1996) Nr. 67, S. 777.
'9% pyri/Bexter/Cordess, Characteristics of fire-setters, British Journal of Psychiatry (1995) Nr. 166, S.
394,

194 Rechlin/Weis, Empirische Befunde bei Brandstiftern, Nervenarzt (192) Nr. 63, S. 686.
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Einfluss von Suchtmitteln nach dem SMG, zwei Tater unter dem Einfluss von Kokain. Bei
einem Tater war nicht aktenkundig, welche Art von Suchtmitteln nach dem SMG er zu sich

genommen hatte.

Medikamenteinfluss:

58,2% der Tater standen zum Tatzeitpunkt nicht unter dem Einfluss von
Medikamenten. Davon sollten 9,4% Medikamente wegen Depressionen einnehmen. Die
Medikation hatten sie jedoch vor der Tat eigenméachtig abgesetzt. Bei 30,9% der Tater war
nicht bekannt, ob sie zum Tatzeitpunkt unter dem Einfluss von Medikamenten standen.
10,9% der Tater standen unter dem Einfluss von Medikamenten. Die Tater, die unter dem

Einfluss von Medikamenten standen, nahmen ebenfalls Alkohol zu sich.

10.2.14 MoTiv

Das Motiv ist der Beweggrund, der den Tater zu seiner Tat veranlasst und ist fir die
Phanomenologie des Taters ein wichtiger Bestandteil, da sich immer die Frage aufwirft,
warum der Tater so gehandelt hat. Dennoch soll an dieser Stelle darauf hingewiesen
werden, dass sich die Beweggriinde des Taters fir seine Tat in seinem Inneren abspielten.
Daher basieren die Erkenntnisse Uber das Motiv des Taters ausschlielRlich auf den Angaben
des Taters, die im Akt zu entnehmen waren. Dies ohne die Moglichkeit seine Beweggrinde
inhaltlich zu verifizieren oder zu falsifizieren. Auch ist zu bedenken, dass nur ein gestandiger
Tater Angaben Uber sein Motiv macht, da solche Angaben das Begehen der Tathandlung
vorwegnimmt. Hingegen kann das Motiv der Tat auch durch das Gericht festgestellt werden,
wie es beim Vorliegen eines Versicherungsmissbrauchs in Tateinheit mit einer Brandstiftung
der Fall sein kann.

Das Motiv wurde eingeteilt in aggressive Motive (Arger, Rache oder Frustration),
Versicherungsmissbrauch,  Verdeckung einer anderen  Straftat, Depressionen,
Wahnvorstellungen, Langeweile bzw. jugendlicher Leichtsinn und aus Prestigegrinden. Bei
der Durchsicht der Akten ist aufgefallen, dass kaum ein Motiv dem anderen gleicht. Durch
diese Einteilung soll jedoch dennoch eine Auswertung moglich gemacht werden.

Das aggressive Motiv umfassen sowohl den Arger iber bestimmte Personen als auch
Uber Umstande. Situationen, denen ein Streit vorausgegangen ist, aus denen die Tat
resultierte, wurden auch zu dieser Kategorie gezahlt. Zu dieser Kategorie wurden unter
anderem folgende Anlasstaten gewertet:

e Der Tater wollte seine Freundin ,dort treffen, wo es weh tut‘ und hat ihre
Wohnung an mehreren Stellen angeziindet, nachdem er ihr Baby aus der

Wohnung entfiihrte und mitten im Winter in eine Miilltonne abgelegt hatte.
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o Der Tater argerte sich Uber die Kinderbeschneidung bei Juden und wollte
durch eine Straftatserie, die aus Sachbeschadigungen und versuchten
Brandanschlagen bestand, in der Offentlichkeit auf dieses ,Problem*
aufmerksam machen.

Mit dem Motiv des Versicherungsmissbrauchs handelt, wer sich mit dem Vorsatz sich
oder einem anderen zu Unrecht Versicherungsleistungen zu verschaffen, Gegenstande
anzindet und dadurch vorsatzlich eine Feuersbrunst verursacht oder dies zumindest
versucht. Falle des versuchten oder vollendeten Versicherungsbetruges sind ebenfalls unter
dieser Gruppierung enthalten, da der Versicherungsbetrug den Versicherungsmissbrauch
konsumiert.

o Der Tater hatte binnen kurzer Zeit die Versicherungssumme verdreifacht und
daraufhin verteilte er neben Propangasflaschen Brandbeschleuniger in seiner
Lagerhalle und setzte diese in Brand.

Verdeckung einer anderen Straftat liegt dann vor, wenn der Tater die Feuersbrunst
verursachen méchte um dadurch das Bekanntwerden einer anderen Straftat zu verhindern.
Das war bei dieser Anlasstat der Fall:

e Der Tater bekam € 7.238 zu Aufbewahrung fur den Tresor in seinem Zimmer.
Er behielt das Geld fir sich und ziindete das Zimmer an um das Geld
unentdeckt behalten zu kénnen.

Depressionen als Tatmotiv liegen vor, wenn der Tater die Feuersbrunst auf Grund
von Depressionen verursacht hatte oder wenn er sich durch Feuer umbringe wollte und
dadurch das Verursachen einer Feuersbrust billigend in Kauf nahm.

o Der Tater ziindete einen Mistkiibel und 2 Zeitungsstapel in verschiedenen
Raumlichkeiten an und liel die Flammen des Gasherdes in der Absicht
brennen sich umzubringen. Zudem schnitt er sich noch die Pulsader auf.

Einige Tater setzten auf Grund von Wahnvorstellungen Handlungen zur
Verursachung einer Feuersbrunst. Auch von Wahnvorstellungen wurde ausgegangen, wenn
der Tater in der Feuersbrunst den letzten Ausweg sah, sich gegen seine Wahnvorstellungen
zur Wehr zu setzen. Zu dieser Kategorie wurden folgende Anlasstaten gewertet:

o Der Tater zindete die Wohnung an, weil seine Freundin ihn dort mit einem
anderen Mann betrogen hatte und er die Wohnung deshalb von ,negativen,
sexuellen Energien® reinigen musste.

o Der Tater musste den Brand auf Grund einer ,héheren Macht* legen. Nach
dem er seit 20 Monaten Stimmen horte, die ihn aufforderten bei ihnen zu
bleiben, womit sie ihn auf seinen schlechten Lebenswandel aufmerksam

machten, sah er keinen anderen Ausweg, als die Wohnung anzuziinden.
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Von jugendlichem Leichtsinn wird ausgegangen, wenn der Tater das Schadensfeuer
verursachte, um Autos explodieren zu sehen oder um zusehen wie ein Haus abbrennt.
Charakteristisch dafur ist, dass dieser Tater ein jugendliches Alter hatte und nicht alleine
handelte, sondern das Feuer im Beisein von anderen Jugendlichen gelegt wurde.

o Der Tater ziindete eine Kerze in einem Zimmer eines Hauses an und steckte
diese in einen Hohlraum in einem Holzpfosten. Anschliel3end legte er ein Tuch
Uber den Holzpfosten und das Tuch begann zu brennen. Es entwickelte sich
ein Vollbrand. Das Dach stirzte ein.

Unter dem Verursachen der Feuersbrunst Prestigegriinden wurde zusammengefasst,
dass das Schadensfeuer deshalb gelegt wurde der Tater unter Mithilfe bei Loscharbeiten
Anerkennung erhalt.

o Der Tater legte gemeinschaftlich mit einem anderen Tater das Feuer in einer
Scheune, das sie anschlielend mit der freiwilligen Feuerwehr, in der sie

ebenfalls tatig waren, wieder I6schten.

Das Motiv des Taters wurde den oben genannten Kriterien zugeordnet und

anschlieRend grafisch dargestellt:

Abbildung 43: Motiv des Taters
(Anzahl der Téater, eingeteilt nach ihren Motiven fiir die Tatbegehung — 2005)

2

3

B aggressives Motiv

B Versicherungsmissbrauch
19 B Verdeckung einer Straftat
m Depression

@ Wahnvorstellung

O jugendlicher Leichtsinn

@ Prestigegriinde

n=43

Bei zwolIf Tatern konnten keine Riickschllisse auf das Motiv gezogen werden. Diese
sind daher in der Abbildung 43 nicht enthalten. Aus der Abbildung 43 wird ersichtlich, dass
44.2% der Tater die Feuersbrunst auf Grund von aggressiven Motiven verursachten. 32,6%
der Tater begingen die Anlasstat auf Grund von Depressionen oder Wahnvorstellungen.
16,3% der Tater litten an Depressionen und wollten sich durch das Feuer das Leben

nehmen, was allerdings keinem dieser Tater gelungen ist. Vier Tater nahmen sich nach der
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Feuerslegung auf andere Weise das Leben und das Verfahren wurde wegen Todesfolge

eingestellt.

Einer Studie aus Berlin (Deutschland) war zu entnehmen, dass 39% der Tater auf
Grund von aggressiven Motiven (dort Frustration, Arger, Rache) die Tat veriibten'®. In einer
Studie aus Salzburg (Osterreich) handelten 48,5% der Tater ausschlieRlich auf Grund von
aggressiven Motiven. 9,7% der Tater waren suizidal motiviert. Dies waren 7,4% der
mannlichen Tater und 37,5% der weiblichen Tater'*. Eine Erlangener Studie (Deutschland)
kam zu dem Ergebnis, dass 33% der Probanden vor der Brandstiftung Suizidversuche
ausgeubt hatten. 55% der weiblichen Tater und 27% der mannlichen Tater hatten bereits
einen Suizid versucht. Es planten jedoch nur 5,1% der Tater sich durch die gegenstandliche
Brandstiftung umzubringen'”’. Eine Studie aus Miami (USA) kam zu dem Ergebnis, dass bei
Selbsttotung durch Feuer meistens Manner zwischen 35 und 50 Jahren oder Frauen Uber 50

Jahren betroffen waren'®.

10.2.15 GESTANDNIS

60,0% der Tater haben die Brandstiftung gestanden. 27,3% der Tater haben die
Brandstiftung nicht gestanden. Ein widerrufenes Gestandnis wurde nicht als abgegebenes
Gestandnis gewertet. Es wurde nur ein Gestandnis von einem Tater widerrufen. Bei 12,7%

der Tater konnte nicht erfasst werden, ob ein Gestandnis abgegeben wurde.

1% Bondi, Kriminelle Feuerteufel?, Kriminalistik (2006) Nr. 60, S. 111.

'% | aubichler/Kiihberger/Sedimeier, ,Pyromanie“ und Brandstiftung, Nervenarzt (1996) Nr. 67, S. 776.
97 Rechlin/Weis, Empirische Befunde bei Brandstiftern, Nervenarzt (1992) Nr. 63, S. 686.

% Copeland, Suicidal Fire Deaths Revisited, Zeitschrift fir Rechtsmedizin (1985) Nr. 95, S.. 51;
Copeland, Homicide by fire, Zeitschrift der Rechtsmedizin (1985) Nr. 95, S. 59.
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11 SANKTIONIERUNG

Der Abschnitt der Sanktionierung der Brandstiftung beschéaftigt sich mit der
strafrechtlichen Verfolgung des § 169 StGB. Dabei werden das gerichtliche Verfahren, die
gerichtlichen Entscheidungen und die erhobenen Rechtsmittel dargestellt. Ein besonderer
Schwerpunkt liegt dabei beim Vergleich der Strafenpraxis der Landesgerichte (Untersuchung
eines Ost-West-Gefélles), dem Verhangen der Untersuchungshaft als mogliche Indizwirkung
fur eine Verurteilung sowie eine mogliche unterschiedliche Auswirkung von
Verfahrenshelfern und Rechtsanwalten auf das gerichtliche Urteil im Strafverfahren. Daflr

werden jene Akten herangezogen, bei denen eine gerichtliche Entscheidung ergangen ist.

11.1 VERFOLGUNG DURCH DIE STAATSANWALTSCHAFT

Auch erfasst wurde, wie das Delikt der Brandstiftung bei den ermittelten Tatern durch
die Staatsanwaltschaft verfolgt wurde. Als Grunddaten werden jene aus der Phanomenologie
des Taters unter Punkt 10.1. herangezogen. Es werden daher die Daten aus folgenden

Akten herangezogen:

Tabelle 23: Grunddaten fir die Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft
(Zusammensetzung der Akten und Tater der versuchten oder vollendeten Brandstiftung fur die
Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft - 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien ‘ Gesamt

Anzahl an Akten 18 5 27 50
Anzahl an Tatern 20 6 29 55

Von diesen Tatern wurde gegen 31 Tater Anklage erhoben. Gegen neun Tater wurde
ein Antrag auf Unterbringung in einer Anstalt flr geistig abnorme Rechtsbrecher gestellt. Das
Verfahren gegen einen Tater konnte auf Grund des jugendlichen Alters des Taters noch
diversionell gemaR § 90d Abs 5 StPO aF'® (Leistung einer gemeinniitzigen Arbeit) beendet
werden. Gegen elf Tater wurde das Verfahren gemal § 90 StPO aF bzw. § 109 StPO aF
eingestellt. Finf dieser Tater waren zum Tatzeitpunkt nicht zurechnungsfahig gemai § 11

StGB und mit weiteren Taten war nicht zu rechnen. Drei dieser Tater haben sich noch vor

'% Die Strafprozessordnung wurde durch das Strafprozessreformgesetz (BGBI | 2004/19), das am

1.1.2008 in Kraft getreten ist, reformiert. Dadurch sind die §§ 1 bis 215 umgestaltet worden. Da die
Untersuchung sich mit Akten aus dem Jahr 2003 bis 2005 beschaftigt, war die StPO in der Fassung
des Strafprozessreformgesetzes damals noch nicht in Kraft getreten. Eine Diversion ware aber auch
nach dem Strafprozessreformgesetz moglich gewesen.
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der Anklageerhebung das Leben genommen, Zwei dieser Tater waren noch strafunmiindig
und einer dieser Tater ist gemall § 16 StGB vom Versuch der Brandstiftung zuriickgetreten.
Gegen drei Tater wurden die Erhebungen gemall § 412 StPO eingestellt, da der

Aufenthaltsort dieser Tater nicht ausfindig gemacht werden konnte.

11.2 DAS GERICHTLICHE VERFAHREN

Hier soll das gerichtliche Strafverfahren in Bezug auf Brandstiftung und die
Sanktionierung durch die Gerichte ermittelt werden. Die Grunddatenmenge bilden jene Akten
in denen von der Staatsanwaltschaft eine Anklage gegen den Tatverdachtigen erhoben
wurde oder wenn ein Antrag auf Unterbringung in eine Anstalt fir geistig abnorme
Rechtsbrecher gestellt wurde und sich die gegenstandliche Tat, auf Grund derer der Akt
geflihrt wurde, sich in den Jahren 2002 bis 2005 ereignet hatte und darlber ein Akt bei der
Staatsanwaltschaft in den Jahren 2003 bis 2005 angefallen ist.

Tabelle 24: Grunddaten fiir das gerichtliche Verfahren
(Zusammensetzung der Akten und der Tatverdachtigen gegen die Anklage erhoben wurde
und gegen die ein Antrag gemal § 429 StPO gestellt wurde - 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien Gesamt
Anzahl an Akten 15 5 20 40
Anzahl an Angeklagten 13 5 17 35
Anzahl an § 429 StPO Antragen 4 1 4 9
Anzahl an Tatverdachtigen 17 6 o1 44
gegen die ein Verfahren gefiihrt wurde

Vergleicht man die Anzahl an Anklagen mit der Anzahl an Tatern unter Punkt 10.1, so
ergeben sich die Unterschiede dadurch, dass vier Anklagen durch Freispruch entschieden
wurden. Daher ist die Zahl der Anklagen um vier hoher als die Anzahl der Tater. Es wurde
gegen 44 Tatverdachtige ein Verfahren gefuhrt. Darunter waren sieben weibliche und 37
mannliche Tatverdachtige. Diese teilen sich wie folgt auf die drei Landesgerichtssprengel

auf:
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Tabelle 25: Mannliche und weibliche Tatverdachtige
(Anzahl der mannlichen und weiblichen Tatverdachtigen gegen die eine Anklage oder ein
Antrag gemal § 429 StPO erhoben wurde)

Innsbruck Salzburg Wien Gesamt
Anzahl mannlicher Tatverdachtiger 12 5 20 37
gegen die ein Verfahren gefihrt wurde
Anzahl weiblicher Tatverdachtiger 5 1 1 7
gegen die ein Verfahren geflhrt wurde
Anzahl an Tatverdachtigen 17 6 21 44
gegen die ein Verfahren gefiihrt wurde - Gesamt

Unter Punkt 10.2.2 wurde ein Anteil von 25,5% an weiblichen Tatern und ein Anteil
von 74,5% an mannlichen Tatern festgestellt. Bei den Tatverdachtigen, Uber die eine
gerichtliche Entscheidung ergangen ist, konnte ein Anteil von 15,9% an weiblichen
Angeklagten und 84,1% an mannlichen Angeklagten festgestellt werden. Dieser Unterschied
erfolgt daher, dass nicht gegen alle Tater eine Anklage erhoben wurde bzw. ein Antrag
gemal § 429 StPO gestellt wurde und diese Tater daher nicht im Sanktionsteil dieser Arbeit
enthalten sind. Hingegen sind jene vermeintlichen Tatverdachtigen, die freigesprochen
wurden, nicht im Abschnitt des Erscheinungsbilds der Tater, aber im Teil der Sanktionierung
enthalten. Von den weiblichen Tatern unter Punkt 10.2.2 wurde gegen 42,9% das Verfahren
gemall § 90 StPO aF eingestellt. Dies, weil bei vier weiblichen Tatern zum Tatzeitpunkt
keine Zurechnungsfahigkeit gemal § 11 StGB gegeben war. Gegen zwei weibliche Tater

wurde das Verfahren wegen Todesfolge, auf Grund eines Suizids eingestellt.

11.2.1 UNTERSUCHUNGSHAFT

Gemall § 180 Abs 1 StPO aF kann auf Antrag des Staatsanwaltes die
Untersuchungshaft verhangt werden, wenn gegen den Beschuldigten eine Voruntersuchung
gefihrt wird oder wenn gegen den Beschuldigten Anklage erhoben wurde.
Untersuchungshaft kann verhangt werden, wenn ein dringender Tatverdacht besteht, ein
Haftgrund des § 180 StPO aF vorliegt und die Untersuchungshaft verhaltnismaRig ist*®.
Besteht Grund zur Annahme, dass der Tater gemall § 21 Abs 1 StGB in eine Anstalt flr
geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen werden kann, so kann das Gericht auch im
Vorverfahren die Anhaltung in einer Anstalt fur geistig abnorme Rechtsbrecher oder in einem

offentlichen Krankenhaus anordnen. Gemal § 429 Abs 4 StPO muss dafir entweder eine

20 Kirchbacher/Rami, in WK-StPO, § 180 altes Vorverfahren Rz. 1; Seiler, Strafprozessrecht’, Rz. 290
(Auf Grund der StPO-Reform wird auf die Ausgabe des Strafprozessrechts mit dem alten Vorverfahren
verwiesen).
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der Voraussetzungen des § 180 Abs 2 oder Abs 7 StPO aF vorliegen, der Betroffene eine
Gefahr fur sich selbst bzw. andere darstellen oder aber eine arztliche Betreuung fur den
Betroffenen erforderlich sein®".

In insgesamt 40,9% der Falle wurde die Untersuchungshaft gemafR § 180 StPO aF
und in 18,2% der Falle eine vorlaufige Anhaltung gemaf § 429 Abs 4 StPO verhangt. Dies

teilt sich wie folgt auf die drei Landesgerichtssprengel auf:

Abbildung 44-46: Anzahl der verhangten Untersuchungshaft oder der vorlaufigen Anhaltung
(in den LG-Sprengel Innsbruck, Salzburg und Wien — 2003 bis 2005)

Abbildung 44: U-Haft - Abbildung 45: U-Haft - Salzburg Abbildung 46: U-Haft - Wien
Innsbruck
Untersuchungshaft Untersuchungshaft Untersuchungshaft
Innsbruck Salzburg Wien
0

1

3

»

8
| U-Haft | U-Haft | U-Haft
m keine U-Haft/ M keine U-Haft/ W keine U-Haft/
Anhaltung Anhaltung Anhaltung
m vorlaufige Anhaltung m vorldufige Anhaltung W vorlaufige Anhaltung

n=17 n=6 n=21

Wie in den Abbildungen 44 bis 46 zu entnehmen ist, wurde in Wien in 57,1% der
Falle die Untersuchungshaft verhangt. In Innsbruck in 35,3% der Falle. In Salzburg wurde in
keinem Fall eine Untersuchungshaft verhangt. Dies kann jedoch auch mit den geringen

absoluten Zahlen im Zusammenhang stehen.

11.2.1.1 GRUNDE FUR EINE UNTERSUCHUNGSHAFT

Gemaly § 180 StPO StPO aF konnte die Untersuchungshaft verhangt werden, wenn
auf Grund bestimmter Tatsachen die Gefahr besteht, dass der Beschuldigte auf freiem Ful}
- flichten oder sich verborgen halte werde (Fluchtgefahr nach § 180 Abs 2 Z 1 StPO
aF)

27 Durch das Strafprozessreformgesetz (BGBI | 2004/ 19) sind die Voraussetzungen der

Untersuchungshaft in § 173 StPO geregelt. Es kam bei den Voraussetzungen fur die
Untersuchungshaft zu keinen inhaltlichen Anderungen.
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- Zeugen beeinflussen, Spuren beseitigen oder die Ermittlung die Wahrheit erschweren
werde (Verdunkelungsgefahr nach § 180 Abs 2 Z 2 StPO aF)

- ungeachtet des gegen ihn gefilhrten Strafverfahrens eine weitere strafbare Handlung
gegen dasselbe Rechtsgut begehen werde (Tatbegehungsgefahr nach den
Abstufungen nach § 180 Abs 2 Z 3 aF)

Die Untersuchungshaft entziehnt dem Menschen die Freiheit, die durch die MRK
geschiitzt ist. GemaR Art 5 Abs 1 lit ¢ MRK*? darf dem Menschen die Freiheit nur dann
entzogen werden, wenn ein hinreichender Verdacht daflr vorliegt, dass er eine strafbare
Handlung begangen hat und wenn begriindeter Anlass dafir besteht, dass es notwendig ist
ihn an der Begehung einer neuen strafbaren Handlung zu hindern oder der Flucht nach der
Begehung vorzubeugen. Die Untersuchungshaft ist als Ultima-Ratio zu verstehen®”. Sie
dient der Verhinderung von weiteren Straftaten durch den mutmaRlichen Tater und der
Sicherung des Strafverfahrens durch Verhinderung von Flucht und der Beweisschmalerung
durch den Beschuldigten®®*. Die Untersuchungshaft darf hingegen nicht verhangt oder
aufrecht erhalten werden, wenn statt der Untersuchungshaft gelindere Mittel angewendet
werden kénnen, die ebenfalls den Zweck erfiillen, oder wenn die Untersuchungshaft zur
Bedeutung der Sache oder der zu erwartenden Strafe aulRer Verhaltnis steht (§ 180 Abs 1
und Abs 5 StPO aF).

Die Grunde der Untersuchungshaft teilen sich nach den Ziffern 1- 3 des § 180 Abs 2
StPO aF auf. Hierbei wurden auch die Griinde fir die vorlaufige Anhaltung geman § 429 Abs
4 iVm 180ff StPO aF einbezogen, da immer auf Grund des § 429 Abs 4 iVm § 180 Abs 2 ff
StPO aF die Anhaltung angeordnet wurde.

Tabelle 26: Haftgrinde
(Anzahl der Grunde fur die Untersuchungshaft oder die vorlaufige Anhaltung, verteilt auf die
Z1 bis Z3 lit d des § 180 Abs 2 StPO aF — 2003 bis 2005)

Fluchtgefahr Verdunkelungsgefahr = Tatbegehungs-/Tatausfuhrungsgefahr

Z1 Z2 Z3lta  Z3litb  Z3litc  Z3litd
Innsbruck 2 0 7 6 0 4
Salzburg 0 0 1 0 0 1
Wien 7 3 12 11 3 6
Gesamt 9 3 20 17 3 11

292 BGBI 1l 1998/30.
203 Bhlinger, Verfassungsrecht®, Rz. 834 ff.
204 Kirchbacher/Rami in WK-StPO, § 180 altes Vorverfahren Rz. 70.
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Die Quersumme der Grinde fir eine Untersuchungshaft entspricht nicht der Anzahl
der Falle. Es ist zwar ausreichend, dass bereits ein Haftgrund vorliegt, dennoch kénnen auch
mehrere Haftgrinde kumulativ vorliegen. Bei drei Tatverdachtigen lag nur ein Grund fur eine
Untersuchungshaft vor. In 14 Fallen lagen sowohl die Z3 lit a als auch die Z 3 lit b des § 180
StPO aF gemeinsam vor. Bei 50,0% der Tatverdachtigen (bei denen Haftgriinde vorlagen)
lagen jeweils zwei Haftgriinde vor. In 26,9% der Falle lagen jeweils drei Haftgriinde vor. Bei
zwei Tatverdachtigen lagen vier Haftgriinde vor, nur bei einem Tatverdachtigen lagen funf

Haftgrinde vor.

11.2.1.2 UNTERSUCHUNGSHAFT ALS INDIZWIRKUNG FUR EINE VERURTEILUNG

In der Grunddatenmenge waren vier Freispriiche und zwei Abweisungen des
Antrages auf Unterbringung in einer Anstalt fiir geistig abnorme Rechtsbrecher enthalten. 31
Tater wurden zu Freiheitsstrafen verurteilt. Uber sieben Tater wurde die MaRnahme geman
§ 21 Abs 1 StGB, also eine Einweisung in eine Anstalt fur geistig abnorme Rechtsbrecher,
angeordnet. Bei einem dieser Tater wurde die MalRnahme unter Setzung einer Probezeit von
funf Jahren, in Verbindung mit der Weisung eine medikamentdse Therapie fortzusetzen,
nachgesehen.

Uberprift wurde, ob ein Zusammenhang zwischen der Untersuchungshaft und einer
spateren Verurteilung bzw. zwischen der Anhaltung gemafR §§ 429 Abs 4 iVm 180 Abs 2 ff
StPO aF vorlag.

Tabelle 27: Untersuchungshaft und Urteil bzw. MalBnahme im Vergleich
(Anzahl der Schuld- und Freispriche, sowie der Anordnung der Unterbringung in eine Anstalt
fur geistig abnorme Rechtsbrecher und die Ablehnung dieses Antrages, im Zusammenhang
zur vorangegangenen Untersuchungshaft bzw. vorldufigen Anhaltung — 2003 bis 2005)

U-Haft bzw. keine U-Haft bzw. Gesamt
Anhaltung keine Anhaltung
Schuldspruch 18 13 31
Freispruch 2 2 4
Anordnung des § 21 Abs 1 StGB 6 1
§ 429 StPO Antrag abgelehnt 1 1

Als Schuldspruch sind jene enthalten, die zu einer Freiheitsstrafe oder zu einer
Geldstrafe verurteilt worden sind. Wurde neben einer Freiheitsstrafe auch die Einweisung in
eine Anstalt gemall § 21 Abs 2 oder § 22 Abs 1 StGB ausgesprochen, so sind diese
ebenfalls in den Schuldsprichen enthalten, da diese MalRnahme neben der Verurteilung

angeordnet wurde.
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Aus Tabelle 27 wird ersichtlich, dass in den gegenstandlichen Verfahren kein
Zusammenhag zwischen dem Vorliegen eines Schuldspruches und der vorangegangenen
Untersuchungshaft festgestellt werden kann. 58,1% der zu einer Freiheits- oder Geldstrafe
Verurteilten waren zuvor in Untersuchungshaft, 41,9% waren dies nicht. Auch bei den
Freigesprochenen waren 50% zuvor in Untersuchungshaft. Vergleicht man die Tater, Uber
die eine MalRnahme nach §§ 21ff StGB verhangt wurde, so fallt auf, dass aus dieser Gruppe
85,7% der Tater zuvor in Untersuchungshaft waren. Das ergibt sich aus der Gefahrlichkeit

der Téater.

11.2.2 RECHTSBEISTAND

In der Hauptverhandlung vor dem Schoéffengericht und solange sich der Beschuldigte
in Untersuchungshaft befindet bedarf es gemall § 41 Abs 1 StPO aF eines Verteidigers.
Dem Beschuldigten ist gemaR § 41 Abs 2 StPO aF auf Antrag ein Verfahrenshilfeverteidiger
beizugeben, wenn er nicht im Stande ist die gesamten Kosten der Verteidigung, ohne
Beeintrachtigung des flir ihn und seine Familie, flir deren Unterhalt er zu sorgen hat, zu einer
einfachen Lebensfiihrung notwendigen Unterhaltes, selber zu tragen. Bedarf es gemaf § 41
Abs 1 StPO aF eines Verteidiger und hat sich der Beschuldigte keinen gewahlt, obwohl er
dazu finanziell in der Lage gewesen ware, so ist ihm gemal § 41 Abs 3 StPO aF von Amts

wegen ein Verteidiger beizugeben, dessen Kosten jedoch der Beschuldigte zu tragen hat*®.

Hier stellt sich die Frage ob sich die Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidigers statt
eines frei gewahlten Verteidigers auf das Urteil unterschiedlich ausgewirkt hat. Bei 17
Beschuldigten war unbekannt, ob sie von einem frei gewahlten Rechtsanwalt oder durch
einen Verfahrenshilfeverteidiger vertreten wurden. Auf Grund des niederen Einkommens der
meisten Beschuldigten wurden 24 Beschuldigten ein Verfahrenshilfeverteidiger gemaf § 41
Abs 2 StPO aF beigegeben. Zwei Beschuldigte wahlten sich ihren Vertreter selber, wobei
das Einkommen der Beschuldigten bei € 2.200 und € 1.250 netto monatlich lag. Einem
Beschuldigten wurde ein Pflichtverteidiger gemall § 41 Abs 3 StPO aF beigegeben. Auf
Grund des hohen Anteils an Verfahrenshilfeverteidigern ist es jedoch nicht méglich, einen
aussagekraftigen Vergleich zwischen der Nitzlichkeit von Verfahrenshilfeverteidigern und
frei gewahlten Rechtsanwalten anzustellen. Die zwei Beschuldigten, die sich selber einen

Rechtsanwalt wahlten, wurden beide zu einer bedingten Freiheitsstrafe verurteilt.

% Durch das Strafprozessreformgesetz (BGBI | 2004/19) ist dem Beschuldigten gemaR § 61 StPO in
der Hauptverhandlung vor dem Schoéffengericht und auch solange er in Untersuchungshaftangehalten
ein Verteidiger beizugeben, wenn er auerstande ist, ,ohne Beeintrachtigung des fiir ihn und seine
Familie, fir deren Lebensunterhalt er zu sorgen hat, zu einer einfachen Lebensfiihrung notwendigen
Unterhaltes die gesamten Kosten der Verteidigung tragen“. Es kam hier durch das
Strafprozessreformgesetz zu keiner inhaltlich relevanten Anderung.
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11.2.3 DOLMETSCHER

Dem Beschuldigten ist gemafl § 38a StPO aF ein Dolmetscher beizustellen, wenn er
der Gerichtssprache nicht hinreichend kundig ist und dies im Interesse der Rechtspflege und

vor allem zur Wahrung seiner Verteidigungsrechte erforderlich ist*®.

Es wurde zu sechs Verhandlungen ein Dolmetscher beigezogen, da der Beschuldigte
der Gerichtssprache nicht hinreichend kundig war. Wahrend zwei Verhandlungen wurde ein

Dolmetscher flr einen Zeugen oder Geschadigten zugezogen.

11.2.4 GUTACHTEN DER  ALLGEMEIN BEEIDETEN UND  GERICHTLICH
ZERTIFIZIERTEN SACHVERSTANDIGEN

Sachverstandige werden vom Gericht bestellt um Uber rechtserhebliche Tatsachen,
die besondere Sachkundigkeit erfordern, relevante Aussagen und Schlussfolgerungen zu
erhalten. Sie zeichnen sich durch ihre besonderen Kenntnisse und Fahigkeiten aus. Der
Sachverstandige erganzt durch seine spezifische Sachkenntnis jedoch nur die Sachkenntnis
des Gerichts. Er ist daher auch nur Uber Tatsachenfragen und nicht Uber Rechtsfragen zu
vernehmen. Gemaly § 429 ff StPO ist bei sonstiger Nichtigkeit bei Verfahren Uber die
Unterbringung in eine Anstalt flr geistig abnorme Rechtsbrecher gemalR § 21 Abs 1 bzw. 2
StGB, entwdhnungsbedirftige Rechtsbrecher gemall § 22 StGB oder gefahrliche
Ruckfallstater gemal § 23 StGB jedenfalls ein Sachverstandiger aus dem Fachgebiet der
Psychiatrie beizuziehen, der Uber die Anordnung der vorbeugenden MalRnahme ein

Gutachten erstellt?®’.

Es wurden alle Akten herangezogen, in denen das Verfahren wegen § 169 StGB zu
einer richterlichen Entscheidung geflihrt hatte. In den 44 Verfahren wurden 51 Gutachten der
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen erstellt. Hierbei wurden
nur solche Gutachten der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen
erfasst, die auch mit dem Delikt der Brandstiftung gemaft § 169 StGB im Zusammenhang
standen. Insgesamt wurden fir alle Verfahren 51 Sachverstindigengutachten
herangezogen. In 85,0% der Verfahren wurde zumindest ein Gutachten eines allgemein

beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen herangezogen. In 35,0% der

2% Durch das Strafprozessreformgesetz (BGBI | 2004/19) hat der Beschuldigten gemaR § 56 StPO
das Recht auf Ubersetzungehilfe, wenn er sich mit der Gerichtssprache nicht hinreichend
verstandigen kann. Wenn dies der Wahrung seiner Verteidigungsrechte erforderlich ist, hat die
Ubersetzungshilfe durch einen Dolmetscher zu erfolgen. Fiir die empirische Auswertung kam es zu
keinen relevanten Gesetzesanderungen.

27 geiler, Strafprozessrecht'®, Rz. 425.

116



Verfahren wurden mehrere Gutachten der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten
Sachverstandigen aus unterschiedlichen Fachgebieten herangezogen. In drei Verfahren
wurden zwei Gutachten eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten
Sachverstandigen herangezogen. Dies war in zwei Verfahren der Fall, in denen mehrere
Tater angeklagt waren und zu jedem Tater ein eigenes Gutachten aus dem Fachgebiet der
Psychiatrie und Neurologie erstellt wurde. In einem Verfahren wurden zu demselben Tater
zwei Gutachten zu unterschiedlichen Zeitpunkten zur Frage der Sozialprognose erstellt.

Die Sachverstandigengutachten wurden nach ihren Fachgebieten eingeteilt und diese
Aufteilung anschlieRend grafisch dargestellt. Zur Frage des Vorliegens einer Feuersbrunst
wurden Sachverstandige aus dem Fachgebiet der Brandermittiung und Explosionsermittlung
oder aus dem Fachgebiet des Brandschutzwesens herangezogen. Diese Fachgebiete
wurden gleichgesetzt, da die Gutachten aus diesen Gebieten stets das Vorliegen einer

Feuersbrunst im Sinne des StGB zur Fragestellung an den Sachverstandigen hatten.

Abbildung 47: Fachgebiete der Sachverstandigen
(Anzahl der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen, eingeteilt
nach ihren Fachgebieten)

3

B Brandermittiung und Explosionsermittlung/
Brandschutzw esen

B Psychiatrie und Neurologie

B Gerichtliche Medizin

n=51

Wie sich aus der Abbildung 47 ergibt, stammen 51,0% der sachverstandigen
Gutachten der Grafiken aus dem Fachgebiet der Psychiatrie und Neurologie. Die Gutachten
aus dem Fachgebiet flir Psychiatrie und Neurologie behandelten stets das Vorliegen einer
Zurechnungsunfahigkeit im Sinne des § 11 StGB. Hingegen stammen nur 43,1% der
Gutachten aus dem Fachgebiet der Brand- und Explosionsermittlung. 5,9% der Gutachten
wurden aus dem Fachgebiet der gerichtlichen Medizin erstellt. In einem dieser Gutachten
wurde eine DNA-Untersuchung vorgenommen. Die anderen zwei Gutachten aus dem
Fachgebiet flir gerichtliche Medizin beschaftigten sich mit der Fragestellung der
Alkoholisierung und einer daraus resultierenden Zurechnungsunfahigkeit des Taters zum

Tatzeitpunkt. Auffallend ist hierbei, dass die Mehrheit der Sachverstandigengutachten nicht
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aus dem Bereich der Brand- und Explosionsermittiung herrihren, sondern sich mit der
Zurechnungsfahigkeit des Taters befassen.

Im Fachgebiet der Psychiatrie und Neurologie wurde zu acht Gutachten auf Grund
von weiteren Fragestellungen jeweils Erganzungsgutachten zum bereits vorgelegten

Gutachten erstellt.

11.3 DIE GERICHTLICHE ENTSCHEIDUNG

Gegen 35 Personen wurde wegen §§ 15, 169, § 169 oder §§ 287 iVm 15, 169 StGB
eine Anklage erhoben und gegen neun Personen wurde ein Antrag auf Unterbringung
gemall § 429 StPO gestellt. Dies betrifft 40 Akten, da bei vier Akten das Verfahren von
jeweils zwei Tatern miteinander verbunden war. Im weiteren Verlauf des Kapitels werden die
Arten der richterlichen Entscheidungen, die Strafbemessung, die Strafenpraxis der
Landesgerichte und die rechtliche Beurteilung der Brandstiftung als Gefahrdungsdelikt naher

untersucht.

11.3.1 ART DER RICHTERLICHEN ENTSCHEIDUNG

Die Verfahren wurden nach der Art der richterlichen Entscheidung (Freispruch,
Schuldspruch, Einweisung in eine Anstalt flr geistig abnorme Rechtsbrecher und Abweisung

dieses Antrages) zusammengefasst. Es ergab sich dabei folgende Verteilung:

Abbildung 48: Art der gerichtlichen Entscheidung
(Anzahl der gegenstandlichen Verfahren, eingeteilt nach der Art der gerichtlichen
Entscheidung — 2003 bis 2005)
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Der Abbildung 48 ist zu entnehmen, dass in 31 Féllen eine Verurteilung wegen §§ 12,
169, §§ 15, 169, § 169 oder §§ 287 iVm 15, 169 StGB erging. In sieben Fallen wurde der
Tater in eine Anstalt fur geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen. In vier Fallen erging
ein Freispruch und in zwei Fallen wurde der Antrag auf Unterbringung in eine Anstalt
abgewiesen. In der Gruppe der Verurteilungen wurde viermal neben einer Freiheitsstrafe
auch eine MalRnahme angeordnet. Drei der Tater wurden in eine Anstalt fur geistig abnorme
Tater gemal § 21 Abs 2 StGB eingewiesen. Ein Tater wurde gemal § 22 StGB in eine

Anstalt fur entwdhnungsbedirftige Rechtsbrecher eingewiesen.

Tabelle 28: Art der gerichtlichen Entscheidung
Anzahl der gegenstandlichen Verfahren, eingeteilt nach der Art der gerichtlichen
Entscheidung, verteilt auf die LG-Sprengel Innsbruck, Salzburg und Wien — 2003 bis 2005)

Innsbruck Salzburg Wien Gesamt
Verurteilung 12 5 14 31
Freispruch 1
§ 21 Abs 1 StGB 3
Ablehnung des Verfahren nach ] 0 ] 5
§ 429 StPO
Gesamt 17 6 21 44

In der Tabelle 28 zeigt sich deutlich, dass der Anteil an Freisprichen,
Schuldsprichen sowie das Verhangen des Malnahmenvollzuges sehr unterschiedlich
ausfallen. Salzburg hat mit einem Anteil von 83,3% den hdéchsten Anteil an Verurteilungen
und Wien mit 66,7% den niedersten. Innsbruck liegt mit 70,6% Anteil an Verurteilungen im
Mittelbereich. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass fir den Landesgerichtssprengel
Salzburg mit einer Gesamtanzahl von sechs gerichtlichen Entscheidungen geringe absolute

Zahlen vorliegen.

11.3.1.1 ABLEHNUNG DES ANTRAGS AUF UNTERBRINGUNG

In zwei Fallen wurde der Antrag Auf Unterbringung gemaR § 429 StPO abgelehnt.
Aus den konkreten Verfahren ergaben sich folgende Entscheidungen:

o Der Antrag auf Unterbringung in eine Anstalt flr geistig abnorme
Rechtsbrecher wurde abgewiesen, weil der Tater strafbefreiend vom Versuch
nach § 169 Abs 1 StGB zurlickgetreten ist, indem er Hilfe herbeigeholt hat und
das Feuer so nicht die Ausmalie einer Feuersbrunst erreicht hatte. Da keine

Anlasstat vorlag war der Antrag abzuweisen.
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o Der zweite Antrag wurde abgewiesen, weil der Tater sich zum Tatzeitpunkt
unter dem Einfluss eines die Zurechnungsfahigkeit ausschlielenden
Zustandes gemalk § 11 StGB, namlich einer hohergradigen
Persdnlichkeitsentwicklungsstérung mit schizoiden und emotional instabilen
Zugen, die auf einer geistig seelischen Abartigkeit hdheren Grades beruht,
befunden hat. Es war aber nicht zu beflirchten, dass der Tater eine weitere mit
Strafe bedrohte Handlung mit schweren Folgen begehen werde, weil auf
Grund eines Sachverstandigengutachtens und des gewandelten Eindruckes
des Angeklagten die Zukunftsprognose des Angeklagten als glnstig

anzusehen war.

11.3.1.2 ANORDNUNG DER UNTERBRINGUNG GEMAR § 21 ABS 1 STGB

In sieben Verurteilungen waren die Tater wegen einer Geisteskrankheit zur Zeit der
Tat unfahig, das Unrecht ihrer Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln, weshalb
sie gemall § 11 StGB nicht schuldhaft handelten und daher nicht bestraft werden konnten.
Jedoch hatten sie eine Tat gesetzt, die ihnen als Verbrechen der Brandstiftung
nachgewiesen werden konnte und die mit einem Jahr Gibersteigenden Freiheitsstrafe bedroht
ist. In vier Schuldsprichen wurde dem Tater das Verbrechen der vollendeten und in zwei
Schuldsprichen das Verbrechen der versuchten Brandstiftung nachgewiesen. In einem Fall
wurde dem Tater sowohl das Verbrechen der versuchten als auch das Verbrechen der
vollendeten Brandstiftung nachgewiesen. Da nach der Art der Person und des Zustands auf
Grund der Feststellungen zu befirchten war, dass diese eine weitere mit Strafe bedrohte
Handlung mit schweren Folgen begehen kénnte, waren sie gemal § 21 Abs 1 StGB in eine
Anstalt flr geistig abnorme Rechtsbrecher einzuweisen. Eine bedingte Nachsicht der
Unterbringung gemafl § 45 Abs 1 StGB kam nur in einem Fall in Betracht, da auf Grund
eines mittlerweile erzielten Behandlungserfolges die bloRe Androhung der Unterbringung in
Verbindung mit der Weisung sich einer medikamentdsen Therapie zu unterziehen

ausreichen wirde um ihn von weiteren Straftaten abzuhalten.

Auch eine Studie Uber die Strafenpraxis bei Brandkriminalitdt kam zu dem Ergebnis,
dass der Anteil an vorbeugenden Malnahmen nach § 21 StGB bei der vorsatzlichen
Brandstiftungskriminalitat mit ca. 30% (1998 bis 2003) Uberdurchschnittlich hoch ist. Der
Anteil an vorbeugenden Malnahmen bei den Vergleichsdelikten dieser Studie lag unter
3%,

208 Birklbauer/Hirtenlehner, Die Entwicklung der Strafenpraxis bei Brandkriminalitat, S. 35.
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11.3.1.3 FREISPRUCH

In drei Fallen ist ein Freispruch nach § 259 Z 3 StPO ergangen, weil den Angeklagten
nicht mit der fur ein Strafverfahren erforderlichen Sicherheit nachgewiesen werden konnte,
dass sie die ihnen zur Last gelegte Tat begangen haben. Im anderen Fall erging ebenfalls
ein Freispruch nach § 259 Z 3 StPO, weil dem Angeklagten kein Vorsatz auf eine versuchte

Brandstiftung nachgewiesen werden konnte und eine Feuersbrunst nicht entstanden ist.

11.3.1.4 VERURTEILUNG

Zehn Tater wurden gemal § 169 Abs 1 StGB, also dem Verursachen einer
Feuersbrunst an einer fremden Sache, verurteilt. Es wurden neun Tater wegen versuchter
Brandstiftung gemaf §§ 15, 169 Abs 1 StGB verurteilt. Sieben Tater wurden sowohl geman
§§ 15, 169 Abs 1 StGB iVm § 169 Abs 1 StGB, also sowohl wegen versuchter als auch
wegen vollendeter Brandstiftung verurteilt. Ein Tater wurde gemall § 169 Abs 2 StGB
verurteilt, weil er mit Einwilligung des Eigentimers an einer fremden Sache eine
Feuersbrunst verursachte, und dadurch eine Gefahr fir Leib und Leben eines Dritten
herbeigefihrt hat. Der Eigentimer wurde wegen Anstiftung zu dieser Tat gemaR §§ 12 2.
Fall iVm 169 Abs 2 StGB verurteilt. Ein Tater wurde wegen Beihilfe zur versuchten und
vollendeten Brandstiftung verurteilt und ein weiterer Tater wurde wegen Anstiftung zur
versuchten Brandstiftung verurteilt. Ein anderer Tater wurde wegen Begehung einer

versuchten Brandstiftung im Zustand voller Berauschung verurteilt.

11.3.2 PRIVATBETEILIGTENZUSPRUCH

In 37,5% der Verfahren wurde ein Privatbeteiligtenzuspruch, der sich auf die
Schadigung durch die Brandstiftung griindete, begehrt. Gemal § 366 StPO ist der
Privatbeteiligte mit seinen Entschadigungsansprichen auf den Zivilrechtsweg zu verweisen
wenn der Beschuldigte freigesprochen wird oder wenn die Ergebnisse des Strafverfahrens
an sich noch nach Durchfihrung einfacher Zusatzerhebungen nicht ausreichen, um Uber
Ersatzanspriche verlasslich urteilen zu kénnen. In 22,5% der Verfahren war ein Anschluss
als Privatbeteiligter unzuldssig, da gemall § 430 Abs 6 StPO bei Verfahren Uber die
Unterbringung in einer Anstalt fir geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1 StGB ein
Privatbeteiligtenanschluss in diesem Verfahren unzulassig ist. Es schlossen sich insgesamt
22 juristische oder private Personen als Privatbeteiligte in den Verfahren an. In vier

Verfahren schlossen sich mehr als eine Person an.
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Abbildung 49: Privatbeteiligtenzuspruch
(Anzahl der Privatbeteiligten, aufgeteilt nach der Art der Erledigung des
Privatbeteiligtenzuspruchs)

1
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Der Abbildung 49 ist zu entnehmen, dass 59,1% der Privatbeteiligten mit ihren
zivilrechtlichen Ansprichen auf den Zivilrechtsweg verwiesen wurden. Es konnte ohne
umfassende und weitere Nachforschungen die Hohe des Schadens durch das Gericht nicht
festgestellt werden. Auch ist nicht bekannt, ob nicht in der Zwischenzeit die Versicherung
den Schaden abgegolten hat und insoweit die Schadenersatzanspriiche auf einen Dritten
Ubergegangen sind. In einem Fall war der Privatbeteiligte auf den Zivilrechtsweg zu
verweisen, weil ein Freispruch erging. 36,4% der Privatbeteiligten wurden ihre
privatrechtlichen Anspriche zugesprochen. In einem Fall wurden die privatrechtlichen
Anspriche des Privatbeteiligten abgewiesen, da in den beantragten Fallen kein Schaden

nachgewiesen werden konnte.

11.3.3 STRAFBEMESSUNG

Gemal § 4 StGB ist nur derjenige zu bestrafen, der auch schuldhaft handelt. Neben
der Tatbestandsmaligkeit und der Rechtswidrigkeit muss der Tater auch noch schuldhaft
handeln. Das Strafmal® wird durch die §§ 32ff StGB bestimmt. Dabei wird zwischen der
Strafbemessung im engeren Sinn und der Strafbemessung im weiteren Sinn differenziert.
Die Strafbemessung im engeren Sinn bestimmt die Strafart, wenn sowohl eine
Freiheitsstrafe als auch eine Geldstrafe angedroht sind, und die Strafhdhe. Die
Strafbemessung im weiteren Sinn bestimmt die Verhangung einer Geldstrafe an Stelle einer

alleine angedrohten Freiheitsstrafe gemal § 37 StGB, die Anwendung der Bestimmungen
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Uber die bedingte Strafnachsicht gemal® § 43 StGB und die Anwendungen Uber die
Bestimmung der teilbedingten Strafnachsicht gemaR § 43a StGB*®.

11.3.3.1 STRAFBEMESSUNG IM ENGEREN SINN

GemalR § 32 Abs 1 StGB bildet die Schuld des Taters die Grundlage fur das Ausmalf
der Strafe. Der Begriff der Schuld hat im Strafrecht jedoch eine zweifache Bedeutung. Zum
einen ist die Schuld, als Strafbegrindungsschuld eine Voraussetzung fiir die strafrechtliche
Verantwortlichkeit. Zum anderen wird der Begriff der Schuld, als Strafbemessungsschuld,
auch im Zusammenhang mit der Strafbemessung verwendet®'’. Die Strafbegriindungsschuld
ist von den Begriffen der Zurechnungsfahigkeit, des Unrechtsbewusstseins und der
Zumutbarkeit normgerechten Verhaltens gepragt?''. Die Strafbegriindungsschuld ist jedoch
mit der Strafbemessungsschuld nicht gleich zu halten. In der Strafbemessungsschuld ist
neben dem Gesinnungs- und dem Handlungsunwert auch der verschuldete Erfolgsunwert
enthalten?'?. Die Strafbemessungsschuld wird durch den Grad der ablehnenden Einstellung
des Rechtsbrechers gegeniber geschitzten Rechtsgltern, durch das Gewicht des
rechtsfehlerhaften Verhaltens und durch die Schwere der Rechtsgutbeeintrachtigung
determiniert. Dabei soll sie der Taterschuld und dem Unwert der Tat angemessen sein?'.
Der Handlungsunwert wird durch die Art und Weise der Herbeifihrung der
Rechtsgutbeeintrachtigung bestimmt. Hier wird weiter zwischen dem objektiven
Handlungsunwert, der durch die dulleren Modalitaten des Taterverhaltens erkennbar ist, und
dem subjektiven Handlungsunwert, der durch in der Person des Taters gelegene Umstande
begriindet ~ wird,  unterschieden®’.  Der  Erfolgsunwert  wird  durch  die
Rechtsgutbeeintrachtigung bestimmt. Nach herrschender Meinung ist der Erfolgsunwert
ebenfalls Teil der Strafbemessungsschuld?’®. Der Gesinnungsunwert findet in § 32 Abs 2
StGB seinen Ursprung. Er setzt sich aus der Einstellung des Taters zu rechtlich geschitzten
Werten zusammen®'®. Nach der herrschenden Meinung sind ebenso general- und
spezialpraventive Erwagungen fiir die Bestimmungen des StrafmaRes einzubeziehen?".
Auch Erschwerungsgriinde gemal § 33 StGB und Milderungsgriinde gemal § 34 StGB

spielen in die Bemessung des Strafmalles eine Rolle, wobei diese sich nur zum Teil durch

299 | eukauf/Steininger, StGB °, § 32 Rz. 1.

1% | eukauf/Steininger, StGB °, § 32 Rz. 6.

> Ebner in WK?, § 32 Rz. 2.

12 Fabrizy, StGB®, § 32 Rz. 2; Mayerhofer, StGB®, § 32 Rz. 2.

213 | eukauf/Steininger, StGB®, § 32 Rz. 6.

214 Epner in WK?, § 32 Rz. 5.

215 Epner in WK?, § 32 Rz. 4.

215 Epner in WK?, § 32 Rz. 7.

217 Epner in WK?, § 32 Rz. 23; Leukauf/Steininger, StGB®, § 32 Rz. 9; Fabrizy, StGB®, § 32 Rz. 2;
Mayerhofer, StGB®, § 32 Rz. 2.
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die Strafbemessungsschuld erklaren lassen. Die Anzahl der Erschwerungsgrinde kann
dabei jedoch nicht mathematisch von der Anzahl der Milderungsgriinde subtrahiert werden,
sondern es ist auf die unterschiedliche Gewichtung der Erschwerungs- und
Milderungsgriinde  abzustellen®’®. Eine Gesamtbetrachtung der Milderungs- und
Erschwerungsgriinde ist im jeweiligen Einzelfall erforderlich.

Es zeichnet sich ein komplexes System von Erwagungen ab, die fir die Bestimmung
des Strafmalles ausschlaggebend sind. Die Strafbemessung ist jedoch ein Akt richterlichen
Ermessens. Der Ermessensspielraum des Richters wird vorweg durch den Gesetzgeber
begrenzt, der flir die Straftatbestande einen bestimmten Strafrahmen vorsieht®'. Innerhalb
dieses Strafrahmens bestimmt der Richter unter Berlicksichtigung des Gesinnungsunwertes,
des Handlungsunwertes und des verschuldeten Erfolgsunwertes sowie unter Abwagung von
general- und spezialpraventiven Uberlegungen nach Einbeziehung der Erschwerungs- und
Milderungsgriinde das Strafmalt. Dabei wird dem Gesinnungsunwert, dem
Handlungsunwert, dem Erfolgsunwert sowie den spezial- und generalpraventiven
Uberlegungen durch die vom Gesetzgeber normierten Milderungs- und Erschwerungsgriinde
Rechnung getragen. Jedoch kénnen auch Umstande ins Strafmall einbezogen werden, die

keine gesetzlich aufgezahlten Erschwerungs- oder Milderungsgriinde darstellen®?.

Es wird nun das Strafmal® (Strafhdhe) in Bezug auf die Grunddatenmenge
dargestellt. Dabei wird das Strafmal} der rechtskraftigen Verurteilungen herangezogen.
Sollte § 21 Abs 1 StGB zur Anwendung gekommen sein, so handelt es sich nicht um eine
Strafbemessung, sondern um eine MaRRnahme. Also um keine Strafe im strafrechtlichen
Sinn. Diese Mallnahmen sind daher in dieser Aufschlisselung nicht enthalten. Auch
Freispriche oder die Abweisung eines Antrages auf Unterbringung in einer Anstalt fur geistig

abnorme Rechtsbrecher sind in der weiteren Aufstellung nicht enthalten.

11.3.3.1.1 STRAFHOHE

Wer eine Brandstiftung begeht, der ist mit einer Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren zu bestrafen (§ 169 Abs 1 StGB). Daher hat sich die Bemessung der Freiheitsstrafe
ein Ausmalfd von einem Jahr bis zu zehn Jahren. Jedoch kann unter besonderen Umstanden,
gemall § 39 StGB das Hochstmall der angedrohten Freiheitsstrafe um die Halfte
Uberschritten werden. Ebenso kann, wenn die Milderungsgrinde die Erschwerungsgrinde

betrachtlich Uberwiegen, das Strafmal’? (gemaR § 41 StGB) aulerordentlich gemildert

218 Fabrizy StGB®, § 32 Rz. 4.
219 eukauf/Steininger, StGB®, § 32 Rz. 6.
220 Mayerhofer, StGB®, § 33 E 1a.
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werden, so dass fur den Fall der Brandstiftung gemaR § 41 Abs 1 Z 4 StGB zumindest eine

Freiheitsstrafe von einem Monat (wenn auch nur bedingt) zu verhangen ist.

Abbildung 50: Hohe der Freiheitsstrafen
(Anzahl der Verurteilung, eingeteilt nach der Hohe der Freiheitsstrafe — 2003 bis 2005)

6
c
[
g °]
T 4
5
E 3 N W Innsbruck
o} I | Salzburg
5 2 B .
= I = Wien
< 1]
- I I
< o0 |

& s & S & & &
S > s N N N N
(oé S " ™ w o
N Hohe der Freiheitsstrafe (in Jahren)

n=29

Aus der Abbildung 50 wird ersichtlich, dass elf Verurteilungen eine rechtskraftige
Freiheitsstrafe in der Hohe von 18 Monaten enthielten. Finf Verurteilungen enthielten eine
rechtskraftige Freiheitsstrafe in der Hohe von zwei Jahren. Die geringste rechtskraftige
Freiheitsstrafe, im Ausmal von sechs Monaten, wurde in Wien verhangt. Die héchste
rechtskraftige Freiheitsstrafe, im Ausmall von zwdlf Jahren, wurde ebenfalls in Wien
verhangt. Da in dem gegenstandlichen Fall auch Uber den Tatbestand des § 201 Abs 1 StGB
neben einer Brandstiftung gemar § 12 2. Fall StGB iVm §§ 15, 169 StGB abgesprochen
wurde und der Tater bezlglich des § 201 Abs 1 StGB bereits einschlagig vorbestraft war,
war die Strafdrohung des § 201 Abs 1 StGB gemal § 39 StGB zu erhdhen. Da diese
Strafthdéhe nicht primar auf die Brandstiftung zurlickzufihren ist, ist diese auch nicht in der
Abbildung 50 enthalten. Ein Tater wurde wegen Begehung einer versuchten Brandstiftung im
Zustand voller Berauschung zu 8 Monaten Freiheitsstrafe verurteilt. Diese Straftat ist gemaf
§ 287 StGB mit einer Freiheitsstrafe von bis zu 3 Jahren oder mit einer Geldstrafe von bis zu
360 Tagessatzen zu bestrafen. Da fir diese Tat ein anderer Strafrahmen heranzuziehen
war, ist dieser Fall ebenfalls nicht in der Grafik enthalten.

In der ersten Zusammenschau ergibt sich, dass im Landesgerichtssprengel Innsbruck
eine durchschnittliche Freiheitsstrafe in der Hohe von 18 Monaten verhangt wurde. In
Salzburg wurde eine durchschnittliche Freiheitsstrafe in der Hohe von 19,6 Monaten
verhangt. In Wien wurde eine durchschnittliche Freiheitsstrafe von 31,4 Monaten verhangt.
Dies lasst sich jedoch zunachst nicht vergleichen, da das Strafmald unter Berlicksichtigung
des Gesinnungsunwertes, des Handlungsunwertes und des verschuldeten Erfolgsunwertes
sowie unter Abwagung von general- und spezialpraventiven Uberlegungen nach

Einbeziehung der Erschwerungs- und Milderungsgrinde zustande kommt.
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GemaR § 270 Abs 2 Z 5 StPO sind die Erschwerungs- und die Milderungsgrunde in
den Entscheidungsgrinden des Gerichtes anzuflihren. Hingegen werden spezial- und
generalpraventive Uberlegungen nicht explizit angegeben, ebenso Abwagungen hinsichtlich

des Gesinnungsunwertes, des Handlungsunwertes und des verschuldeten Erfolgsunwertes.

11.3.3.1.2 BESONDERE ERSCHWERUNGSGRUNDE UND BESONDERE MILDERUNGSGRUNDE

Die Erschwerungs- und Milderungsgriinde sind in den §§ 33 und 34 StGB
demonstrativ aufgezahlt??'. Das Gericht kann daher auch in den §§ 33 und 34 StGB nicht

enthaltene Griinde als mildernd oder erschwerend werten.

11.3.3.1.2.1 BESONDERE ERSCHWERUNGSGRUNDE DES § 33 STGB

Die Erschwerungsgriinde sind jedenfalls zu berlicksichtigen. Dass heif3t, dass sich
das Gericht mit den jeweiligen Erschwerungsgriinden auseinander zu setzen hat. Nicht
jedoch, dass es jedenfalls zu einer Erhohung des Strafmalles kommen muss. Die
Erschwerungsgriinde durfen nicht herangezogen werden, wenn sie bereits vom Tatbestand
umfasst sind, da dies dem Doppelverwertungsverbot widersprechen wirde. Die
Erschwerungsgriinde sind in § 33 Abs 1 Z 1 bis 7 StGB nominiert. Bis auf die Z 2 des § 33
Abs 1 StGB, die spezialpraventiven Uberlegungen Rechnung tragen soll, beziehen sich die
Ubrigen Ziffern auf die Strafbemessungsschuld. Die Z 1 des § 33 Abs 1 StGB enthalt sowonhl
Elemente des Erfolg- und des Handlungsunwertes, die Z 3 bis 5 und 7 des § 33 Abs 1 StGB
enthadlt Elemente betreffend des Handlungsunwertes und die Z 6 des § 33 Abs 1 StGB

enthalt Elemente betreffend des Gesinnungsunwertes®?.

Die aufgezahlten Erschwerungsgriinde des § 33 Abs 1 StGB betreffen,

- das Aufeinandertreffen von mehreren strafbaren Handlungen gemafs Z 1,

- das Vorliegen einer Verurteilung wegen einer auf die gleiche schadliche Neigung
beruhende Tat gemal} Z 2,

- das Verflihren eines anderen zu einer strafbaren Handlung gemaf Z 3,

- als Urheber oder Anstifter einer von mehreren strafbaren Handlungen zu sein
gemal Z 4,

- aus rassistischen, fremdenfeindlichen oder besonders verwerflichen Griinden

gehandelt zu haben gemal Z 5,

221 Mayerhofer, StGB®, § 33 E 1; Mayerhofer, StGB®, § 34 E 1; Fabrizy, StGB, § 33 Rz. 1; Fabrizy,
StGB, § 34 Rz. 1.
22 Epner in WK?, § 33 Rz. 1.
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- in heimtickischer, grausamer oder fur das Opfer qualvollen Weise gehandelt zu
haben gemal Z 6 und

- bei Begehung der Tat die Wehr- und Hilflosigkeit des Opfers ausgenitzt zu haben
gemalR Z 7.

Erschwerungsgrinde im Urteil
Insgesamt lagen 31 Verurteilungen vor. In den 31 Verurteilungen wurden 56
Erschwerungsgriinde angefihrt, die sich auf das Delikt der Brandstiftung geman § 169 StGB

bezogen??. In drei Verurteilungen lag kein Erschwerungsgrund vor.

Abbildung 51: Erschwerungsgriinde
(Anzahl der im Urteil angegebenen Erschwerungsgrinde, aufgeteilt auf die haufigsten
Erschwerungsgriinde)
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Die Abbildung 50 zeigt die Anzahl der angefiihrten Erschwerungsgrinde. Der
Erschwerungsgrund der Faktenmehrheit lag mit 46,4% am haufigsten vor. Dies kdénnen
sowohl mehrere Brandstiftungen gewesen sein, als auch andere strafbare Handlungen. Da
der Erschwerungsgrund der Faktenmehrheit im Urteil jeweils nur einmal aufgezahlt wurde,
lag in 83,9% der Verurteilungen wegen § 169 StGB der Erschwerungsgrund der
Faktenmehrheit vor. Der Erschwerungsgrund des Vorliegens von Vorstrafen, die auf
derselben schadlichen Neigung beruhen, lag mit 19,6% am zweithdufigsten vor. Unter den
sonstigen Erschwerungsgrinden waren die fehlende Schuldeinsicht, das Verursachen eines
sehr hohen Schadens®*, die gemeinschaftliche Tatbegehung mit einem Komplizen, der
lange Tatzeitraum, die Tatbegehung wahrend eines bereits anhangigen Strafverfahrens,
rassistische Beweggriinde flr die Tatbegehung und die Unbeeindruckbarkeit des Téaters

durch die Untersuchungshaft enthalten.

% Eine Tatwiederholung beziiglich einer strafbaren Handlung nach dem SMG wurde nicht in die

Aufzahlung einbezogen.
24 Das Vorliegen eines hohen Schadens wurde in einem Fall in Innsbruck als erschwerend gewertet.
Dort lag der verursachte Sachschaden bei € 100.000.
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Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen (Faktenmehrheit):

Sollten mehrere konkurrierende Delikte in einem Strafverfahren angeklagt werden, so
wird auch Uber diese konkurrierenden Delikte gemeinsam abgeurteilt. Das Strafausmal} bei
mehreren konkurrierenden Delikten im Strafverfahren wird durch das Absorptionsprinzip
bestimmt. Maligebend fur den Strafrahmen ist das Delikt mit der héchsten Strafdrohung. Es
wird ein Strafmal} fur alle konkurrierenden Delikte gemeinsam bestimmt, das die héchste
Strafdrohung nicht (bersteigen darf. Dass der Tater nicht ein einzelnes, sondern mehrere
Delikte verwirklicht hat, ist als Erschwerungsgrund zu beriicksichtigen®”®. Es sind sowohl
ideal- als auch realkonkurrierende Delikte gleich zu behandeln?®. Idealkonkurrenz ist die
eintatige Verbrechensmehrheit. Diese liegt vor, wenn der Tater durch eine einzige strafbare
Handlung mehrere Delikte verwirklicht. Die Realkonkurrenz ist die mehrtatige
Verbrechenseinheit. Diese liegt vor, wenn der Tater mehrere Delikte, die in keinem
Zusammenhang untereinander stehen, verwirklicht hat und diese Delikte in ein und

d?*’. Des Weiteren kann innerhalb der Realkonkurrenz

demselben Urteil abzuurteilen sin
auch zwischen Verbrechenshaufung und Verbrechenswiederholung unterschieden werden.
Verbrechenshaufung liegt vor, wenn der Tater verschiedenartige Delikte begangen hat.
Hingegen liegt Verbrechenswiederholung vor, wenn der Tater gleichartige Delikte mehrfach

begangen hat®%.

Bei 26 Delikten lag Realkonkurrenz zu anderen Delikten vor. Die
Verbrechenshdufung und die Verbrechenswiederholung teilen sich wie folgt bei den

realkonkurrierenden Delikten auf:

Abbildung 52: Erschwerungsgrund der Faktenmehrheit
(Anzahl des Erschwerungsgrundes der Faktenmehrheit, eingeteilt nach Verbrechens-
haufung und Verbrechenswiderholung)
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%5 Mayerhofer, StGB®, § 28 Rz 4; Ratz in WK?, § 28 Rz 2.
%6 Ratz in WK?, § 28 Rz 3.

227 \Mayerhofer, StGB®, § 28 Rz 2.

228 Mayerhofer, StGB®, § 28 Rz 3.
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Aus der Abbildung 52 ist zu entnehmen, dass es sich bei je 30,8% der gemeinsam
angeklagten Delikte um Verbrechenshaufungen oder Verbrechenswiederholungen handelte.
Bei 38,5% der realkonkurrierenden Delikte handelte es sich sowohl um
Verbrechenshdufungen als auch um Verbrechenswiederholungen. Das bedeutet, dass der
Tater mehrere Brandstiftungen, versucht oder vollendet hat, und dass er zusatzlich noch
andere Delikte beging. Je nachdem welche Delikte zusammentreffen und in welcher
Haufigkeit sie vorlagen, hat der besondere Erschwerungsgrund gemal § 33 Z 1 StGB

unterschiedliche Auswirkungen auf das Strafmal3.

Eine Untersuchung von 98 Polizeiakten von Berliner Brandstraftatern kam ebenfalls
zu dem Ergebnis, dass 89% der untersuchten Tater neben dem Delikt der Brandstiftung
noch weitere andere Delikte begangen haben. 47% der Tater waren bereits vorbestraft. Nur

4% der Tater waren wegen eines weiteren Branddelikts vorbestraft™®.

11.3.3.1.2.2 BESONDERE MILDERUNGSGRUNDE DES § 34 STGB

§ 34 StGB nennt 20 Milderungsgrinde. Es werden im Folgenden die
Milderungsgrinde des (teilweisen) Gestandnisses, der Beeintrachtigung der
Zurechnungsfahigkeit, der ordentliche Lebenswandel und der Umstand, dass die Tat
(teilweise) beim Versuch geblieben ist, da diese besonders haufig in den ausgehobenen
Akten waren, erlautert.

Beeintrachtigung der Zurechnungsfahigkeit (§ 34 Abs 1 Z 1 und Z 11 StGB)

In den Urteilen wurde vermehrt als mildernd die Beeintrachtigung der

Zurechnungsfahigkeit gewertet. Diese Beeintrachtigung kann in einer (erheblich)
eingeschrankten Zurechnungsfahigkeit oder einer eingeschrankien Dispositions- und
Diskretionsfahigkeit bestehen. Dieser Milderungsgrund ist teilweise in § 34 Abs 1 Z 1 und Z
11 StGB zu finden.

§ 34 Abs 1 Z 1 StGB umfasst das Begehen einer Tat, wenn der Tater an einem
abnormen Geisteszustand leidet oder schwach an Verstand ist. Als abnormer
Geisteszustand ist das Vorliegen einer psychischen Abartigkeit zu verstehen, wenn diese
auch fur eine Einweisung in eine Anstalt fur geistig abnorme Rechtsbrecher gemal § 21 Abs
2 StGB relevant ist, jedoch noch nicht die Auspragung einer geistigen seelischen Abartigkeit
-hoheren Grades“ hat oder mangels einer entsprechenden Anlass- und/oder Prognosetat
nicht die Erfordernisse des § 21 Abs 2 StGB erfiillt™™. § 34 Abs 1 Z 11 StGB umfasst

Umstande, die einem SchuldausschlieBungs- oder Rechtfertigungsgrund nahe kommen.

229 Bondii, Kriminelle Feuerteufel?, Kriminalistik (2006) Nr. 60, S. 111.
20 Epner in WK?, § 34 Rz. 3.

129



Solche Umstande liegen im Grenzbereich zur Schuldunfahigkeit. Sie koénnen die
Zurechnungsfahigkeit jedoch nicht ausschlieRen®'. Es kénnen sowohl der Milderungsgrund
der Z 1 als auch der Z 11 vorliegen, jedoch nur bei einem hohen Grad an verminderter
Zurechnungsfahigkeit. Bei einem geringen Grad verminderter Zurechnungsfahigkeit ist nur §
34 Abs 1 Z 1 StGB in Erwagung zu ziehen?*?,

Ebenso kann durch den Konsum von alkoholischen Getranken die
Dispositionsfahigkeit und/oder die Diskretionsfahigkeit eingeschrankt werden, was ebenso

die Zurechnungsfahigkeit beeintrachtigt. Hier ist jedoch § 35 StGB zu beachten.

Ordentlicher Lebenswandel (§ 34 Abs 1 Z 2 StGB):

Flhrte der Tater bis zur Tatbegehung einen ordentlichen Lebenswandel und steht

die Tat mit seinem bisherigen Lebenswandel in einem auffallenden Widerspruch, so ist dies
im Urteil mildernd zu berlcksichtigen. Durch Unbescholtenheit alleine kann der
Milderungsgrund des ordentlichen Lebenswandels nicht hergestellt werden. Jedoch stehen

Vorstrafen der Annahme eines ordentlichen Lebenswandels meist entgegen®.

Die Tat ist (teilweise) beim Versuch geblieben ( § 34 Abs 1 Z 13 Fall 2 StGB):

Ist die Tat im Versuchsstadium geblieben, dann ist dies von den Gerichten mildernd

zu beriucksichtigen. Jedoch kommen bei Taten, die auf Grund einer missglickten oder
vereitelten Ausfuhrung (hier meist durch rasches Erfolgen von LodschmalRnahmen) versucht
geblieben sind, dem Milderungsgrund weniger Gewicht zu als bei Taten, die auf Grund des
fehlenden Vorliegens samtlicher Voraussetzungen des straflosen Rucktritts noch strafbar
sind®*.

(teilweises) Gestandnis (§ 34 Abs 1 Z 17 StGB):

Die Ziffer 17 des § 34 Abs 1 StGB umfasst zwei Falle. Der erste Fall betrifft das

Vorliegen eines reumutigen Gestandnisses. Der zweite Fall betrifft den wesentlichen Beitrag

des Taters zur Wahrheitsfindung. Diese Falle kbnnen nebeneinander vorliegen. Umfasst ein
Gestandnis nicht die subjektive Tatseite, so handelt es sich um einen Fall nach § 34 Abs 1 Z
17 Fall 2 StGB?*. Dabei ist der Einfluss des Gesténdnisses auf die Wahrheitsfindung zu

prufen ist.

21 58t 57/47.

232 Epner in WK?, § 34 Rz. 26; Leukauf/Steiniger, § 34 Rz. 18.
233 Epner in WK?, § 34 Rz. 6ff; Fabrizy, StGB®, § 34 Rz 4.

234 Epner in WK?, § 34 Rz. 31.

235 Epner in WK?, § 34 Rz. 38.
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Milderungsgrinde in den gegenstandlichen Verurteilungen:

In den vorgelegenen 31 Verurteilungen wurden insgesamt 90 Milderungsgrinde
angefiihrt, die sich auf das Delikt der Brandstiftung gemaR § 169 StGB bezogen®®. Im
Gegensatz zu den Erschwerungsgriinden gab es in jeder Verurteilung zumindest einen

Milderungsgrund. Die 90 Milderungsgriinde lassen sich wie folgt aufteilen:

Abbildung 53: Milderungsgriinde
(Anzahl der im Urteil angegebenen Milderungsgrinde, aufgeteilt auf die Ziffern 1 und 11, 2,
13 und 17 des § 34 StGB)
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Die Abbildung 53 zeigt, dass der in den gegenstandlichen Verurteilungen haufigste
Milderungsgrund, mit 26,7%, der (teilweise) Versuch war. Dieser Milderungsgrund des
teilweisen Versuchs bezieht sich auf die Verurteilungen bei Verbrechenswiederholung, wenn
nicht alle angeklagten Taten beim Versuch geblieben sind. 21,1% der Milderungsgriinde
beziehen sich auf den Milderungsgrund des ordentlichen Lebenswandels und 22,2% der
Milderungsgriinde beziehen sich auf den Milderungsgrund des reumiitigen Gestandnisses
oder auf den Milderungsgrund des Beitrags zur Wahrheitsfindung. Dabei wurde im Urteil nur
der Umstand des Gestandnisses herausgehoben. Eine Differenzierung zwischen einem
reumutigen Gestandnis und einem Beitrag zur Wahrheitsfindung erfolgte jedoch nicht. Ein
teilweises Gestandnis lag dann vor, wenn nicht alle angeklagten Taten gestanden worden
sind. In funf Fallen wurde nur ein Teilgestandnis abgegeben. In 14,4% der Milderungsgriinde
lag eine Verminderung der Zurechnungsfahigkeit vor. Hier wird nur die (erhebliche)
Verminderung der Zurechnungsfahigkeit, eine Einschrankung der Dispositions- und/oder
Diskretionsfahigkeit oder eine Minderung der Hemm- und Kritikfahigkeit angefuhrt. Eine
Zuordnung zu einer bestimmten Ziffer des § 34 StGB erfolgte nicht. In zwei Fallen war die

Zurechnungsfahigkeit eingeschrankt, da durch Alkoholkonsum die Hemmschwelle gesenkt

2% Dje Schadenswiedergutmachung durch Sicherstellung der Diebesbeute wurde nicht in die

Aufzahlung einbezogen, da diese nicht im Zusammenhang mit der Brandstiftung gemaf § 169 StGB
stand.
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war. In elf Fallen war die verminderte Zurechnungsfahigkeit auf die psychische Situation des
Taters zurick zu flhren. 15,6% der Milderungsgrinde entfallen auf sonstige Umstande.
Darunter ist der Versuch nachteilige Folgen 2zu beseitigen, die nachtragliche
Schadenswiedergutmachung, eine untergeordnete Tatbeteiligung, eine vernachlassigte
Erziehung, Einsichtsfahigkeit in die eigene Alkoholsucht, der Umstand, dass die Tat bereits
langer zurlckliegt, dass der Tater das 21. Lebensjahr noch nicht erreicht hat und der

Umstand, dass sich der Tater selber gestellt hat, enthalten.

11.3.3.2 BEDINGTE STRAFNACHSICHT

GemalR § 43 StGB kann eine Freiheitsstrafe unter Setzung einer Probezeit von einem
bis zu drei Jahren bedingt nachgesehen werden, wenn die Freiheitsstrafe nicht héher als
zwei Jahre ist und dies aus spezial- und generalpraventiven Grinden geboten ist. Auf Grund
der hohen ausgesprochenen Freiheitsstrafe kam eine bedingte Strafnachsicht in 32,3%
(zehn Verurteilungen) der Verurteilungen nicht in Betracht. In einem dieser Falle wurde der
Tater zu einer Zusatzfreiheitsstrafe von zwei Jahren fir das Delikt der Brandstiftung gemag §
169 Abs 2 Fall 2 StGB verurteilt. Es war also in diesem Fall eine bedingte Strafnachsicht

nicht auszusprechen, weswegen auch dieser Fall in der Grafik nicht enthalten ist.

Es wurden jene Verurteilungen untersucht, in denen nach dem Gesetz der Ausspruch
einer bedingten Strafnachsicht zulassig ware. Diese wurden nach dem Ausspruch einer
bedingten, einer unbedingten bzw. einer teilbedingten Strafe zusammengefasst und

dargestellt:

Abbildung 54: bedingte Strafnachsicht
(Anzahl der Verurteilungen, in denen der Ausspruch der bedingten Strafnachsicht der
Freiheitsstrafe zulassig war, eingeteilt nach dem Ausspruch der bedingten Strafe)
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Die Abbildung 54 macht ersichtlich, dass bei 61,9% der Verurteilungen, bei denen ein
bedingter Ausspruch der Freiheitsstrafe mdglich war, die Freiheitsstrafe auch bedingt
ausgesprochen wurde. 14,3% der Freiheitsstrafen, bei denen ein bedingter Ausspruch der
Freiheitsstrafe moglich war, wurden unbedingt ausgesprochen. Eine dieser Freiheitsstrafen
konnten wegen der Anzahl an Vorstrafen nicht bedingt nachgesehen werden. Zwei
Freiheitsstrafen wurden nicht bedingt nachgesehen, da dies aus general- und
spezialpraventiven Uberlegungen nicht méglich war und die Freiheitsstrafe auch mit einer

Unterbringung gemaf § 21 StGB verbunden war.

11.3.3.3 STRAFENPRAXIS DER BRANDSTIFTUNG

Auf Grund von Untersuchungen von Burgstaller und Cséaszar (1985) wurde
festgestellt, dass es in den verschiedenen OLG-Sprengeln zu einer unterschiedlichen
Entwicklung in der Strathdhe bei erwachsenen Ersttatern gekommen war. Diese
unterschiedliche Strafenpraxis zeichnet sich dadurch aus, dass im
Oberlandesgerichtssprengel Innsbruck im Durchschnitt mildere Strafen ausgesprochen
wurden als im Oberlandesgerichtssprengel Wien. Die Oberlandesgerichtssprengel Linz und
Graz lagen dabei im mittleren Bereich. Diese regional unterschiedliche Strafenpraxis wird
auch als Ost-West-Gefélle bezeichnet”. Die Ursachen der unterschiedlichen Strafenpraxis
liegen nicht in der unterschiedlichen Kriminalitatsbelastung und Deliktsverteilung, sondern
viel mehr in den lokalen Gerichtsstrukturen. So gleichen sich in einem
Landesgerichtssprengel die Einschatzungen der Angemessenheit der Reaktionen und die
Entscheidungs- und Interpretationsregeln und es bildet sich eine gerichtsspezifische Routine
heraus®®.

Wie oben bereits dargestellt, fallt das durchschnittliche Strafmalf in Wien hoher aus
als in Salzburg und dieses wiederum hoher als in Innsbruck. Hier wurde jeweils das
Strafmald der rechtskraftigen gerichtlichen Entscheidung herangezogen. Ein Vergleich des
Strafmales ist jedoch nur méglich, wenn es sich auch in Bezug auf die Umstande des
angeklagten Sachverhaltes und daher auch Uber die Bestimmung des Strafmaflles um
vergleichbare Falle handelt. Da sich diese Falle teilweise sehr deutlich von anderen Fallen
durch das Handlungs- und Gesinnungsunwertes, durch den verursachten Sachschaden und
durch die besonderen Milderungs- und Erschwerungsgriinde gemall §§ 33ff StGB

unterscheiden, ist es notwendig vergleichbare Falle zusammenzufassen und diese

287 Burgstaller/Csaszar, Zur regionalen Strafenpraxis in Osterreich, OJZ 1985, S. 1ff und S. 43ff;

Burgstaller/Csaszar, Erganzungsuntersuchung zur regionalen Strafenpraxis, OJZ 1985, S. 417ff.
2 Hirtenlehner/Birklbauer, Lokale Gerichtskulturen, JRP 2006, S. 287ff.
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gegebenenfalls miteinander zu vergleichen. Es wurden die Falle in drei verschiedene
Gruppen eingeteilt.

- Die erste Gruppe besteht aus Fallen, die auf Grund des besonderen Gesinnungs-
oder Handlungsunwertes oder auf Grund von anderen Besonderheiten nicht mit
anderen Fallen verglichen werden kénnen. Diese Gruppe umfasst das Strafmafl von
zehn Tatern. Jedoch werden diese Falle nicht in einen Vergleich des Ost-West-
Gefalles einbezogen, da sie nicht mit anderen Fallen verglichen werden kdénnen.

- Die zweite Gruppe besteht aus Fallen, die auf Grund von aggressiven Motiven
begangen wurden und einen ahnlichen Gesinnungsunwert haben. Diese Gruppe
umfasst das Strafmall von 17 Tatern. Dieses Strafmal} soll auch im Folgenden
miteinander verglichen werden um ein mdgliches Ost-West-Gefalle zu Gberprifen.

- Die dritte Gruppe besteht aus Fallen, die wegen einem Versicherungsmissbrauchs
bzw. Versicherungsbetruges begangen wurden, da auch hier ein ahnlicher

Gesinnungsunwert besteht. Diese Gruppe umfasst das Strafmal} von vier Tatern.

11.3.3.3.1 NICHT VERGLEICHBARE FALLE

Eine Gruppe bilden die Falle, die nicht miteinander vergleichbar sind. Auf Grund des
besonderen hohen Handlungsunwertes oder des besonderen hohen Gesinnungsunwertes
waren diese Falle nicht mit Fallen aus demselben oder einem anderen
Landesgerichtssprengel vergleichbar. Dies betrifft folgende sechs Tater aus Wien:

o Der Tater zliindete zwei Baucontainer an. Das Feuer griff auch auf zwei
benachbarte Autos Uber und es entstand eine Feuersbrunst. Als der Tater den
Brand gelegt hatte, ging er in eine Bar. Dort stahl er einen Aktenkoffer, in der
Annahme, dass sich darin Wertgegenstande befanden. Als er auf der Stralke
war bedrohte er eine Passantin damit, dass sich Sprengstoff im Aktenkoffer
befande und er sie in die Luft sprengen werde, wenn die Polizei nicht seine
Forderungen erflllen wirde. Er verletzte die Passantin auch leicht.

e Der Tater kaufte ein Unfallauto um € 500. Nachdem er dieses wieder repariert
hatte verkaufte er es als unfallfrei um € 2.400. Der Tater wollte ebenso in der
Nacht einen Bekannten aufsuchen. Er verwendete einen Zentralschlissel, den
er zu besitzen nicht berechtigt war, und verschaffte sich so Zugang zum Haus.
Er klopfte an der Wohnung seines Bekannten an. Als dieser 6ffnete, schlug er
ihn nieder und biss ihn zweimal in den Nacken, dabei wurde das Opfer leicht
verletzt. AnschlieRend ziindete der Tater die Wohnung an zwei Stellen an und

sprang aus dem Fenster. Es entstand jedoch keine Feuersbrunst.

134



Der Tater wollte, dass seine Frau in einer Bar als Prostituierte arbeitet. Er
geriet in Streit mit der Barbesitzerin, da er bei seiner Frau mitverdienen wollte.
Er verlie die Bar und kehrte spater zuriick und ziindete ein Hinterzimmer in
der Bar an. Das Feuer konnte geléscht werden, bevor eine Feuersbrunst
entstand.

Die zwei Tater waren unterstandslos und kannten sich bereits. Sie sprachen in
einem Park eine Passantin an, die beide mit in ihre Wohnung nahm. Dort
tranken alle drei gemeinsam Alkohol. Es kam zum freiwilligen Beischlaf der
Passantin mit einem der Tater. Am nachsten Tag bekam die Passantin
Besuch von einer Freundin. Als diese wieder nach Hause zu ihren Kindern
gehen wollte, wurde sie von den anderen Dreien nicht aus der Wohnung
gelassen. Die Passantin legte ihr eine Hundeleine um bis sie keine Luft mehr
bekam, damit sie aufhérte sich zu wehren. Durch Drohungen wurde sie zum
Oralverkehr mit einem der Tater gezwungen. Dann nahm der zweite Tater das
Opfer in das Schlafzimmer um es dort zu vergewaltigen. Derweil stand der
zweite Tater vor der Schlafzimmertir um aufzupassen. Am nachsten Tag
suchte der Pflegebruder des Opfers in der Wohnung nach der Freundin, was
dem Opfer zur Flucht verhalf. Aus Arger, dass das Opfer anschlieRend bei der
Polizei Anzeige erhoben hatte, stiftete ein Tater den anderen an, sowohl die
Wohnung der Freundin, als auch die Wohnung des Opfers in Brand zu setzen.
Der zweite Tater kaufte darauf hin bei einer Tankstelle Benzin und versuchte
die Wohnungen anzuzinden. Eine Feuersbrunst ist dabei jedoch nicht
entstanden.

Der Tater geriet in Streit mit seiner Freundin. Er schlug sie und verletzte sie
leicht. Als sie die Wohnung verlie, nahm er ihr Baby und legte es, obgleich
es Winterzeit war, in einen Mdullcontainer. AnschlieRend zindete er die

Wohnung seiner Freundin an zwei unterschiedlichen Stellen an.

Und ein hohes Ausmalf’ an Handlungsunwert betrifft ebenso einen Fall aus Innsbruck:

Der Tater war gegen die Beschneidung von judischen Kindern. Da er die
Offentlichkeit auf diesen ,Missstand“ aufmerksam machen wollte, beging er in
einem Zeitraum von flnf Jahren eine 61-fache Sachbeschadigung. Diese
aulerte sich darin, dass er in der Nahe von Synagogen Autos zerkratze und
Drohungen an die Wande schrieb. Im Jahr 2002 wollte er vermehrt auf den
,Missstand“ aufmerksam machen und beschloss eine Tankstelle anzuzinden,
was ihm aber nicht gelang. Im Jahr 2005 brach er den Tankdeckel von zwei

Autos in einer Tiefgarage auf und versuchte den Tank zu entziinden, was ihm
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ebenfalls nicht gelang. Daraufhin suchte er eine Toilette auf und versuchte
dort eine Rolle Toilettenpapier in Brand zu setzen.

In einem weiteren Fall aus dem Landesgerichtssprengel Wien und zwei Fallen aus
dem Landesgerichtssprengel Innsbruck war auf Grund eines besonders geringen
Gesinnungsunwertes und geringen Erfolgsunwertes das Strafmall auferordentlich zu
mildern. Auf Grund der besonderen Umstadnde kdnnen diese Falle ebenfalls nicht mit
anderen Fallen der Brandstiftung aus der Untersuchungsgruppe verglichen werden.

o Der Tater litt wegen seiner schweren Kindheit an Depressionen. Er wollte sich
umbringen und rief bei der Feuerwehr an, dass er sein Haus anziinden und
sich umbringen werde. Er entziindete das Haus und sprang dann jedoch aus
dem Fenster. Das Haus brannte vollstdndig ab und dem Tater und dem
seinem Freund entstand ein Sachschaden von € 10.000. Es ist dabei auch
eine Feuersbrunst entstanden.

e Der Tater betrank sich in Gesellschaft von Bekannten. Dann nahm er eine
brennende Fackel und zindete ein Kartoffellager an. Auf Grund der hohen
Alkoholisierung, die eine volle Berauschung gemaR § 287 StGB zur Folge
hatte, war diese Tat gemaR §§ 287 Abs 1iVm 15, 169 StGB zu verurteilen.

o Der Beitragstater besorgte Benzin um eine Scheune anzuzinden, die er beim
ausfuhrenden Téater lagerte. Da der Tater hier nur Beitragstater und nicht
unmittelbarer Tater war, kann dies nicht mit anderen Fallen verglichen

werden.

11.3.3.3.2 BRANDSTIFTUNG AUS AGGRESSIVEN MOTIVEN

Die erste Gruppe muss weiter nach dem Erfolgsunwert unterteilt werden. Der
Erfolgsunwert bei der Brandstiftung richtet sich nach dem verursachten Schaden. In einem
Urteil in Innsbruck wurde die Schadenshdhe von € 100.000 als erschwerend festgestellt. Es
wird daher eine Untergruppe gebildet, die einen geringeren Erfolgsunwert mit einem
Sachschaden von unter € 100.00 hat und eine weitere Untergruppe mit einem Sachschaden
ab € 100.000, die einen hdéheren Erfolgsunwert bildet. In zwei Fallen kam es zu
Rauchgasvergiftungen, die teilweise als leichte und teilweise als schwere
Korperverletzungen eingestuft wurden. In diesen Fallen wurde auch die Schadensgrenze
von € 100.000 uberschritten. Diese beiden Falle sind daher jedenfalls zu der Untergruppe mit
dem hdéheren Erfolgsunwert hinzuzuzahlen. Todesfalle durch Brandstiftung waren in den

Akten nicht enthalten.
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11.3.3.3.2.1 GERINGER ERFOLGSUNWERT

Diese Untergruppe umfasst das Strafmall von zehn Tatern. Drei davon wurden im
Landesgerichtsprengel Wien, finf wurden im Landesgerichtssprengel Innsbruck und zwei im
Landesgerichtssprengel Salzburg verurteilt. War die Hohe des Schadens aus den Akten
nicht zu entnehmen, so wurde auf das Ausmal} des Schadensfeuers abgestellt. Um das
Strafmald weiterhin vergleichen zu kénnen, werden in der folgenden Tabelle die Milderungs-

und die Erschwerungsgriinde und die Umstande der Brandstiftung aufgeschlisselt.

Tabelle 29: Strafenpraxis bei Delikten mit geringem Erfolgsunwert

LG/ | Schaden Objekt Milderungsgriinde Erschwerungs- | Strafmal}
Nr in Euro grinde in Monaten

Z1/ | 22 | Z3 | Z17 | sonstige | Z1 sonstige
11239

IB1 2xMdillcontainer | X X | X X @3) 18
in Holzschup-
27.552
pen, 1 x
Dachboden
IB2 2xMiillcontainer | X X X X (3) 12
in Holzschup-
27.552
pen, 1 x
Dachboden
IB3 [ unbekannt | 2 x Kellerraum | X X [ X [X X @) 12
IB4 2 x Bastel- X X | x [|X X 18
31.644 | werkstatt, (3+1)%0
1 x Heizkeller
IB5 1 x Stall, X X Z2 18
unbekannt
1 x Berghiitte
1 x Hotel
Sb1 56.324 x Hote X Z15 X 18
(1+3)
Sb2 1xBaucontainer, X X X 716 X 20
6.060 | 1xGartenhditte, (3+1)
1xHolzstapel
W1 23,500 2xK<—T;.IIerraum, X X [ X X 18
2xMullcontainer (3+1)

%9 In der Gruppe der Z1/Z11 sind die Milderungsgriinde der verminderten Zurechnungsfahigkeit

enthalten. Siehe auch unter Punkt 11.5.1.2.2.

240 Bej den in Klammer gesetzten Zahlen handelt es sich um die Anzahl realkonkurrierender Delikte.
Sollten zwei Zahlen in Klammer gesetzt worden sein, so handelt es sich bei der ersten Zahl um
Verbrechenswiederholung und bei der zweiten Zahl um Verbrechenshaufung.
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W2 22 000 1xWohnung X X R?SCher 24
Ruickfall
W3 15xMuillcontainer X X X 20
unbekannt
(15+1)
Sachschaden:

In drei Fallen war die Héhe des Sachschadens unbekannt. Es ist jedoch durch das
Schadensfeuer nicht zu erheblichen Beschadigungen gekommen, so dass der Sachschaden
jedenfalls unter dem Betrag von € 100.000 liegt. Daher wurden diese Falle zu denen mit
einem geringeren Erfolgsunwert gezahlt.

e Das erste Feuer im Keller konnte durch die Mutter schnell geléscht werden.
Es sind nur ein paar Gegenstande beschadigt worden. Beim zweiten Feuer
schmolz ein Plastikschlauch, wodurch Wasser ausgeronnen ist und das Feuer
ebenfalls geléscht wurde.

e Der Tater ziindete eine Schnur an, die zum Stall fihrte. Das Feuer an der
Schnur erlosch jedoch von selber und der Stall in der GréRe von 80 m? blieb
unbeschadigt. Der Tater ziindete eine Hutte, in der Grélke von 40 m?, neben
dem Stall an. Diese Hiuitte brannte vollstandig ab.

e Der Tater ziindete 15-mal Mistkiibel in einem Hof an. Uber den Mistkiibeln
war eine holzverkleidete Loggia. Das Feuer konnte jedoch geldscht werden
und breitete sich nicht auf die Holzverkleidung aus. In zwei Fallen war die

Schadenshohen den Akten zu entnehmen. Diese betrug je € 500.

Milderungsgrunde:

Die haufigsten Milderungsgriinde in den Verurteilungen waren der ordentliche
Lebenswandel bzw. die Unbescholtenheit, eine eingeschrankte Zurechnungsfahigkeit, dass
die Tat beim Versuch geblieben ist und dass der Tater ein Gestandnis abgelegt hat oder
auch sonst zur Wahrheitsfindung beigetragen hat. Die mit einem ,X“ markierten
Milderungsgriunde sind jene, die im konkreten Fall vom Gericht im Urteil enthalten waren.
Sollte ein Gestandnis zur Brandstiftung nur teilweise vorgelegen haben, so wurde dies in der

Tabelle dennoch als Gestandnis gewertet. Dasselbe gilt auch fir den Versuch.

Erschwerungsgriinde:

In acht Fallen begingen die Tater mehrere strafbare Handlungen derselben oder
verschiedener Art. Die Anzahl der strafbaren Handlungen derselben Art wurden in der
Klammer als erste Ziffer dargestellt. Strafbare Handlungen verschiedener Art wurden in der
Klammer als zweite Ziffer dargestellt. Hierbei handelte es sich um Sachbeschadigungen oder

um Diebstahle. Sowohl die Sachbeschadigung als auch der Diebstahl, auch wenn es sich
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hierbei um einen Einbruchsdiebstahl handelte, wiegen in der Strafbemessung nicht so
schwer wie die Brandstiftung.

e Der Tater war im Gasthaus und hatte den Eindruck, man wirde sich Uber ihn
lustig machen. Er stahl daher um sich zu rachen einen HotelschlUssel aus einer
Jackentasche. Er gelangte mit dem Hotelschliissel in das Zimmer seines Opfers.
Dort stahl er aus einem Rucksack ein Fernglas und eine Wasserflasche.
Anschliellend entziindete er in einer Waschekammer, im Stiegenhaus und am
Dachstuhl des Hotels ein Feuer.

e Der Tater versuchte 15 Mal eine Feuersbrunst zu verursachen. Ebenso versuchte
der Tater einen Ladendiebstahl in einer Lebensmittelkette. Das Diebesgut hatte
einen Wert von € 11,80.

11.3.3.3.2.2 VERGLEICHBARKEIT

Bei der Strafbemessung wird, wie oben bereits erwahnt, unter Abwagung der
strafrelevanten Umstande ein Strafma® gefallt. Es handelt sich hierbei um
Einzelfallentscheidungen. Auf Grund der unterschiedlichen Tatumstande und der geringen
Anzahl an Verurteilungen ist es jedoch nicht moglich, das Strafmall aussagekraftig zu
vergleichen. Auffallend ist jedoch, dass bei den Verurteilungen in Innsbruck ein Strafmafl} bis
zu 18 Monaten verhangt wurde, wahrend in Wien ein Strafmal ab 18 Monaten verhangt
wurde. Jedoch wurde in 50% der Verurteilungen mit niederem Erfolgsunwert ein Strafmal}

von 18 Monaten verhangt.

11.3.3.3.2.3 HOHER ERFOLGSUNWERT

Tabelle 30: Strafenpraxis bei Delikten mit hohem Erfolgsunwert

LG/ Schaden Objekt Milderungsgriinde Erschwerungsgriinde Straf-
Nr | Vermdgenin €/ Z1/ | Z2 | Z13 | Z17 | sonstige | Z1 sonstige malf
Kérperverletzung 11 in
Monaten

IB6 | Unbekannt Sagemiihle, | X X X (2)**" | Begehung mit | 18
Tenne Komplize, Z2

IB7 | 100.000 Einfamilien- § X X | X X Einsicht Schadens- 18
haus in Sucht héhe

1 Bei den in Klammer gesetzten Zahlen handelt es sich um die Anzahl realkonkurrierender Delikte.

Ist nur eine Zahl in der Klammer enthalten, so handelt es sich um eine Verbrechenswiederholung.
Sollten zwei Zahlen in Klammer gesetzt worden sein, so handelt es sich bei der ersten Zahl um eine
Verbrechenswiederholung und bei der zweiten Zahl um eine Verbrechenshaufung.
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1B8 | 200.000 Haus X X(1+1) 14%%

IB9 | 700.000 Supermarkt | X X X X(0+3) | Rascher 36
Ruckfall,
unbeeindruck-
bar durch U-
haft, Z2

W4 | 125.136/ 10xAuto, X X | X X Z15 X(15+1) 18

1 x leichte KV 5xMulltonne
W5 | 142.375/ 4xMdlltonne, X | X X X(6+2) 48

2 x leichte KV 2xFuBmatte
3 x schwere
KV

W6 | >1.000.000 1xBildungs- | X X X(0+1) | Schadens- 48
einrichtung héhe

Sachschaden:

In einem Fall, an dem zwei Tater beteiligt waren, war der entstandene Sachschaden
unbekannt. Da sowohl die Bausubstanz der Tenne als auch die Bausubstanz der Sdgemuhle
zerstort worden sind, wurde der entstandene Sachschaden als zumindest bei € 100.000 und

somit der Erfolgsunwert als hoch eingestuft.

Milderungsgrinde:

Wie bereits oben in der Gruppe der Delikte mit einem geringeren Erfolgsunwert
erlautert, markiert ein ,X“ in der Spalte, dass der betreffende Milderungsgrund im Urteil
angefiihrt wurde. Wurde ein Teilgestandnis abgegeben oder blieb die Tat teilweise beim
Versuch, so wurde dies in der Tabelle dennoch als Gestandnis bzw. Versuch gewertet. Die
haufigsten Milderungsgriinde waren der Umstand, dass die Tat oder eine der Taten teilweise
beim Versuch geblieben ist. Dennoch zeigen sich vor allem zur Gruppe mit geringerem

Erfolgsunwert keine wesentlichen Unterschiede.

Erschwerungsgriinde:

Wie bereits in der Gruppe der Delikte mit einem geringeren Erfolgsunwert ist der

haufigste Erschwerungsgrund das Vorliegen der Faktenmehrheit. Auffallend ist weiters, dass

%2 Es wurde neben der Freiheitsstrafe auch eine Geldstrafe in der Hohe von 250 Tagessatzen zu je €

5,- verhangt. Dabei handelt es sich um eine Geldstrafe fir eine Straftat gemaf § 133 Abs 1 und Abs 2
2. Fall. Die verhangte Freiheitsstrafe von 14 Monaten bezieht sich ausschlieRlich auf das Delikt der
Brandstiftung.
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im Fall IB7 (Tabelle 30) der Erschwerungsgrund eines hohen Sachschadens im Urteil
angefuhrt wurde. Der Sachschaden lag hier bei € 100.000. In Wien wurde dieser
Erschwerungsgrund im Fall W6 (Tabelle 30) im Urteil bei einer Schadenshéhe von
.,mehreren Millionen Euro“ angefuhrt. Obwohl der Sachschaden in den anderen
Verurteilungen zwischen den beiden Schadensbetrdgen lag, wurde dieser erschwerende

Umstand nicht im Urteil angefuhrt.

11.3.3.3.2.4 VERGLEICHBARKEIT

Auch hier muss festgestellt werden, dass es sich um Einzelfallentscheidungen
handelt, bei denen das Strafmal® nur schwer verglichen werden kann. Jedoch kann
festgestellt werden, dass bei Delikten mit einem Sachschaden unter € 100.000 im
arithmetischen Mittel ein Strafmald von 15,8 Monaten verhangt wurde. Bei Delikten, in denen
ein Sachschaden von mindestens € 100.000 verursacht wurde, wurde im arithmetischen
Mittel ein Strafmall von 28 Monaten verhangt. Hierbei wird deutlich, dass Straftaten, die
einen hohen Schaden verursacht haben, auch mit einer hohen Freiheitsstrafe geahndet
werden. Dies ist jedoch nicht zwangsweise der Fall. Nimmt man den Fall IB8 (Tabelle 30)
heran so wurde zwar ein hoher Sachschaden an einer fremden Sache verursachte, jedoch
wurde mit einem Strafmall von 14 Monaten eine Freiheitsstrafe im unteren Bereich des

Strafrahmens gewahlt.

11.3.3.3.3 BRANDSTIFTUNG ZUM VERSICHERUNGSBETRUG

Die dritte Gruppe bilden die Brandstiftungen, die zum Versicherungsbetrug begangen
wurden. Darunter sind vier Verurteilungen enthalten, die sich mit drei Brandstiftungen
beschaftigen.

o Der Tater war als Geschaftsfihrer einer Firma tatig. Aufgrund von
Geldproblemen setzte er die Betriebsstatten in Brand. Dem Tater wurde auf
Grund des Brandschadens eine Versicherungssumme von € 200.000
ausbezahlt. Zusatzlich tduschte der Tater den Diebstahl zweier Firmenautos
im Wert von € 125.000 vor. Er wurde zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren
verurteilt, wobei 16 Monate unter Setzung einer Probezeit von drei Jahren
bedingt nachgesehen wurden.

o Der Tater ziindete eine Firmenhalle an, nachdem er die Versicherungssumme
in kUrzerer Zeit verdreifacht hatte. Er wurde zu einer bedingten Freiheitsstrafe

von 18 Monaten verurteilt.
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e Ein Hauseigentimer stiftete seinen Lebensgefahrten an, das eigene
Einfamilienhaus anzuzinden, um die Versicherungssumme zu kassieren.
Daraufhin ziindete der unmittelbare Tater das Haus an. Auf Grund der grol3en
Flammenentwicklung wurde das Nachbarhaus gefahrdet. Der unmittelbare
Tater erhielt eine Freiheitsstrafe von zwei Jahren. Da es sich dabei um eine
Zusatzstrafe handelte, konnte diese nicht zur Bewahrung ausgesetzt werden.
Der Hauseigentimer wurde im selben Verfahren wegen Anstiftung zur
Brandstiftung gemallk § 169 Abs 2 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 18
Monaten verurteilt. Diese wurden unter Setzung einer Probezeit von zwei

Jahren bedingt nachgesehen.
Die vier Tater wurden zu einer Freiheitsstrafe zwischen 18 Monaten und zwei Jahren
verurteilt. Die erste Verurteilung erging im Landesgerichtssprengel Wien. Die anderen drei
Verurteilungen ergingen im Landesgerichtssprengel Salzburg. Auf Grund der geringen

Anzahl lassen sich aber kaum RUckschlisse auf ein Ost-West-Gefalle ziehen.

11.3.3.3.4 STRAFENPRAXIS IN DEN LANDESGERICHTEN

Versucht man die Strafhbéhen in den einzelnen Landesgerichtssprengeln zu
vergleichen, so wird schnell deutlich, dass sich durch die Unterschiedlichkeit der Taten keine
Schlisse auf eine moégliche unterschiedliche regionale Strafenpraxis ableiten lassen. Bei
einem Vergleich der Strafzumessungen aus dem Wiener Landesgerichtssprengel und dem
Innsbrucker Landesgerichtssprengel werden hochstens Tendenzen sichtbar. In Wien wurden
die zwei hochsten Freiheitsstrafen, namlich je vier Jahre, verhangt. Hingegen sind im
Innsbrucker Landesgerichtssprengel die drei geringsten Strafzumessungen zu finden. Im
Salzburger Landesgerichtssprengel sind nur zwei Verurteilungen in dieser Gruppierung
enthalten, die mit einem Strafmall von 18 und 20 Monaten im Durchschnitt liegen.
Weswegen sich auf diesen Landesgerichtssprengel keine Rickschlisse ziehen lassen.
Vergleicht man jedoch das Strafmal} der Verurteilungen IB7 und IB8 (Tabelle 30) aus dem
Innsbrucker Landesgerichtssprengel, so lassen sich auch zwischen diesen
Strafzumessungen starke Divergenzen aufzeigen. Dies trifft auch auf die Verurteilungen W4
und W5 (Tabelle 30) des Wiener Landesgerichtsprengels zu. Auch hier befinden sich
Divergenzen in der Strafhdhe. Dadurch kristallisiert sich auch eine unterschiedliche
Strafenpraxis innerhalb eines Landesgerichtssprengels heraus. Dies kann durchaus mit der
geringen Anzahl an Verurteilungen gemaf § 169 StGB in Zusammenhang stehen. Durch die
geringe Anzahl kann sich mdglicherweise keine einheitliche Strafenpraxis entwickeln.
Sicherlich spielen auch die unterschiedlich gelagerten Tathandlungen eine erschwerende

Rolle. Davon unabhangig muss an dieser Stelle angemerkt werden, dass bei einem
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besonders breiten Strafrahmen, so wie dies bei der Brandstiftung der Fall ist, natdrlich
grélRere Abweichungen von Strafe innerhalb des Strafrahmens méglich sind, auch wenn es

sich nach der personlichen Meinung um ,gleichartige Falle handelt.

11.3.3.4 BRANDSTIFTUNG ALS GEMEINGEFAHRDUNGSDELIKT

Es wird oft angefihrt, dass der § 169 StGB auf Grund der hohen Strafdrohung priméar
einen Schutz fir Leib und Leben darstellt. Hinter der Sachgefahr misse zumindest eine
abstakt potentielle Gefahr fur Leib und Leben einer gréBeren Anzahl von Menschen
stehen*®. Daher gilt es zu untersuchen, wie weit sich die Gefahrlichkeit der Handlung fiir das
Rechtsgut Leib und Leben auf das Strafmal} ausgewirkt hat.

Bei der Gefahrlichkeit der Taten fir Leib und Leben sollten Abstufungen getroffen
werden um die verschiedenen Taten und Verurteilungen einordnen zu kénnen. Hierbei
werden vier Gefahrenabstufungen aufgestellt, die sich durch die Wahrscheinlichkeit des
Schadenseintrittes unterscheiden.

1. Verletzung des Rechtsgutes Leib und Leben: es hat sich die Gefahrdung des
Rechtgutes durch einen konkreten Schadenseintritt verwirklicht

2. Konkrete Gefahrdung des Rechtsgutes Leib und Leben: das Rechtsgut wurde
konkret gefahrdet hat, jedoch ist kein Schaden entstanden; Dies ist vor allem dann
der Fall, wenn sich im Objekt, in dem eine Feuersbrunst gelegt wurde, Personen
aufgehalten haben.

3. Abstrakt potentielle Gefahrdung des Rechtsgutes Leib und Leben: in der nur durch
Zufall kein Rechtsobjekt konkret gefahrdet wurde; Dies ist dann der Fall, wenn sich in
dem Objekt in dem eine Feuersbrunst gelegt wurde, normalerweise Personen
aufhalten, dies jedoch durch Zufall zum Tatzeitpunkt nicht der Fall war.

4. Abstrakt potentielle Gefahrdung des Rechtsgutes Leib und Leben, in der nur durch
die hypothetische Weiterentwicklung der Feuersbrunst eine Gefahrdung von Leib und
Leben entstanden ist. Dies ist dann der Fall wenn sich in dem Objekt, in dem eine
Feuersbrunst gelegt wurde, regelmaRig keine Personen aufhalten oder der Tater
wusste, dass sich dort keine Personen aufhalten und die abstrakt potentielle
Gefahrdung des Rechtsgutes Leib und Leben nur durch eine mdgliche

Weiterverbreitung der Feuersbrunst tiber dieses Objekt hinaus verwirklicht wird.

In  nachfolgender Abbildung werden den Verurteilungen mit demselben

Gesinnungsunwert (aus aggressiver Motivation) je nach Ausmal der Gefdhrdung des

243 Kienapfel/Schmoller, StudB BT III%, Rz. 57; Hinterhofer, BT II*, Rz 2.
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Rechtsgutes Leib und Leben anhand der obigen Skalierung die Punkte 1 bis 4 (wie oben

erldutert) zugeteilt und anschlielend das Strafmal} verglichen.

Tabelle 31: Geféhrlichkeit der Anlasstaten und Strafmafld im Vergleich

Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4
LG/Nr Strafmald | LG/Nr Strafmald | LG/Nr Strafmald | LG/Nr Strafmal}
(in Monaten) (in Monaten) (in Monaten) (in Monaten)
W4 18 IB2 12 SB2 20 IB5 18
W5 48 IB3 12 IB6 18
IB8 14 IB7 18
IB1 18 IB9 36
IB4 18 W6 48
SB1 18
W1 18
W3 18
W2 24
1] 33 %] 16,9 %] 20 %] 27,6

Aus Tabelle 31 ist zu entnehmen, dass kein Zusammenhang zwischen der
Gefahrlichkeit fur Leib und Leben der Tat und dem verhangten Strafmal} festgestellt werden
konnte. Dabei fallt auf, dass das Strafausmal® in jenen Fallen, in denen sich ein

Personenschaden realisiert hat, im Durchschnitt am héchsten ausgefallen ist.

11.34 RECHTSMITTEL

In 75,0% der Falle wurden keine Rechtsmittel erhoben. Als erhobenes Rechtsmittel
wurden nur solche gewertet, die sich gegen das Delikt der Brandstiftung richteten.
Rechtsmittel, die sich auf andere Delikte bezogen, wurden nicht gewertet. In elf Fallen
wurden Rechtmittel vom Tater oder von der Staatsanwaltschaft erhoben. In acht dieser Falle
erhob nur der Tater Rechtsmittel. In einem Fall erhob nur die Staatsanwaltschaft und in zwei
Fallen erhob sowohl der Tater als auch die Staatsanwaltschaft Rechtsmittel. In zehn Fallen
wurde sowohl eine Nichtigkeitsbeschwerde als auch eine Berufung gegen den Ausspruch
Uber die Strafe erhoben. In einem Fall wurde nur eine Berufung gegen den Ausspruch der

Strafe erhoben.
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11.3.4.1 NICHTIGKEITSBESCHWERDE

Es wurde insgesamt elfmal Nichtigkeitsbeschwerde erhoben. In einem Verfahren
wurde zweimal Nichtigkeitsbeschwerde erhoben, weil der ersten Nichtigkeitsbeschwerde
Folge gegeben wurde und das Verfahren aufgehoben wund zur ersten Instanz
zurickgewiesen wurde. Im zweiten Rechtsgang wurde erneut Nichtigkeitsbeschwerde
erhoben. In acht Fallen wurde die Nichtigkeitsbeschwerde zurickgewiesen. In drei Fallen
wurde der Nichtigkeitsbeschwerde Folge gegeben. Das Urteil wurde aufgehoben und die

Sache zur neuen Verhandlung an die erste Instanz zuriickgewiesen.

11.3.4.2 BERUFUNG GEGEN DEN AUSSPRUCH UBER DIE STRAFE

In sechs Fallen wurde das Rechtsmittel der Berufung Uber den Ausspruch der Strafe
abgewiesen. In vier Fallen wurde der Berufung stattgegeben und das Strafmald oder die
Probezeit verandert. In zwei dieser Falle wurde der Berufung iber den Ausspruch der Strafe
zum Nachteil des Taters Folge gegeben und das Strafmall erhéht in den anderen zwei
Fallen wurde der Berufung zu Gunsten des Taters Folge gegeben. In einem Fall wurde das

Strafmald zwar nicht geandert, allerdings wurden die Strafzumessungsgriinde korrigiert.
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KAPITEL C: RESUMEE

Aus dogmatischer Sicht begeht eine Brandstiftung gemall § 169 Abs 1, wer an
einer fremden Sache eine Feuersbrunst verursacht. Der Begriff der Feuersbrunst wurde
durch die Regierungsvorlage und durch die Rechtsprechung seit der Einfiihrung des StGB
gepragt. Fur eine Feuersbrunst ist eine Herbeifihrung einer grolen, nur mihsam oder gar
nicht mehr beherrschbaren Ausdehnung eines Feuers, und eine damit verbundene
Unldschbarkeit dieses, aus der menschlichen Gewalt entglittenen Feuers begriffsnotwendig.
Jedoch ist der Begriff der Feuersbrunst in der Judikatur und Lehre heute nicht unumstritten,
zumal sich in den letzten zehn Jahren eine allméhliche Wende in der Judikatur®* ereignet
hat. So geht die Rechtsprechung von der Brandstiftung als abstraktes Gefahrlichkeitsdelikt
im engeren Sinn weg und wandelt das Delikt in ein Gefahrlichkeitsdelikt, dass sowohl
Elemente der abstrakt potentiellen Gefahrlichkeit als auch Elemente der konkreten
Gefahrlichkeit in sich vereint. Damit soll sich der gemeingefahrliche Charakter der
Feuersbrunst konkretisieren um eine Ausdehnung des Tatbestandes zu verhindern. Jedoch
entfernt sich die Judikatur nur von einer strengen, konsequenten Prifung der ersten beiden
Auslegungskriterien und legt den Schwerpunkt der Tatprufung auf eine dritte, neu
geschaffene Tatvoraussetzung, namlich der abstrakt potentiellen Gefahr fir eine groRe
Anzahl von Menschen oder die konkrete Gefahr fur Eigentum in groRem Ausmald. Es ergab
sich bei Anwendung der beiden Beurteilungsvarianten keine unterschiedliche rechtliche

Beurteilung der in den Akten gegenstandlichen Taten.

Aus den Auswertungen Uber die Phanomenologie der Tat ergab sich, dass im
Schnitt 17,8 Taten auf ein Monat in den Landesgerichtssprengeln Innsbruck, Salzburg und
Wien fallen. Dabei war im Monat Janner und September ein hdheres Tataufkommen zu
verzeichnen. 20,0% der Taten entfielen dabei auf den Wochentag Samstag. Nur 9,5% der
Taten entfielen auf einen Mittwoch. 41,9% der Taten wurden wischen 00:00 Uhr und 05:00
begangen. Hingegen wurden zwischen 09:00 und 14:00 nur 12,6% der Taten begangen. Auf
das Tatauftreten haben Serienbrandstiftungen und Mehrfachbrandstiftungen teilweise
grofl3en Einfluss. Bei Serienbrandstiftungen handelt es sich um eine Reihe von selbstandigen
Brandstiftungstaten, die in kiirzeren Abstanden, meistens nur einige Tage, vom selben Tater
veribt wurden. Bei Mehrfachbrandstiffung handelt es sich um selbstandige
Brandstiftungstaten, die kurz hintereinander, also noch am selben Tag, von einem Tater

begangen wurden. Lasst man die Serienbrandstiftung und die Mehrfachbrandstiftung auler

¥ 11 Os 40/80; 10 Os 154/83; 9 Os 200/85; 15 Os121/96; 11 Os 76/02; 11 Os 96/02; 11 Os 137/03;
14 Os 59, 60/04; 13 Os 54/06z.
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Acht, so ergibt sich in der Tatverteilung meist ein homogeneres Bild. Dies entsteht dadurch,
dass in den Monaten, in denen eine Serienbrandstiftung auftritt, die Tatanfalle in einem oder
in zwei aufeinanderfolgenden Monaten stiegen. Die umfangreichste Serienbrandstiftung
bestand aus einer Reihe von 16 bekannt gewordenen Taten der Brandstiftung. Die
umfangreichste Mehrfachbrandstiftung bestand aus einer Tatenanzahl von sechs Taten an
einem Abend. Dies war die Ausnahme, da zumeist nur zwei Taten bei einer
Mehrfachbrandstiftung vorlagen. Daher wirkten sich die Mehrfachbrandstiftungen vor allem
auf die Aufschlisselung der Taten an einem Wochentag aus, weil dadurch an demselben
Tag mehrere Taten vorlagen. Serienbrandstifter bevorzugten jedoch nicht denselben
Wochentag, so dass sich dies auf das Tataufkommen an bestimmten Wochentagen nicht
stark auswirkte. Hingegen konnte beobachtet werden, dass Serienbrandstifter zu ahnlichen
Uhrzeiten ihre Taten begingen, weswegen sich dieses Tatverhalten wieder auf die
Aufschlisselung der Taten zu bestimmten Uhrzeiten auswirkte. Festzuhalten ist jedoch, dass
ohne die Effekte der Serienbrandstiftung und Mehrfachbrandstiftung die Verteilung der
Tatzeiten homogener ausfallen.

Eine Beobachtung der Wetterverhdltnisse und Temperaturverhéltnisse
zum Tatzeitpunkt brachte hervor, dass diese keine Rickschlisse auf ein erhdhtes
Tatverhalten zulassen.

Die Verteilung der Tatorte in Salzburg und Innsbruck ergab, dass sowohl in
den Stadten wie Innsbruck und Salzburg als auch in kleineren Doérfern Brandstiftungen
begangen wurde. Die Verteilung der Brandstiftungen in Wien ergab, dass sich 9,4% der
Tataufkommen innerhalb der Bezirke 1 bis 9 ereignet haben (dies inklusive der Mehrfach-
und Serienbrandstiftung). 90,6% der Taten wurden in den Bezirken 10 bis 23 begangen.
Auch ohne die Mehrfach- und Serienbrandstiftung wurden nur 11,3% der Brandstiftungsfalle
innerhalb der Bezirke 1 bis 9 verlbt. Die Serienbrandstiftung wirkte sich dabei hauptsachlich
auf den 16 und den 21. Bezirk aus.

Die haufigsten Tatobjekte waren mit 55,3% Gebaude. Die zweithaufigsten
waren Mullcontainer. Unter der Tatobjektgruppe der Gebaude waren zu 29,4% Keller und
zu 22,7% betrieblich genutzte Raumlichkeiten, wie zum Beispiel Lokale, Rdume von Hotels
oder Buros, betroffen.

In 71,6% der Brandstiftungsfalle hatte der Tater ungehinderten Zugang zum
Tatobjekt. Zu 11,6% hatten nur bestimmte Personen (Mieter, Hauseigentimer, etc.) Zugang
zum Tatobjekt. In 60,0% der Brandstiftungsfalle waren die Tatobjekte unversperrt bzw. offen
zuganglich. Dabei wahlten sich Serienbrandstifter ausschliellich Tatobjekte, zu denen sie
ungehinderten Zugang hatten.

Der gesamte Sachschaden aller Brandstiftungsfalle aus Akten der

Staatsanwaltschaft, die im Jahr 2005 im Landesgerichtssprengel Innsbruck, Salzburg oder
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Wien angelegt wurden, betrug € 5.545.820,25. In funf Brandstiftungsfallen ist kein Schaden
entstanden. Der hdchste Einzelsachschaden betrug € 600.000°*. Der Median lag bei €
7.125. Es zeigte, dass bei 43,8% der Falle der Sachschaden nicht mehr als € 5.000 betrug.
In 49,4% der Falle lag der Schaden uber € 1.000 und unter € 20.000. In allen 215
Brandstiftungsfallen gab es 28 leicht verletzte Personen, die eine leichte Rauchgasvergiftung
hatten. Es gab nur eine schwerverletzte Person, namlich einen Tater, der sich bei einem
Sprung aus dem Fenster das Bein brach. Es kamen durch die Brandstiftungen keine
Menschen zu Tode.

43,4% der Brandstiftungsfalle wurden durch einen Nachbarn gemeldet. In 23,1% der
Brandstiftungsfalle wurde der Brand durch einen Passanten zufallig entdeckt. Nur in 4,6%
der Brandstiftungsfalle meldete der Tater seine Tat selber.

Bei der Phanomenologie des Taters fiel auf, dass 25,5% der Tater Frauen waren.
74,5% der Tater waren Manner. Bei der Altersverteilung der Tater fiel auf, dass 26,8% der
mannlichen Tater das 22. Lebensjahr zum Tatzeitpunkt noch nicht vollendet und 17,1% der
mannlichen Tater das 45. Lebensjahr zum Tatzeitpunkt bereits erreicht haben. Jedoch hatte
kein weiblicher Tater das 22. Lebensjahr zum Tatzeitpunkt vollendet. 50% der weiblichen
Tater hatten das 45. Lebensjahr zum Tatzeitpunkt bereits erreicht. Aus der Altersaufstellung
der Tater ergab sich, dass die Anzahl der mannlichen Tater mit dem 40. Lebensjahr
kontinuierlich abnahm, wahrend die weiblichen Tater zwar zahlenmafRig geringer waren,
jedoch keine Abnahme durch ein héheres Alter zu verzeichnen war. Bei einem Vergleich der
Gerichtlichen Kriminalstatistik wurden diese Daten mit dem Alter der verurteilten Tater zum
Tatzeitpunkt im Jahr 2000 bis 2005 in allen Landesgerichtssprengeln verglichen. Auch diese
Aufteilung kam zu dem Ergebnis, dass die Anzahl der mannlichen Tater mit dem 35.
Lebensjahr kontinuierlich abnahmen, wahrend dies bei den weiblichen Tatern nicht der Fall
war.

Bei 30,3% der Tater war der héchste Schulabschluss ein Hauptschulabschluss.
42,4% der Tater erreichten einen Berufsschulabschluss. Von keinem Tater war bekannt,
dass er eine Matura an einem Gymnasium abgelegt hatte. 6,1% der Tater machten einen
Abschluss an einer HAK oder HBLA. Von keinem Tater war bekannt, dass er ein
universitares Studium abgeschlossen hatte. Es war daher das Bildungsniveau der Tater als
nieder einzustufen. Dementsprechend war auch die finanzielle Einkommenssituation der
Tater niedrig. 44,0% der Tater gingen zum Tatzeitpunkt keiner Beschaftigung nach. 22,0%
der Tater empfingen Beihilfen vom Staat oder von karitativen Einrichtungen. Das hochste

bekannte Monatsnettoeinkommen lag bei € 2.200 und wurde bei einem Berufskraftfahrer

25 Der hochste Sachschaden innerhalb der Datenmenge der Phanomenologie der Tat lag bei €

600.000. Der hochste Sachschaden innerhalb der Datenmenge der Sanktionierung lag Uber €
1.000.000.
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festgestellt. Das Einkommen der Tater lag im Durchschnitt bei € 738,18 netto im Monat. Das
durchschnittliche Nettoeinkommen der mannlichen Tater lag bei € 768,48 und das der
weiblichen Tater bei € 669,44 netto im Monat.

60,9% der Tater waren zum Tatzeitpunkt ledig. Nur 19,6% der Tater waren zum
Tatzeitpunkt verheiratet. 72,7% der Tater hatten zum Tatzeitpunkt die 6sterreichische
Staatsbiirgerschaft. 85,5% der Tater hatten ihren Wohnort in Osterreich. Beim Verhaltnis
des Wohnortes zum Tatort fiel auf, dass 80,0% der Tater die Tat innerhalb ihres eigenen
Wohnortes begingen. Innerhalb von Wien wurde der Tatort mit den Bezirken, in denen die
Tater wohnhaft waren verglichen. 90,5% der Tater begingen die Tat innerhalb ihres
Wohnbezirkes.

34,5% der Tater waren zum Tatzeitpunkt bereits vorbestraft. 37,6% der Vorstrafen
fielen auf Delikte gegen Leib und Leben. 31,2% der Vorstrafen stammten aus dem
Abschnitt gegen fremdes Vermdgen. Nur 3,2% der Vorstrafen waren auf Grund von Fallen
der Brandstiftung ergangen.

74,5% der Tater suchten das Tatobjekt nicht wahllos aus, sondern standen in
irgendeiner Beziehung zum Tatobjekt. 65,9% dieser Tater standen zum Tatobjekt in der
Funktion des Eigentimers, Mieters oder Pachters. 19,5% dieser Tater hatten durch
bekanntschaftliche oder familidre Kontakte einen Bezug zum Tatobjekt. Jedoch waren nur
3,6% der Tater bei der freiwilligen Feuerwehr.

38,2% der Tater standen zum Tatzeitpunkt unter dem Einfluss von Alkohol. 5,5%
der Tater begingen die Tat unter dem Einfluss von Drogen und 10,9% der Tater nahmen vor
der Tat Medikamente ein. Die Tater, die Medikamente vor der Tat zu sich nahmen, nahmen
zusatzlich auch Alkohol ein. 9,4% der Tater, die keine Medikamente zu sich nahmen, hatten
diese jedoch auf Grund einer psychischen Erkrankung einnehmen sollen. Dies beglnstigte
die Tat. Wie daraus zu erkennen ist, spielten die psychischen Belastungen der Tater eine
entscheidende Rolle.

Es wurde auch das Motiv des Téaters erfasst. Dabei muss jedoch einschrankend
erwahnt werden, dass sich das Motiv nur durch die innersten Beweggriinde des Taters
ergibt. Die Ursachen, die den Tater zu der Tat bewegt haben, wurden auf Grundlage der
Angaben der Tater erhoben. Jedoch gibt es in solch einem Fall keine Moglichkeit, solche
Angaben zu verifizieren oder zu falsifizieren. Die Aufschlisselung des Motivs ergab jedoch,
dass 44,2% der Taten begangen wurden, weil der Tater in Streit oder Argernis Uber eine
Person oder einen Umstand geriet. 11,6% der Tater litten an Wahnvorstellungen, die sie zu
ihren Taten trieben. 20,9% der Tater begingen die Tat aus depressiven Beweggrinden.
Vier Tater nahmen sich im Laufe des Strafverfahrens das Leben.

Gegen 44 Beschuldigte aus der Untersuchungsgruppe wurde ein Verfahren wegen

der Straftat der Brandstiftung gefiihrt. Davon waren 15,9% weibliche Beschuldigte. Die
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Differenz des Anteils der weiblichen Beschuldigten unter Punkt 11.2. zu den weiblichen
Tatern unter Punkt 10.2. ergibt sich dadurch, dass gegen 42,9% der weiblichen Tater das
Verfahren wegen Todesfolge oder Zurechnungsunfahigkeit zum Tatzeitpunkt eingestellt
wurde.

Gegen 79,5% der Beschuldigten wurde Anklage wegen des Verbrechens der
Brandstiftung erhoben. Gegen 20,5% der Beschuldigten wurde ein Antrag auf
Unterbringung in einer Anstalt fiir geistig abnorme Rechtsbrecher gestellt. Insgesamt waren
40,9% der Beschuldigten gemal § 180 Abs 2 ff StPO aF in Untersuchungshaft. 18,2%
wurden in einer Anstalt oder in einem psychiatrischen Krankenhaus gemaf § 429 Abs 4 iVm
§ 180 Abs 2 ff StPO vorlaufig angehalten. Der haufigste Grund fiir eine Untersuchungshaft
bzw. eine vorlaufige Anhaltung war die Tatbegehungsgefahr gemall § 180 Abs 2 Z 3a
oder 3b StPO aF. Gegen 88,5% der in Untersuchungshaft genommenen Beschuldigten
lagen mehrere Griinde fiir die Untersuchungshaft vor. Auch untersucht wurde, ob das
Verhangen der Untersuchungshaft Auswirkungen auf die Art der gerichtlichen Entscheidung
hatte. So ein Zusammenhang konnte bei den Beschuldigten, gegen die eine Anklage
erhoben wurde nicht festgestellt werden. Bei den Beschuldigten gegen die ein Antrag auf
Unterbringung in eine Anstalt flir geistig abnorme Rechtsbrecher gestellt wurde, wurden
66,7% vorlaufig angehalten und verurteilt.

88,9% der Beschuldigten wurde eine Verfahrenshilfeverteidiger gemaf § 41 Abs 2
StPO aF zugewiesen, da ihre finanziellen Mittel nicht fur eine Verteidigung ausreichten ohne
den Unterhalt zur einfachen Lebensflihrung zu gefahrden. Hier spiegeln sich die niedrigen
Einkommensverhaltnisse der Tater wieder.

Es wurden flir 44 Beschuldigte 51 Sachverstandigengutachten erstellt. Beachtlich
dabei war nicht nur, dass in 85,0% der Verfahren zumindest ein Sachverstiandigen
Gutachten erstellt wurde, ebenso dass 51,0% dieser Gutachten aus dem Fachgebiet der
Psychiatrie und Neurologie stammten. Hingegen stammten nur 43,1% der Gutachten aus
dem Fachgebiet der Brand- und Explosionsursachenermittiung oder aus dem Fachgebiet
des Brandschutzes. Diese Verteilung ist insofern beachtlich, als zur Beurteilung des
Vorliegens einer Feuersbrunst zumeist ein ,Brand“-Sachverstandiger ndétig ist. Dennoch
wurden die meisten Gutachten zur Fragestellung der Zurechnungsfahigkeit des Taters zum
Tatzeitpunkt erstellt. Es ist somit festzuhalten, dass sich das Problem der
Zurechnungsunfahigkeit der Tater sowohl in den Motiven des Taters, in den psychischen
Auffalligkeiten vor der Tat, in den Verfahrenseinstellungen wegen Zurechnungsunfahigkeit
zum Tatzeitpunkt, wenn die Voraussetzungen des § 21 Abs 1 StGB nicht vorliegen, als auch
in den Antragen auf Unterbringung in eine Anstalt flr geistig abnorme Rechtsbrecher

widerspiegelt.

150



70,5% der Beschuldigten wurden in einem gerichtlichen Verfahren verurteilt. 12,9%
davon wurden gemaR § 21 Abs 2. StGB in eine Anstalt fir geistig abnorme, gefahrliche oder
entwdhnungsbedurftige Rechtsbrecher eingewiesen. 15,9% der Tater wurden in eine Anstalt
fur geistig abnorme Rechtsbrechergemal’ § 21 Abs 1 StGB eingewiesen.

Bei der Erfassung der Milderungs- und Erschwerungsgriinde konnte beobachtet
werden, dass in 83,9% der Verurteilungen der Erschwerungsgrund der Faktenmehrheit
angeflhrt war. In 38,4% kam es dabei sowohl zur Verbrechenshaufung als auch zur
Verbrechenswiederholung. Die Milderungsgriinde teilten sich hauptsachlich auf die
mildernden Unstiande des Gestandnisses, des ordentlichen Lebenswandels, der Tatsache,
dass die Tat beim Versuch geblieben ist und dem Umstand, dass der Tater zum Tatzeitpunkt
nur eingeschrankt zurechnungsfahig war. Dies aulerte sich meist darin, dass entweder auf
Grund des psychischen Zustandes oder auf Grund einer hoheren Alkoholisierung, die
Diskretions- und/oder Dispositionsfahigkeit des Taters eingeschrankt war. Hier zeichnet sich
wieder das Problem der Zurechnungsfahigkeit der Brandstifter ab.

Das konkrete Strafmald der Verurteilungen erstreckte sich von sechs Monaten bis
zu zwoOlIf Jahren. Es zeigt sich, dass durch das aulerordentliche Milderungsrecht und durch
die Strafverscharfung beim Rickfall, der Strafrahmen von einem bis zu zehn Jahren unter-
und auch Uberschritten wurde. Dabei muss festgehalten werden, dass vielfach
grundverschiedene Taten gemeinsam angeklagt wurden. Ein Vergleich des Strafmalies zur
Klarung moglicher regionaler Unterschiede in der Strafenpraxis hat ergeben, dass die
Brandstiftungstaten so unterschiedlich gelagert waren, dass ein Vergleich des Strafmal3es
kaum moéglich war. Zudem sind auf Grund der geringen absoluten Zahlen nur erschwert
Schlussfolgerungen zu ziehen. Dennoch zeigen sich leichte Tendenzen, da in den Fallen, die
auf Grund der angeklagten Sachlage noch in einen Vergleich einzubeziehen waren, die drei
geringsten Strafzumessungen beim Landesgerichtssprengel Innsbruck vorkamen. Hingegen
wurden die zwei hdchsten Freiheitsstrafen vom Landesgericht fur Strafsachen Wien

ausgesprochen.

Zusammenfassend handelt es sich also bei der Brandstiftung um ein Delikt, dass in
sehr vielen Auspragungsformen vorkommt. Im Schadensbereich sind teilweise keine
Schaden entstanden. Der hochste Sachschaden betrug € 600.000. Vor allem begingen die
meisten Tater mehrerer Straftaten, sei dies eine wiederholte Brandstiftung oder auch eine
andere strafbare Handlung, wegen der sie gemeinsam angeklagt wurden. Die Tatergruppe
bestand zu 74,5% aus mannlichen Tatern. Besonders deutlich zeichnen sich in der
Tatergruppe die niedere Schulausbildung und eine dadurch niedrige Einkommenssituation
ab. Zudem kommt noch die psychische Auffalligkeit der Tater, die sich in depressiven

Zustanden, uber  Wahnvorstellungen bis hin  zu  Besachwalterungen  und
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Alkoholabhangigkeiten &duflert. Der Tateranteil an Feuerwehrleuten war mit 3,6%
verschwindend gering. Auch der Anteil der Tater, die den Brand aus Grunden des
Versicherungsbetruges verursachten lag nur bei 7,3%. Besonders auffallig war, dass Tater
ihre Brandstiftungen meist innerhalb ihres eigenen Wohnortes (in Wien innerhalb ihres

eigenen Wohnbezirkes) verubten.

Wahrend die Auswertung der Sanktionierung zeigte, dass auf Grund der
verschieden ausgepragten Straftaten, keine Vergleiche gezogen werden konnten, gibt es

eindeutige phdnomenologische Ergebnisse mit folgendem Resilimee:

1. Die Brandstiftung ist zumeist ein Delikt einer gesellschaftlich zurlickgesetzten,
mannlichen Tatergruppe, mit einem geringen Ausbildungsniveau und einem
dementsprechend niedrigen Einkommen.

Die Brandstiftung ist jedoch kein Delikt auslandischer Tater.

3. Die Tater sind vielfach psychisch angeschlagen und verarbeiten Spannungen in
ihnrer Umgebung schwer.

4. Die Taten erfolgen haufig in durch Alkohol enthemmten Zustand. Dabei ist an
Samstagen und in der Zeit zwischen 02:00 Uhr und 04:00 Uhr eine
Haufigkeitsspitze zu beobachten.

5. Die Anzahl der Versicherungsbetriger wird landldufig Uberschatzt. Dasselbe gilt
fur Brandstifter, die sich durch das Ldschen des selbstgelegten Brandes

hervortun wollen (Mitglieder der — freiwilligen — Feuerwehr).
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12 ANHANG

Abstract:

Die vorliegende Arbeit ist eine empirische Studie Uber die vorsatzliche Brandkriminalitat
in Osterreich. Sie beschaftigt sich mit dem Erscheinungsbild der Tat und des Taters sowie
mit der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft und die Sanktionierung durch die Gerichte.
Es wurde fur diese Studie in 372 Akten der Staatsanwaltschaft und in 35 Gerichtsakten aus
Innsbruck, Salzburg und Wien aus den Jahren 2003 bis 2005 Einsicht genommen.

Die Arbeit gliedert sich in drei Teile. Im ersten Teil der Dissertation — dem rechts-
theoretischen Teil — wird die rechtliche Grundlage fir die Brandstiftung und somit fur diese
Arbeit, der § 169 StGB, erlautert. Der zweite Teil der Dissertation bildet das Kernstick. In
ihm werden die, aus den Akten der Staatsanwaltschaft und aus den Gerichtsakten
gewonnenen Daten ausgewertet und die Ergebnisse erlautert und dargestellt. Im dritten Teil
der Dissertation — dem Resimee — werden die gewonnenen Daten anschlieend

zusammengefasst und diskutiert.
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